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Vorwort 

Das von den Vorauflagen angestrebte Ziel, in handlicher Form eine möglichst umfas-
sende Erläuterung des Binnenschiffahrtsrechts zu bieten, wird auch von dieser 
5. Auflage verfolgt. Daher wurden in die Kommentierung die Gesetze, Verordnun-
gen und Übereinkommen einbezogen, die neben dem Binnenschiffahrtsgesetz in der 
forensischen Praxis die wichtigste Rolle spielen. 

Das Werk berücksichtigt die Rechtsprechung bis 1. 7. 2007. In wenigen Einzelfällen 
wurden auch noch Entscheidungen eingearbeitet, die nach diesem Zeitpunkt veröf-
fentlicht wurden. Korrekturhinweise und Ergänzungsvorschläge, für die wir stets 
dankbar sind, erreichen uns unter BinSchR@rawaho.de. 

Dem Sekretariat unserer Kanzlei, insbesondere Frau Katharina Ledig, die den Haupt-
teil des Typoskripts erstellt hat, sagen wir unseren herzlichen Dank. Zu danken ha-
ben wir daneben Herrn Rechtsreferendar Dr. Martin Duncker für die Recherche wich-
tiger Quellen. Zu Dank verpflichtet sind wir schließlich Herrn Dr. Schremmer vom 
Verlag Walter de Gruyter für die ebenso freundliche wie beharrliche Betreuung. 

Gewidmet ist die Arbeit dem ehrenden Andenken von Dr. Wilfrid Bemm (1927-
2003), der als Mitglied des Schiffahrtssenats des Oberlandesgerichts Köln (1970-1992) 
sowie als Mitglied der Berufungskammer der Zentralkommission für die Rhein-
schiffahrt Straßburg (1992-2003) über 30 Jahre lang die Rechtsprechung des Bin-
nenschiffahrtsrechts maßgebend geprägt hat. Daneben hat er durch seine wissen-
schaftlichen Veröffentlichungen, vor allem in dem Kommentar zur Rheinschiff-
fahrtspolizeiverordnung und der 4. Auflage des vorliegenden Werkes, entscheidende 
Wegmarken des Binnenschiffahrtsrechts im letzten Drittel des vergangenen Jahr-
hunderts gesetzt. 

Mannheim, im August 2007 Die Verfasser 
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Hinweise für die Benutzer 

1. Soweit Abschnitte und/oder Paragraphen eines Gesetzes bzw. einer Verordnung 
amtliche Überschriften aufweisen, werden diese berücksichtigt. Nichtamtliche 
Überschriften sind mit eckigen Klammern versehen. Paragraphen ohne Gesetzes-
zusatz beziehen sich stets auf das gerade kommentierte Gesetz, zum Teil wird bei 
Zitierungen mehrerer Gesetze zur Vermeidung von Mißverständnissen zusätzlich 
die Bezeichnung des kommentierten Gesetzes verwendet. Hinsichtlich der Texte 
der in bezug genommenen Gesetze und Verordnungen verweisen wir auf die 
Sammelbände ΟttelundII sowie aufwww.transportrecht.de. 

2. OLG- und AG-Entscheidungen werden ohne gesonderten Hinweis darauf zitiert, ob es 
sich um eine Binnenschiffahrtssache handelt und, falls ja, ob das Gericht als Schif-
fahrts-, Rheinschiffahrts- oder Moselschiffahrts-(ober-)gericht entschieden hat. Im 
Vordergrund steht bei den herangezogenen Entscheidungen die Schiffahrtsju-
dikatur des vergangenen Vierteljahrhunderts, insbesondere der ZKR sowie der 
Oberlandesgerichte Köln1 und Karlsruhe. Entscheidungen des BGH wurden stets, 
Entscheidungen des RG nur noch in solchen Fällen eingearbeitet, in denen neuere 
Rechtsprechung nicht vorliegt. Gerichtsentscheidungen zu Paragraphen, die im 
Zuge der TRG-Novelle 1998 aufgehoben oder wesentlich verändert wurden, fin-
den noch insoweit Berücksichtigung, als ihre Begründungen - insbesondere zur 
Ausfüllung von Blankettnormen zur Sorgfaltspflicht in der Binnenschiffahrt (§§ 3, 
7ff, 21ff, 92b BinSchG) - auch auf die neue Gesetzeslage anwendbar sind. 

3. Bücher sind in den Fußnoten nur mit Kurztitel zitiert, die im Literaturverzeichnis 
angegeben sind. 

4. Die Zeitschrift für Binnenschiffahrt (ZfB) wird bis einschließlich des Jahres 1986 nach 
der Heftseite, ab dem Jahre 1987 nach der Sammlungsseite (SaS) zitiert. Soweit 
diese SaS, wie in letzter Zeit häufiger, in der Zeitschrift nicht mehr aufgeführt 
wird, zitieren wir nach Heftnummer und Heftseite. Grund für die Trennung der 
Zitierweise vor und nach 1987 ist zum einen der Umstand, daß die im Jahre 1968 
begonnene Paginierung nach SaS in den Heften 8/1973-12/1975 (SaS 519-696) 
und 1/1976-11/1978 (ebenfalls SaS 519-696) doppelt verwendet wurde, was zu 
Verwirrungen führen muß. Außerdem wurde, da die ZfB bis einschließlich 1986 

1 Vgl Wilfrid Bemm Zur Rspr des Schiffahrtssenates, in: Dieter Laum/Adolf Klein/Dieter Strauch (Hrsg), 
175 Jahre OLG Köln, Köln 1994, S 79ff. 
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die Heftseiten pro Jahr durchlaufend numeriert hat, in der Rechtsprechung über-
wiegend nach der Heftseite, erst nach 1987 durchweg nach der SaS zitiert.2 Wir 
verbinden diese Hinweise mit der Anregung, diese - auch von Bemm/v. Waldstein, 
RheinSchPV angewandte3 - Zitierweise einheitlich zu verwenden. 

5. Alphabetisch geordnete Rechtsprechungsübersichten finden sich bei § 8 Rn 46 (Sorg-
faltspflichten des Schiffsführers), § 92b Rn 76 (Anscheinsbeweis), § 92c Rn 32 (Mit-
verschulden) sowie Artt 34, 34bis MA Rn 16 (Gerichtszuständigkeit). 

6. Bei größerem Umfang findet sich am Ende der Kommentierung eines Paragra-
phen eine eigene Rubrik für Beweislast; bei geringerem Umfang finden sich Hin-
weise zu Beweisfragen in der jeweiligen Kommentierung selbst. 

7. Hinsichtlich der Entstehungsgeschichte des BinSchG verweisen wir auf die Vorauf-
lage, Einleitung, S 35ff. 

2 So auch die ZfB selbst, s Jahresinhaltsverzeichnis 1987 ZfB 1988, SaS 1219: „Entgegen bisheriger Übung 
beziehen sich die Zahlen auf die auf den Grünen Seiten verzeichneten Sammlungsseiten" (Hervorhebung im 
Original). 

3 Bemm/v. Waldstein RhSchPV, S XI. 
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1. Gesetz betreffend die privatrechtlichen 
Verhältnisse der Binnenschiffahrt 
(Binnenschiffahrtsgesetz - BinSchG) 

vom 15. Juni 1895 
(RGBl 1895, 301) 
zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes zur Änderung des Ölschadensgesetzes 
und anderer schiffahrtsrechtlicher Vorschriften v. 12. 7. 2006 (BGBl. 11461). 

Änderungen des Gesetzes 

Übersicht 

Lfd. 
Nr. 

Geänderte §§ Art der Änderung Änderungsgesetz Datum Fund-
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bis 137 
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62 bis 71 
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S. 369 
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(RGBl. IS. 1591) ersetzt 

Art. 1 Ziff. 4 einer VO 
zur Durchführung des 
Gesetzes über Rechte an 
eingetragenen Schiffen 
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Erster Abschnitt 
Schiffseigner 

S i 
[Schiffseigner] 

Schiffseigner im Sinne dieses Gesetzes ist der Eigentümer eines zur Schiffahrt 
auf Flüssen oder sonstigen Binnengewässern bestimmten und hierzu von ihm 
verwendeten Schiffes. 

1. Allgemeines 

Da der Begriff des Schiffseigners von zentraler Bedeutung für das Haftungsgefüge 1 
des BinSchG ist (vgl insbesondere §§ 2, 3 ,4 , 5, 5a, 5b, 5c, 6, 7 Abs 3,15ff, 79 Abs 3 ,92, 
92b, 92c, 92d, 109 Abs 3 ,113, 114, 115,118 Abs 2), beginnt das Gesetz mit einer Le-
galdefinition, die an den Reederbegriff im Seerecht erinnert („Reeder ist der Eigen-
tümer eines ihm zum Erwerbe durch die Seefahrt dienenden Schiffes", § 484 HGB), 
mit ihm aber nicht identisch ist (s Rn 10). 

Dabei ergibt sich bereits aus dem Wortlaut von § 1, insbesondere aber auch aus dem 2 
Vergleich mit § 2 Abs 1 Halbs 1, daß prägend für den binnenschiffahrtsrechtlichen 
Schiffseignerbegriff nicht das Sachen- bzw registerrechtliche Faktum der Eigentü-
merstellung als solches ist, sondern die tatsächliche Verwendung eines Binnenschif-
fes zu Schiffahrtszwecken auf Binnenwasserstraßen durch den Eigentümer. Dem-
gemäß kommt der Klärung dieser Definitionselemente, wie sie Gesetzgebung und 
Rspr vorgenommen haben, für die Anwendung des BinSchG maßgebende Bedeu-
tung zu. 

Übersicht 

1. Allgemeines 
2. Schiff als Sachbegriff. . 
3. Schiff als Rechtsbegriff 
4. Schiffseignerbegriff . . 

Rn 
1 - 2 

3-23 
24-46 
47 -54 
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BinSchG § 1 Schiffseigner 

2. Schiff als Sachbegriff 

3 a) Die Versuche, das Schiff im Sinne des BinSchG in einem bündigen Satz zu definie-
ren, können nicht immer als zielführend bezeichnet werden und erinnern nicht sel-
ten an die berühmtgewordene Eisenbahndefinition des Reichsgerichtes1. So wollte 
die amtliche Begründung des BinSchG 1894 als Schiffe subsumiert wissen „alle Fahr-
zeuge . . . , welche zur Schiffahrt verwendet und nach dem allgemeinen Sprachge-
brauch als Schiffe bezeichnet zu werden pflegen. Gewöhnliche Boote, Nachen, Gon-
deln und ähnliche kleine Fahrzeuge, welche zu Lustfahrten oder zum Übersetzen 
von Personen bemüht zu werden pflegen, fallen nicht unter das Gesetz."2 

4 Diese wenig konturenreiche Formel hat der BGH dann dahingehend zu präzisieren 
versucht, daß unter einem Schiff „jedes schwimmfähige, mit einem Hohlkörper ver-
sehene Fahrzeug von nicht ganz unbedeutender Größe zu verstehen (sei), dessen 
Zweckbestimmung es mit sich bringt, daß es auf dem Wasser bewegt wird.3" Diese 
sogenannte Hohlkörperdefinition ist insofern zu ergänzen, daß der Schiffszweck 
sich nicht in der bloßen „Bewegung auf dem Wasser" erschöpft, sondern ein Schiff 
als Nutzfahrzeug dadurch gekennzeichnet wird, daß Personen und/oder Güter mit 
dem Schiff von Α nach Β befördert werden. 

b) Ausgehend von diesem Definitionsversuch sind somit für die Bestimmung des 
einheitlichen Schiffsbegriffs (§ 92 Rn 5) des BinSchG wesentlich: 

M) Schwimmfähiger Hohlkörper 

5 Dieses Schiffsmerkmal, das vor allem für die frühere und mit dem Wegfall des Flöße-
reigesetzes im Jahr 1998 endgültig irrelevante Abgrenzung zum Floß entwickelt 
wurde, dürfte heute nur in den seltensten Fällen streitig werden. Auf einen bestimm-
ten nautischen Zuschnitt des Hohlkörpers kommt es nicht an, so daß auch Trans-
portzwecken gewidmete schwimmende Flüssigkeitsbehälter oder Hebeprähme als 
Schiff im Sinne von § 1 anzusehen sind.4 

66) Fahrzeuggröße 

6 Von dem Schiffsbegriff des BinSchG erfaßt werden nicht nur die heute in einer Länge 
von bis zu 135m und einer Tonnage von über 4 .0001 eingesetzten Fahrzeuge der Be-
rufsschiffahrt, sondern auch Kleinfahrzeuge (vgl §§ 4 Abs 5, 92 Abs 3 S 1). Vom Haf-
tungsregime des Gesetzes ausgenommen werden sollen lediglich Fahrzeuge mit ei-
ner völlig unbedeutenden Größe. Demgemäß hat bereits die amtliche Begründung 

1 RGZ 1, 247, 252. 
2 Begr BinSchG, 312. 
3 BGHNJW 1952, 1135 =LM $ 4 BinSchG Nr 3. 
4 RGZ 55,320. 
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Erster Abschnitt. Schiffseigner § 1 BinSchG 

zum BinSchG5 idR mit Muskelkraft betriebene Nachen, Gondeln bzw „gewöhn-
liche Boote" vom Anwendungsbereich des § 1 ausgenommen. Hierzu wird man 
auch Ruder- und Paddelboote, Tretboote sowie kleinere unmotorisierte Beiboote, 
Schlauchboote bzw Segelboote zu rechnen haben. Dagegen wurde ein Jollenkreu-
zer mit 20 m 2 Segelfläche5 bzw ein Schärenkreuzer mit 30 m 2 Segelfläche7 ebenso 
als Schiff im Sinne von § 1 eingeordnet wie eine mit einem Außenbordmotor ausge-
rüstete Pontonfähre von 121 Tragfähigkeit,8 ebenso ein 23,8 m langer Stelzenpon-
ton9 sowie ein 33 m langer Baggerponton.1 0 Wann die Schwelle von der zu vernach-
lässigenden Bootsklasse zu einer nicht ganz unbedeutenden Größe11 im Einzelfall 
überschritten wird, ist streitig.12 

cc) Gefährdungspotential 

Allein die Bezeichnung „Boot" oder „Sch i f f taugt als Unterscheidungskriterium 7 
nicht.13 Vielmehr ist gerade wegen des engen Zusammenhangs zwischen § 1 und 
der Haftungsnorm des § 3 auf das von dem jeweiligen Fahrzeug ausgehende Ge-
fährdungspotential, insbesondere in bezug auf Motorisierung14 und Geschwin-
digkeit, abzustellen.15 Die technische Zulassung des Binnenschiffs zum Verkehr 
(SS 4 , 5 BinSchUO) und die damit verbundene Ausstellung eines Schiffsattests durch 
die Schiffsuntersuchungskommission (SUK) (S6 BinSchUO) sind zwar die Regel, 
konstituierend für den Schiffsbegriff sind Zulassung und Attest jedoch nicht. 

Ein mit einem 55 PS Motor ausgestattetes, 8 m langes und 2,35 m breites Proviant- 8 
boot1 6 zählt ebenso als Schiff iSv § 1 wie ein Werkstattschiff.17 Vor allem aber unter-
fällt die unverändert wachsende Zahl motorisierter Sportboote,18 Wassersportge-
räte wie etwa Jet-Bikes, Windsurfbretter19 sowie Segelyachten auch dann dem 

5 Begr BinSchG, 312. 
6 BGH NJW 1972, 538 = VersR 1972, 246 = NJW 1972, 538 = BGHZ 57, 309. 
7 OLG Köln VersR 2002, 1534,1535. 
8 OLG Karlsruhe ZfB 1992, SaS 1382. 
9 OLG Karlsruhe VersR 1999, 385 = ZfB 1998, SaS 1712 = TranspR 1999, 304. 

10 OLG Hamm VersR 1998, 1133. 
11 BGH NJW 1952, 64, 1135; 1972,538. 
12 Vgl auch § 1.02 Nr. la RhSchUO: „Schiffe mit einer Länge von 20 m oder mehr". 
13 BGH NJW 1972, 538, 539. 
14 OVG Hamburg ZfB 1979 ,191 ,192 . 
15 BGH NJW 1972, 538; 1974, 470. 
16 BGH VersR 1960, 305, 307; BGH NJW 1958, 457. 
17 BFH BStBl 1955 III, 358. 
18 Vgl dazu die gesetzliche Definition des Sportbootes in $ 1.01 Nr 9 BinSchStrO: „Ein Wasserfahrzeug, das 

für Sport- oder Erholungszwecke verwendet wird." bzw. in § 1 Nr 2 Sportbootführerscheinverordnung -
Binnen vom 22. 3 .1989 , BGBl I S 536 ,1102: „Sportboote (sind) von ihren Bootsführern nicht gewerbsmä-
ßig, gewöhnlich für Sport- oder Erholungszwecke verwendete Fahrzeuge von weniger als 15 m 2 Wasser-
verdrängung ausgenommen Fahrzeuge, die durch Muskelkraft oder nur hilfsweise mit einem Treibsegel 
von höchstens 3 m 2 Fläche fortbewegt werden." 

19 KG ZfB 1981,380; BayVerfGH BayVBl 1979,335. 
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Schiffsbegriff des § l,z0 wenn deren Eignern nach dem ausdrücklichen Wortlaut von 
§ 4 Abs 1 die Möglichkeit, im Havariefall ihre Haftung summenmäßig zu begrenzen, 
nicht zusteht (§ 4 Rn 20ff). 

dd) Verwendung zu Schiffahrtszwecken 

9 Das Fahrzeug muß zunächst fähig und dazu bestimmt sein, sich nur auf dem Wasser 
fortzubewegen. Daher zählen Wasserflugzeuge und Luftkissenfahrzeuge, die - im 
Gegensatz zu einem Tragflächenboot21 - nur gelegentlich auf dem Wasser bewegt 
werden, nicht als Schiffe iSv § 1. 

10 Im Gegensatz zu dem Reederbegriff des Seerechts, bei dem das Erwerbsmotiv Tat-
bestandsmerkmal für den Reeder ist („eines ihm zum Erwebe durch die Seefahrt die-
nenden Schiffes," § 484 HGB; vgl aber Einschränkung für die Haftungsvorschriften 
gemäß Art 7 Abs 1 EGHGB), können in der Binnenschiffahrt auch nicht kommerziell 
betriebene Schiffe22 „zur Schiffahrt auf Flüssen und sonstigen Binnengewässern" 
von dem Schiffseigner verwendet werden (§ l).23 

11 In diesem Zusammenhang stehen heute im Vordergrund insbesondere die Sport-
boote (Rn 8), deren Verwender Schiffseigner iSv § 1 sind.24 Gleichwohl wird die 
Binnenschiffahrt überwiegend bestimmt von dem Bild des Berufsschiffes, das als 
Nutzfahrzeug der Beförderung von Gütern oder - im Bereich der Fahrgastschiff-
fahrt - von Personen dient. Auch wenn bei eingetragenen Binnenschiffen (§ 1 
Schiffsrechtegesetz) die Gewinnerzielungsabsicht des Eigners steuerlich als der Re-
gelfall angesehen wird (§§ 2 GewStG, 5 GewStDV), ist diese Eignerabsicht für den 
Schiffsbegriff nicht bestimmend. Maßgeblich ist vielmehr die Verwendung zur 
Schiffahrt, so daß die Rspr Wahrschauflöße25 ebensowenig wie Wohn- und Lager-
schiffe sowie Gaststätten- bzw Theater-, Messe- und Ausstellungsschiffe, sofern 
sie dauerhaft an Land, insbesondere mittels Schorbäumen, festgemacht sind,26 als 
Schiffe im Sinne des Gesetzes angesehen hat. 

12 Maßgeblich ist grunds der regelmäßige und dauerhafte Verwendungszweck.27 

Gleichwohl werden auch Schiffe, die nur vorübergehend als Hotel- oder Lagerschiff 
eingesetzt werden, unverändert § 1 zugeordnet.28 Badeanstalten am Strom, bei de-

20 BGH NJW 1952, 64 = BGHZ 3, 34, 43; 62, 146; BGH NJW 1972, 538; KG VersR 1974, 564; Klein VersR 
1978, 197. 

21 OLG Karlsruhe TranspR 2003, 245 = VersR 2003, 752. 
22 OLG Köln VersR 2002, 1534,1535. 
23 RGZ 51, 324; BGH NJW 1952, 1135; BGHZ 3, 34. 
2 4 Arg $ 4 Abs 1; BGH ZfB 1960, 104; BGHZ 35, 150 = NJW 1961, 1526; BGH VersR 1972, 456; BGH NJW 

1974,1654. 
25 ZKRUl'tv3. 5 .1993 (Az 277 Ζ 2/93). 
26 OVG Hamburg ZfB 1979,191; OLG Karlsruhe ZfB 1992, SaS 1382. 
27 BGHZ 25, 244. 
28 OLG Karlsruhe ZfB 1992, SaS 1382. 
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nen der Schwimmbereich durch schwimmende Pontons eingegrenzt wird, können 
dagegen wegen fehlenden Schiffahrtszweckes ebensowenig zu den Schiffen gezählt 
werden wie Schwimmdocks.29 

Bewegliche Schiffsbrücken sind keine Schiffe, stehen diesen aber im Falle von 13 
Schiffskollisionen gleich (§92 Abs 3 S 2). Dagegen unterfallen Schwimmkräne, 
Schwimmbagger bzw Elevatoren unmittelbar dem Schiffsbegriff nach § 1 (s auch 
§ 5e Abs 1 Nr 4).30 Dies gilt ebenso für Schuten und Leichter,31 wobei die gewerbli-
che Nutzung in diesen Fällen zwar die Regel, für den Schiffsbegriff aber nicht kon-
stituierend ist.32 Auch eine Leerfahrt eines grundsätzlich dem Binnenschiffahrts-
transport gewidmeten Fahrzeugs ändert nichts am Vorliegen eines Schiffes iSv § 1. 

Bei Fähren ist zu differenzieren: für frei schwimmende Fähren gilt § 1 ebenso wie 14 
das sonstige BinSchG, nicht frei fahrende Fähren unterfallen dagegen nicht dem 
Schiffsbegriff, das BinSchG ist insoweit mit wenigen Ausnahmen (§ 131 Rn 10) nicht 
anwendbar (§131 Abs 4).33 

Wasserschutzpolizeiboote, Feuerlöschboote sowie Fahrzeuge der Wasserstra- 15 
ßenverwaltung und des Zolls, die auf Binnenwasserstraßen eingesetzt werden, un-
terfallen als „andere Schiffe" iSv § 5e I Nr 1 (§ 5e Rn 3) dem Schiffsbegriff des § 1, wo-
bei für diese Fahrzeuge die Registerpflicht gemäß § 10 Abs 3 SchRegO entfällt. 

ee) Einsatz auf Binnengewässern 

Die Binnengewässer umfassen die gesamten Binnenwasserstraßen, also sowohl die 16 
natürlichen Ströme, Flüsse, Wasserläufe und Seen, als auch die künstlichen Wasser-
wege, die Kanäle. Die Erwähnung der Flüsse erfolgt in § 1 nur beispielhaft, wie sich 
aus dem Hinweis auf die sonstigen Binnengewässer ergibt (s auch § 26, wo nur von 
„Binnengewässern" gesprochen wird). Unerheblich ist, wer Eigentümer der Bin-
nengewässer ist, so daß das BinSchG auch Anwendung findet auf private Gewässer, 
auf denen Schiffahrt stattfindet.34 Zur (teilweisen) Einschränkung des sachlichen 
Geltungsbereichs der BinSchG s § 131 Rn Iff. 

Wegen der seit 1998 einheitlichen Geltung der Summenhaftung sowohl im Seerecht 17 
als auch im Binnenschiffahrtsrecht hat die früher wichtige Abgrenzung zwischen ei-
nerseits der Schiffahrt auf See und andererseits der Schiffahrt auf Binnengewässern 
an Bedeutung verloren. Entscheidend ist, ob das Fahrzeug zur Fahrt auf Binnenwas-

29 RGZ 86, 424. 
30 OLG Köln Ul't ν 9. 5. 1969 (Az 3 U 191/68); RGZ 51, 334; BGHZ 76, 201 = VersR 1980, 546 = NJW 1980, 

1747; BGH VersR 1978, 712. 
31 RGZ 51, 334; 64, 21; 78,178. 
32 BGH NJW 1972, 538, 539. 
33 S § 131 Rn Iff, 9ff. 
34 RG JW 1900, 351 Nr 27. 

9 



BinSchG § 1 Schiffseigner 

ser- oder Seewasserstraßen bestimmt ist.35 Nach § 1 Flaggcnrcch tsVO36 verläuft die 
Grenze zwischen der Seewasser- und der Binnenwasserstraße entlang der Festland-
und Inselküstenlinie, entlang der seewärtigen Begrenzung der Binnenwasserstraßen 
sowie entlang der Verbindungslinie der Molenköpfe bei Küstenhäfen bzw der äuße-
ren Uferausläufer von nicht zu den Binnenwasserstraßen zählenden Flüssen. Die 
seewärtige Begrenzung der Binnenwasserstraßen Eider, Elbe, Ems,37 Trave und 
Weser ergibt sich dabei aus dem als Anlage 2 zu § 1 Abs 1 Nr 1 BWaStrG38 veröffent-
lichten Verzeichnis der Binnenwasserstraßen des Bundes. Hilfsweise ist auf die in 
seemännischen Kreisen herrschende Anschauung abzustellen.39 

18 Ob das Schiff in das Binnenschiffs- oder Seeschiffsregister eingetragen ist (§§ 3 
SchRegO, 1 SchRG), ist nicht allein ausschlaggebend, kann aber eine entsprechende 
Zuordnung indizieren. Ist ein Fahrzeug für beide Gebiete einsatzfähig, kommt es 
auf seine Bestimmung und regelmäßige Verwendung an.40 In Zweifelsfällen, etwa 
bei einem Küstenmotorschiff, entscheidet über die haftungsrechtliche Einordnung 
der jeweilige Reiseverlauf bzw Havarieort.41 Für die Unterscheidung Seeschiff -
Binnenschiff nicht maßgeblich ist, ob die zugrunde liegenden Frachtverträge die 
Anwendung von See- oder Binnenschiffahrtsrecht vorsehen.42 Wird indes ein See-
schiff im Rahmen einer Überführungsfahrt der Werft auf einer Binnenwasserstraße 
zur Abnahme an einen Seeplatz verschleppt, ist das Schiff nicht iSv § 1 zur Schiffahrt 
auf einem Binnengewässer bestimmt. Unabhängig von der verkehrsrechtlichen Gel-
tung der BinSchStrO für diese Verschleppung kommt daher i ü, insbesondere haf-
tungsrechtlich, Seerecht zur Anwendung.43 

19 Das gleiche gilt, soweit sich bei der Beladung eines Binnenschiffes ex Seeschiff in 
einem Seehafen eine Havarie ereignet.44 Dagegen findet Binnenschiffahrtsrecht für 
die Haftung eines Lotsen Anwendung, der ein Seeschiff auf einer Binnenwasserstra-
ße als Hilfsschiffsführer überführt.45 

35 Zur Abgrenzung vgl $ 1 BWaStrG sowie BGH VersR 1978, 712 = ZfB 1978, 394; BGHZ 26, 201; OLG Celle 
VersR 1990,1297; RGZ 102,45; HansOLG VersR 1960,412. 

36 Flaggenrechts VO ν 4. 7 .1960 BGBl 11389, geändert durch VO ν 2 6 . 1 0 . 1 9 9 4 BGBl 13176. 
37 Zu den Grenzen des Fahrwassers auf der Unterems s BGH ZfB 1978, 93. 
38 BWaStrG ν 2 .4 . 1968 BGBl I 173, neugefaßt durch Bekanntmachung ν 4 . 1 1 . 1998 BGBl I 3294, zuletzt 

geändert durch Gesetz ν 18. S. 2002 BGBl 11914. 
39 RGZ 13, 68, 72f; 102, 45; BGHZ 76, 201, 204. 
4 0 Vgl Art 7 EGHGB „Verwendung eines Schiffes zur Seefahrt"; BGHZ 25 ,244 . 
4 1 BGH VersR 1980, 54S; LG Hamburg VersR 1981,729. 
4 2 OLG Celle VersR 1990,1297; BGHZ 25,244; BGH VersR 1976,203. 
43 BGHZ 25, 244, 24S. 
4 4 OLG Hamburg VersR 1985, 58. 
45 OLG Hamburg TranspR 199S, 33; zur begrenzten Lotsenhaftung analog $ 21 SeelotsG vgl BGH ZfB 1989, 

SaS 1256. 
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c) Beginn und Ende der Schiffseigenschaft 

Ein Schiffsbauwerk ist noch kein Schiff, weil ihm in der Regel die Schwimmfä- 20 
higkeit (§740 HGB Rn5), jedenfalls die Zweckbestimmung zur Beförderung von 
Personen und/oder Gütern fehlt. Ähnliches gilt für den noch unausgerüsteten 
Schiffskörper nach dem Stapellauf. Erst mit der endgültigen Fertigstellung und der 
Überprüfung des Schiffsgefäßes durch Klassifikationsgesellschaft bzw Schiffsunter-
suchungskommission erfährt das Fahrzeug die Widmung zur Personen- und/oder 
Güterbeförderung und damit die rechtliche Qualifikation als Schiff iSv § 1 (arg §§ 72 
SchRegO, 81 SchRG). 

Der nur vorübergehende Verlust einzelner Schiffsmerkmale (zeitweilige Außer- 21 
dienststellung, Werftaufenthalt, vorübergehender Einsatz als Hotel- oder Ausstel-
lungsschiff) ändert nichts an der Schiffseigenschaft.46 Ebensowenig schädlich ist der 
Umstand, daß das Fahrzeug außerhalb seiner Einsatzzeit an Land gelagert (Sport-
boote) oder in seine Einzelteile (Pontonfähre) zerlegt wird.47 

d) Schiffswracks 

Ist das Wrack zwar gesunken, aber noch (wirtschaftlich) bergungs- und reparaturfä- 22 
hig (vgl §§ 479, 873 HGB; s § 5j Rn 2), besteht die Schiffseigenschaft iSv § 1 fort, so-
lange der Schiffseigner sein Eigentum nicht aufgibt (bei eingetragenen Schiffen: gem 
§ 7 Abs 1 SchRG; iü gem § 959 BGB).48 Im Falle eines Schiffszusammenstoßes iSv § 92 
ist das Fahrzeug vor seiner Bergung zunächst kein Schiff mehr.49 Auch an gesunke-
nen Schiffen wirken grundsätzlich bestehende Schiffsgläubigerrechte fort.50 

Ist das Fahrzeug indes nicht mehr (wirtschaftlich) bergungs- und/oder reparaturfä- 23 
hig, geht die Schiffseigenschaft gemäß § 1 verloren.51 Soweit ein Schiff aus Alters-
gründen oder im Zuge einer Abwrackaktion abgewrackt,52 also das Schiffskasko 
(Rn 26) eingeschmolzen wird, verliert es seine Schiffseigenschaft mit dem Ende der 
Schwimmfähigkeit.53 

3. Schiff als Rechtsbegriff 

a) Das Binnenschiff ist eine bewegliche Sache iSv § 90 BGB, so daß grundsätzlich 24 
allgemeines Schuld- und Sachenrecht zur Anwendung kommt. Für nicht im Schiffs-

46 OLG Karlsruhe ZfB 1992, SaS 1382. 
47 OLG Karlsruhe ZfB 1992, SaS 1382. 
48 OLG Köln ZfB 2006, Heft Nr 12, S 47. 
49 BGH LM§ 4 BinSchG Nr 3. 
50 BGH NJW 1952, 1135. 
51 RGZ 95, 228. 
52 Zu dem Begriff der Abwrackung s AG Duisburg-Ruhrort ZfB 1979,380. 
53 OVG Hamburg ZfB 1979,191. 
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register eingetragene Schiffe gilt dies uneingeschränkt. Soweit das Schiff im Schiffs-
register eingetragen ist (§§ 1 SchRG, 9ff SchRegO), werden die fahrnisrechtlichen 
Vorschriften sowie das Zwangsvollstreckungsrecht weitgehend durch dem Grund-
stücksrecht ähnliche registerrechtliche Regelungen ersetzt.54 Ie gilt folgendes: 

25 aa) Für zu registrierende Schiffe sind bei dessen Anmeldung zum Schiffsregister be-
stimmte Angaben zu machen, insbesondere zu dem - nach §§ 3, 4 MarkenG schutz-
fähigen55 - Namen des Schiffes (§ 12 Nr 1 SchRegO) sowie dessen Heimatort (SS 12 
Nr 3 SchRegO, 6 BinSchG; s § 6 Rn Iff). 

26 bb) Wesentliche Bestandteile eines Schiffes, insbesondere Kasko (von spanisch: 
casco = Schiffsrumpf), Herft, Strau, Planken, Platten, Spanten, Schrauben, Steuer-
haus, Schiffskräne, Schiffsschraube, Lukendach, Ankerwinden, Heizschlangen im 
Rohrsystem von Tankschiffen, etc können nicht Gegenstand besonderer Rechte sein 
(§ 93 BGB). Der Schiffsmotor zählt jedenfalls, wie der Name schon sagt, bei einem 
Motorschiff zu einem wesentlichen Bestandteil, und zwar unabhängig davon, ob es 
sich um einen serienmäßig hergestellten Motor handelt oder ob etwa ein späterer 
Ausbau (wirtschaftlich) möglich ist.55 

27 cc) Alle übrigen dem Zweck des Schiffsbetriebes dienenden Sachen wie Anker, Tros-
sen, Ketten, Drähte, Beiboote, abmontierbare Sprechfunkgeräte, und ähnliches sind 
Zubehör und damit sonderrechtsfähig (§ 97 BGB). Auf das gesamte Zubehör erstrek-
ken sich auch die Schiffsgläubigerrechte (§ 103 Abs 1; §§ 103-105 Rn 7). Die Schiffs-
hypothek bei einem eingetragenen Schiff erstreckt sich indes nur auf das Zubehör, 
das dem Schiffseigentümer gehört (§31 SchRG). 

28 dd) Die Effekten der Schiffsbesatzung, also dem persönlichen Gebrauch dienende 
Sachen wie Kleidung, Wohnungseinrichtung, Unterhaltungsgeräte uä, sind kein 
Schiffszubehör. Bunkervorräte oder Container sind weder wesentliche Bestandteile, 
noch Zubehör eines Binnenschiffs. 

29 ee) Wird das Recht zum Schiffsbesitz (§ 854 BGB) entzogen oder durch verbotene Ei-
genmacht (S 858 BGB) gestört, so hat der Schiffsbesitzer Ansprüche auf Wiederein-
räumung des Besitzes bzw Unterlassung der Störung (§§ 861,862 BGB). 

30 ff) Der Schiffseigentümer kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entge-
genstehen, mit seinem Schiff nach Belieben verfahren und andere von jeder Ein-
wirkung ausschließen ($ 903 BGB). 

54 BGH NJW 1958, 357. 
55 De«tecftTranspR2000,113. 
56 BGHZ 10, 171, 176; 18, 226, 26, 225; BGH VersR 1960, 305, 307; BGH NJW 1958, 457 = ZfB 1958, Heft 2, 

S S3; RGZ 152, 91, 98 = JW 193S, 3177 Nr 2; RGZ 62, 406; 152, 22 = JW 1936, 1123 Nr 1; OLG Hamm ZfB 
1992, SaS 1360; OLG Köln JW 1936, 466 Nr 31. 
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gg) Die Aufgabe des Eigentums regelt sich bei nicht eingetragenen Schiffen nach 31 
§ 959 BGB, bei registrierten Schiffen nach § 7 Abs 1 SchRG. 

hh) Das Recht zur Aneignung eines herrenlosen Schiffes steht bei nicht eingetrage- 32 
nen Schiffen dem Finder (§ 973 BGB), bei eingetragenen Schiffen ausschließlich dem 
Bund zu (§ 7 Abs 2 SchRG). 

ii) Soweit der Besitzer des Schiffes kein Recht zum Besitz hat (§ 986 BGB), hat der Ei- 33 
gentümer einen Herausgabeanspruch gegen den Besitzer ($ 985 BGB). 

kk) Gegenüber einem Störer, der das Eigentumsrecht anders als durch Besitzentzie- 34 
hung oder Besitzstörung (§§ 861, 862 BGB, s Rn 29) beeinträchtigt, steht dem Eigen-
tümer ein Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch zu (§ 1004 BGB). 

II) Die schuldrechtliche Veräußerung eines Binnenschiffs einschließlich der Ge- 35 
währleistung erfolgt nach §§433ff BGB, wobei für eingetragene Binnenschiffe 
Grundstückskaufrecht, insb §§ 435 S 2, 436, 438 Abs 1 Nr 1, 442 Abs 2 u 448 Abs 2 
BGB Anwendung findet (§452 BGB).57 Eine notarielle Beurkundung des Kaufver-
trages (§ 128 BGB) ist ebenso wenig erforderlich wie die Schriftform (§ 126 BGB).58 

Für das Zustimmungserfordernis des Ehegatten zu einem Kaufvertrag über ein Bin-
nenschiff gem §§ 1365,1366 BGB ist nicht nur erforderlich, daß der Kaufgegenstand 
das gesamte Vermögen des Verkäufers darstellt; Voraussetzung ist daneben, daß die-
ser Umstand für den Käufer erkennbar war.59 Zur rechtlichen Bedeutung eines letter 
of intent beim Binnenschiffahrtsverkauf vgl BFH ZfB 1980, 58. 

b) Für die Übertragung des Eigentums ist zu differenzieren: 

Nicht eingetragene Binnenschiffe 

aa) Die Eigentumsübertragung erfolgt durch Einigung und Übergabe (§ 929 BGB). 36 
Ein gutgläubiger Erwerb vom Nichtberechtigten ist, vorbehaltlich abhanden ge-
kommener Schiffe (§ 935 BGB), möglich (§ 932 BGB).60 §§ 929a, 932a sind als leges 
speciales für Seeschiffe auf Binnenschiffe unanwendbar. Eine notarielle Beurkun-
dung der Einigung ist nicht erforderlich. 

Eingetragene Binnenschiffe 

bb) Die Eigentumsübertragung erfolgt durch Einigung und Eintragung in das 37 
Binnenschiffsregister (§ 3 Abs 1 SchRG). Die Einigung über den Eigentumsüber-
gang bedarf keiner Form.61 Da sie aber vor der Eintragung in das Binnenschiffsregi-

57 LG Hannover Urt ν 29. 5.2007 (Az 24 Ο 14/07). 
58 LG Osnabrück ZfB 1991, SaS 1340. 
59 LG OsnabrückZfB 1991, SaS 1340. 
60 OLG Brandenburg OLGR 2004,89. 
61 Lectaer TranspR 2006,440,442. 
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ster nur unter der Voraussetzung des § 3 Abs 2 SchRG bindend ist und iü die Eini-
gung dem Schiffsregister in öffentlich beglaubigter Form nachzuweisen ist (SS 30, 37 
SchRegO), ist die notarielle Beurkundung der Einigung die Regel. 

38 cc) Für die Eigentumsübertragung von Schiffsbauwerken von Binnenschiffen gilt § 3 
SchRG entsprechend (SS 76, 78 SchRG); das gleiche gilt für Wracks von Binnenschif-
fen.62 Soweit das Binnenschiff ins Ausland verkauft wird, ist es im Register zu lö-
schen (SS 17,20 SchRegO). 

39 dd) Der gutgläubige Erwerb eingetragener Binnenschiffe richtet sich - analog § 892 
BGB - nach SS 16ff SchRG. Dies gilt auch dann, wenn das veräußerte Binnenschiff im 
Seeschiffsregister eingetragen ist.53 Die Vermutung, daß Schiffseigentümer ist, wer 
als solcher im Schiffsregister eingetragen ist (S 15 SchRG), kann dadurch entkräftet 
werden, daß die von dem eingetragenen Berechtigten behaupteten Erwerbsgründe 
durch Vollbeweis widerlegt werden.64 

40 ee) Die Ersitzung eines Binnenschiffs erfolgt bei nicht eingetragenen Schiffen nach 
§§ 937ff BGB, bei eingetragenen Schiffen durch die S 900 Abs 1 BGB (Tabularer-
sitzung) nachgebildete Registerersitzung gemäß S 5 SchRG. 

c) Ebenso zu differenzieren ist bei der Zwangsvollstreckung in Binnenschiffe: 

41 aa) Bei nicht eingetragenen Binnenschiffen erfolgt die Pfändung gemäß SS 803ff 
ZPO, der die öffentliche Versteigerung gemäß S 814 ZPO nachfolgt. 

42 bb) Bei eingetragenen Binnenschiffen erfolgt die Zwangsversteigerung und die 
Eintragung einer Schiffshypothek gemäß SS 162ff ZVG, 864, 870a ZPO; eine 
Zwangsverwaltung (SS 146ff ZVG) von Binnenschiffen ist ausgeschlossen (vgl Wort-
laut S 162 ZVG: „Zwangsversteigerung eines.. . Schiffs"). 

43 cc) Besonderheiten gelten für die Befriedigung von Schiffsgläubigern aus dem Schiff 
gemäß SS 102ff, die sowohl für eingetragene, als auch für nicht eingetragene Binnen-
schiffe in Betracht kommt (vgl dazu ie SS 103-105 Rn 3ff). 

4 4 dd) Binnenschiffe unterliegen als Wasserfahrzeuge im Sinne des Internationalen 
Privatrechts dem Recht des Herkunftsstaats. Das ist „der Staat der Registereintra-
gung, sonst des . . . Heimatorts" (Art 45 Abs 1 Nr 2 EGBGB).55 Zum Begriff des Hei-
matorts vgl S 6 Rn4f. Schiffsbauwerke werden von Art 45 Abs 1 Nr 2 EGBGB nicht 
erfaßt, für sie gilt das Recht des Lageortes (lex rei sitae, Art 43 EGBGB). 

45 Nicht maßgeblich ist die nach Art 45 EGBGB anwendbare Rechtsordnung dann, 
wenn zu einer anderen Rechtsordnung eine wesentlich engere Verbindung besteht 

62 OLG Hamburg VRS 1,137;vglauchBra«CTMDR1956,67. 
63 BGH MDR 1990, 1095 = ZfB 1990, SaS 1300, 1301. 
64 BGHVersR1957 , lS = DB 1956,1107. 
65 BGH NJW 1995, 2097; BGH RIW 2000, 700. 
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(Art 46 EGBGB). Dies ist etwa bei eingetragenen Binnenschiffen denkbar, die über 
einen längeren Zeitraum jenseits des Registerortes eingesetzt werden. Bei nicht ein-
getragenen Wasserfahrzeugen ist ein Auseinanderfallen zwischen dem - durch tat-
sächliche Verhältnisse, nicht etwa die „Papierlage" bestimmten Verhältnisse begrün-
deten (s § 6 Rn 4f) - Heimatort (§ 6) gemäß Art 45 Abs 1 Nr 2 EGBGB und dem 
„Näheort" gemäß Art 46 EGBGB nicht möglich. 

e) Die an Bord eines Binnenschiffes eingerichteten Wohnungen des Schiffsführers 46 
und der Besatzungsmitglieder unterliegen dem grundrechtlichen Schutz der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Art 13 Abs 1 GG), so daß Durchsuchungen grund-
sätzlich einer richterlichen Anordnung bedürfen.56 

4. Schiffseignerbegriff 

a) Schiffseigner is des § 1 ist nur derjenige Eigentümer eines Schiffes, der das zur 47 
Binnenschiffahrt bestimmte Fahrzeug zu Schiffahrtszwecken verwendet, gleichviel, 
ob der Eigentümer selbst an Bord ist und/oder gleichzeitig als Schiffsführer fungiert 
(sog Schiffseigner - Schiffsführer) oder ob er den Schiffsbetrieb von Land aus orga-
nisiert. Der Nichteigentümer, der das Binnenschiff eines anderen zu gleichen Zwek-
ken nutzt, ist sog Ausrüster im Sinne von § 2 Abs 1 und wird in dieser Vorschrift dem 
Schiffseigner nach § 1 gleichgestellt (§ 2 Rn 1). 

Soweit ein Schiffseigner oder Ausrüster mit einem oder mehreren, aber „idR mit 48 
nicht mehr als drei Binnenschiffen" die Schiffahrt betreibt, spricht man von einem 
Partikulier (vgl die frühere Legaldefinition des aufgehobenen § 13 Binnenschiffs-
verkehrsgesetzes).67 

Die Person des Schiffseigentümers kann daher, muß aber nicht mit derjenigen des 49 
Schiffseigners identisch sein. Demgemäß sind die überwiegend haftungsrechtli-
chen Vorschriften für den Schiffseigner im BinSchG (s Rn 1) streng von den Sa-
chen· bzw registerrechtlichen Vorschriften für den Schiffseigentümer (vgl insbe-
sondere §§ 2, 78, 111 sowie §§ 10 ,12 Nr 6, 18 Abs 1 SchRegO sowie §§ 2ff SchRG) zu 
unterscheiden. 

b) Das BinSchG stellt an die Person des Schiffseigners keine besonderen Anforde- 50 
rungen. Daher können zunächst alle natürlichen und juristischen Personen, sei es 
des Privatrechts oder des öffentlichen Rechts, Schiffseigner sein. 

Formelle Voraussetzung für die Stellung als Schiffseigner ist ebenso wie für die 51 
Schiffseigentümerstellung die Rechtsfähigkeit iSv § 1 BGB. Eine Geschäftsfähig-
keit des Schiffseigners iSv §§ 104ff BGB ist grundsätzlich nicht erforderlich, aller-

66 FG Hamburg Urt ν 14. 3.1985 (Az IV 93/83 S-M). 
67 AG Bremen ZfB 1979,102. 
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dings setzt die wirksame Verwendung eines Binnenschiffes dann voraus, daß der ge-
schäftsunfähige (§ 104 BGB), minderjährige (§ 106 BGB) bzw betreute (§ 1896 BGB) 
Schiffseigner bei seinen Rechtshandlungen im Zusammenhang mit dem Schiffsbe-
trieb wirksam vertreten wird (§§ 164ff, 1626, 1629, 1793, 1902 BGB), eine Minder-
jährigengeschäftsfähigkeit nach § 112 BGB kommt nicht in Betracht, da ein Min-
derjähriger die für die Leitung eines selbständigen Schiffahrtbetriebes erforderlichen 
Fähigkeiten und Kenntnisse nicht besitzt.68 

52 c) Ebenso wie das Gesetz sachenrechtlich vorsieht, daß es mehrere Miteigentümer 
eines Binnenschiffes gibt ($ 111), deren einzelne Anteile bei der Anmeldung des 
Schiffes im Schiffsregister anzugeben sind (§ 12 Nr 6 SchRegO), sind - vergleichbar 
den Mitreedern oder Partenreedern im Seerecht (§ 490 HGB)59 - Mitschiffseigner 
denkbar, bei denen die Verwendung eines Binnenschiffes von mehreren (juristischen 
oder natürlichen) Personen gemeinschaftlich betrieben wird.70 

53 d) Ob der Schiffseigner Kaufmann ist, bemißt sich ausschließlich nach dem Han-
delsgewerbebegriff von § 1 HGB71. In gleicher Weise richtet sich die Frage, ob der 
Schiffseigner Unternehmer ist, allein nach dem Unternehmerbegriff von § 14 BGB. 
Im Rahmen des BinSchG kommt diesen Einordnungen keine besondere Bedeutung 
zu. Die Verpflichtung des Bundes, die Binnenflotte und den Binnenschiffsverkehr 
„im allgemeinen deutschen Interesse" zu fördern ($ 1 Abs 1 Nr 1 BinSchAufgG, 
Art 74 Abs 1 Nr 21 GG), bedeutet nicht, daß die Wasser- und SchiffahrtsVerwaltung 
die Vermögensinteressen des Schiffseigners unmittelbar zu berücksichtigen hätte.72 

54 e) Prozessual ist der Schiffseigner für Klagen auf Schadensersatz (§§ 3, 92, 92b) bzw 
auf Erfüllung ($ 7 Abs 3) passivlegitimiert. Dabei ist maßgeblich die Legitimation 
als Schiffseigner zum Zeitpunkt der Havarie73 bzw der die Verpflichtung begrün-
denden Handlung. Die Beendigung der Schiffsverwendung iSv § 1 nach diesem 
Anknüpfungszeitpunkt, insbesondere die Veräußerung des Schiffes, hat auf die Pas-
sivlegitimation des Schiffseigners keinen Einfluß mehr. Erst recht entfällt die Pas-
sivlegitimation nicht dadurch, daß die Schiffseignereigenschaft nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit des geltend gemachten Anspruchs beendet wird (sog perpetuatio fori, 
§ 265 Abs 2 ZPO).74 Zur Passivlegitimation bei Geltendmachung eines Schiffsgläu-
bigerrechts vgl §§ 103-105 Rn 24. 

68 Vgl OLG Köln NJW-RR 1994,1450. 
69 BGH VersR 1991,1062. 
70 BGHZfB 1991, SaS 1312 u 1323. 
71 S dazu OLG Karlsruhe ZfB 1998, SaS 1687/1688 zur Rechtslage vor dem HRefG von 1998 (BGBl 1474). 
72 OLG Köln VersR 2002, 852, 853. 
73 OLG Köln ZfB 1996, SaS 1590. 
74 RG Das Recht 1928 Nr 132; RGZ 78, 307, 310. 
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$ 2 
[Ausrüster] 

(1) Wer ein ihm nicht gehöriges Schiff zur Binnenschiffahrt verwendet und es 
entweder selbst führt oder die Führung einem Schiffer anvertraut, wird Dritten 
gegenüber als Schiffseigner im Sinne dieses Gesetzes angesehen. 

(2) Der Eigentümer kann denj enigen, welcher aus der Verwendung des Schiffes ei-
nen Anspruch als Schiffsgläubiger (§§ 102 bis 115) herleitet, an der Durchführung 
des Anspruchs nicht hindern, sofern er nicht beweist, daß die Verwendung ihm 
gegenüber eine widerrechtliche und der Gläubiger nicht in gutem Glauben war. 

1. Allgemeines 

§ 2 erweitert den Schiffseignerbegriff des § 1 (§ 1 Rn 47ff), und damit insbesondere 1 
den Kreis derj enigen, die Dritten gegenüber adj ektizisch nach § 3 haften (§ 3 Rn 2). Der 
Verwender eines Binnenschiffes, der dieses im eigenen Namen einsetzt, hat also für 
Forderungen aus dem Schiffsbetrieb grundsätzlich auch dann geradezustehen, wenn 
ihm dieses Schiff nicht gehört. In seinem Auseinanderfallen von Eigentum und Haf-
tung weist der Ausrüsterbegriff zTParallelen mit dem Halterbegriff in §§ 839 BGB, 7 
StVG, 33 LuftVG etc auf, wobei das fehlende Eigentum bei § 2 zwingende Tatbestands-
voraussetzung ist (Rn 4), während die Eigentumsposition eine Halterhaftung nach den 
zitierten Gefährdungshaftungstatbeständen nicht ausschließt. 

Die Bedeutung des Ausrüsters liegt vor allem auf dem Gebiet der Passivlegitimati- 2 
on, insbesondere bei Havarieprozessen: Derjenige, der auf der Basis interner Abre-
den mit dem Eigentümer ein Binnenschiff betreibt und somit den Nutzen daraus 
zieht, soll sich gegen ihn erhobenen (Schadensersatz-)Forderungen nicht dadurch 
entziehen können, daß er auf die sachenrechtliche Lage (kein Eigentum) verweist. 
Umgekehrt verlagert derjenige Schiffseigentümer, der sein Schiff an einen Ausrüster 
verchartert oder anderweitig dessen Verwendungsmöglichkeit sicherstellt, die Haf-
tung aus dem Schiffsbetrieb auf den Ausrüster.1 

1 OLG Karlsruhe VersR 2006, 96, 97; ZKR ZfB 1995, SaS 1517,1520/1521; OLG Köln ZfB 1996, SaS 1590; LG 
Bremen Hamburger Seerechts-Report 2006,176,178. 

Übersicht 

1. Allgemeines 
2. Ausrüsterbegriff 
3. Verhältnis Ausrüster-Dritter . . . 
4. Verhältnis Ausrüster - Eigentümer 
5. Verhältnis Eigentümer - Dritter. . 

Rn 
1-3 

4 -14 
15-17 
18-19 
2 0 - 2 2 

17 



BinSchG § 2 Ausrüster 

3 Von dem seerechtlichen Ausrüster gemäß § 510 HGB unterscheidet sich der bin-
nenschiffahrtsrechtliche Ausrüster dadurch, daß der wirtschaftliche Erwerbszweck 
zwar in beiden Fällen die Regel, indes nur bei § 510 HGB gesetzliche Tatbestands-
voraussetzung für den Ausrüster ist.2 

2. Ausrüsterbegriff 

a) Fehlendes Alleineigentum 

4 In Abgrenzung zu dem Schiffseignerbegriff des § 1 ist grundsätzlich Tatbestands-
voraussetzung des Ausrüsters iSv § 2, daß er Nichteigentümer des Binnenschiffs 
(zum Schiffsbegriff vgl § 1 Rn 2ff) und damit auch Nichtschiffseigner ist; denn 
Schiffseigner ($ 1) oder Ausrüster (§ 2) stehen einem (potentiellen) Anspruchsinhaber 
nur alternativ, nicht kumulativ als Anspruchsgegner zur Verfügung. Hiervon hat die 
Rspr in der Rechtsfigur des Miteigentümer - Ausrüsters3 dahingehend eine Aus-
nahme gemacht, daß vom Ausrüsterbegriff des § 2 „alle diejenigen Schiffahrtsunter-
nehmen erfaßt (werden), die ein ihnen nicht allein gehöriges Schiff zur Schiffahrt 
verwenden.4" 

b) Verwendung zur Binnenschiffahrt 

5 Maßgeblich sind insoweit ausschließlich die tatsächlichen Verhältnisse; für den 
Ausrüsterbegriff nicht konstitutiv, aber evtl indiziell ist der Inhalt der internen Ab-
machung zwischen dem Schiffseigentümer und dem Ausrüster. Die Verwendung 
kann aufgrund eines dinglichen oder obligatorischen Rechtes wie Nießbrauch, 
Miete, Leihe, Treuhandverhältnis5 erfolgen. In der Binnenschiffahrt häufig sind sog 
Bareboat-Charterverträge, bei denen nur („bare") das Schiff (ohne Besatzung) ver-
mietet wird und der Mieter dann seine eigene Besatzung verpflichtet.6 

6 Tatbestandsbegründend für den Ausrüster iSv § 2 ist daneben die Veranlassung wei-
terer Schritte zur Schiffsverwendung wie zB die Erledigung von Reparaturen,7 die 
Bezahlung von Bunkerrechnungen8 sowie der Abschluß von Versicherungsverträ-
gen für das Schiff.9 

2 BGH VersR 197S, 5S0; LG Bremen Hamburger Seerechts-Report 2006,176,178. 
3 BGHZfB 1974, 280 = NJW 1974, 1332 = BGHZ 62, 320 = MDR 1974, 915. 
4 BGHZfB 1974, 280 = NJW 1974, 1332; vgl auch BGHZ 33, 234. 
5 OLG Schwerin VRS 1953, 111. 
6 Zu den unterschiedlichen Charterverträgen vgl Rabe SeeHR, $ 5 1 0 HGB Rn 9ff. 
7 ZKRZfB 1995, SaS 1517,1521. 
8 BGHTranspR2006, 315,316; OLG KarlsruheZfB 2003, SaS 1883,1884/1885 = TranspR 2 0 0 3 , 2 5 0 = VersR 

2003,1421; OLG Zweibrücken ZfB 2003, SaS 1885; ZKRZfB 1995, SaS 1517,1521. 
9 ZKRZfB 1995, SaS 1517,1521. 
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Demgegenüber ist es für die Frage der Ausrüstereigenschaft nicht entscheidend, ob 7 
das Schiff die Flagge des Ausrüsters führt oder nicht.10 Wesentlich ist somit die Nut-
zung des Binnenschiffs im eigenen Namen, wobei das wirtschaftliche Risiko des 
Binnenschiffahrtsbetriebes beim Ausrüster liegt.11 Maßgeblich ist der tatsächliche 
Umstand, daß der Ausrüster „ein fremdes Schiff wie ein Eigentümer benutzt."12 

Soweit eine Werft nach einem Schiffsneubau im Rahmen einer Überführungsfahrt 8 
temporär alle Ausrüstermerkmale in sich vereinigt, ist sie bis zur Abnahme durch 
den Auftraggeber am Ziel als Quasi-Ausrüster anzusehen und haftet demgemäß 
nach § 2.13 

Soweit neben dem Ausrüster noch eine weitere (juristische) Person die Ausrüster- 9 
merkmale vollständig in sich vereinigt, handelt es sich um den sog Auch-Ausrüster, 
der in gleicher Weise wie der Ausrüster haftet.14 Tritt jemand in einer Weise auf, die 
im rechtsgeschäftlichen Verkehr den Anschein erweckt, er sei Ausrüster, haftet er 
nach Rechtscheinsgrundsätzen als sog Schein-Ausrüster,15 wobei eine solche Haf-
tung im deliktischen Bereich, insbesondere für Havarieforderungen, naturgemäß 
ausscheidet.15 

Werden Sportboote (ohne Besatzung) verchartert, bleibt grundsätzlich der Ver- 10 
charterer und Eigentümer Schiffseigner und damit - neben dem Schiffsführer des 
Sportbootes (§ 7) - gem §§ 3, 4 Abs 5 haftbar. Denn der Vercharterer behält sich ver-
tragsüblich das Recht vor, das Sportboot zu tanken, zu warten, zu reparieren, zu ver-
sichern, etc. Etwas anderes gilt dann, wenn diese Rechte und Pflichten auf der Basis 
eines langfristigen Chartervertrages vom Vercharterer auf den Charterer verlagert 
werden,17 so daß die Ausrüstermerkmale in seiner Person zusammenfallen. In glei-
cher Weise kann der Leasingnehmer eines Sportbootes dann dessen Ausrüster gem 
§ 2 werden, wenn die Bank als Leasinggeber und Eigentümer sämtliche Verpflich-
tungen im Zusammenhang mit dem unmittelbaren Schiffsbetrieb auf den Leasing-
nehmer übertragen hat. 

c) Ausrüster - Schiffsführung oder Anvertrauen an Schiffsführer 

Der Schiffs Verwender hat nur dann die Eigenschaft des Ausrüsters, wenn ihm das 11 
Recht zur Führung des Schiffes, sei es in eigener Person oder durch einen von ihm 

10 ZKR ZfB 1995, SaS 1517,1521; offen gelassen ν OLG Köln TranspR 2 0 0 5 , 2 1 2 = ZfB 2006, Heft Nr 4, S 53, 
54. 

11 ZKR ZfB 1995, SaS 1517,1521. 
12 Specht ZfB 1978, 128,131. 
13 BGHZ 25, 244, 246ff. 
14 OLG Köln TranspR 2005 ,212 = ZfB 2006, Heft Nr, 4 S 53. 
15 OLG Bremen Hansa 195S, 4S9. 
16 OLG Köln TranspR 2005, 212 = ZfB 2006, Heft Nr 4, S 53; OLG Hamburg VersR 1978, 560, 561; LG Bre-

men Hamburger Seerechts-Report 2006 ,176 ,178 . 
17 OLG Karlsruhe ZfB 2003, SaS 1883, 1885. 
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beauftragten Schiffsführer (zum Begriff des Schiffsführers s § 7 Rn Iff), übertragen 
ist und er von diesem Recht Gebrauch macht, er also de facto an die Stelle des Schiffs-
eigners tritt, dessen Schiffsführungsbefugnis also ausschließt.18 Soweit der Verwen-
der selbst das Schiff führt, ist die Person des Ausrüsters selten zweifelhaft. 

12 Wesentlich umstrittener ist, wann das alternierend mögliche Tatbestandsmerkmal 
„Anvertrauen der Schiffsführung" gegeben ist. Nach herrschender Rspr ist dies 
dann gegeben, wenn der von dem Ausrüster eingesetzte Schiffsführer vollumfäng-
lich dem Direktionsrecht des Ausrüsters unterliegt.19 

13 Dabei ist eine arbeitsrechtliche Vertragsbeziehung zwischen dem Ausrüster und dem 
Schiffsführer bzw der übrigen Schiffsbesatzung (§ 3 Abs 2) zwar die Regel, aber nicht 
zwingend erforderlich.20 Ausreichend ist, wenn dem Ausrüster im Rahmen eines Ar-
beitnehmerüberlassungsvertrages mit einer Personalagentur gegenüber der Schiffs-
besatzung das ausschließliche Weisungsrecht vorbehalten bleibt.21 §§ 2 Abs 1, 3 
Abs 1 sind entsprechend anwendbar auf sämtliche Personen, die im Rahmen des 
Schiffsbetriebes für den Schiffseigner/Ausrüster typische Schiffsdienste verrichten, 
mit denen erfahrungsgemäß besondere Gefahren für Dritte verbunden sind, so daß 
im Schadensfall dem Geschädigten wegen Gleichheit der Interessenlage ein gleichar-
tiger Schutz zu gewähren ist.22 

d) Maßgeblicher Zeitpunkt 

14 Die Passivlegitimation für Klagen auf Schadensersatz (§§ 3, 92, 92b) bzw auf Erfül-
lung (§ 7 Abs 3) richtet sich - ebenso wie beim Schiffseigner (§ 1 Rn 54) - danach, wer 
zum Zeitpunkt der Havarie bzw der die Verpflichtung begründenden Handlung 
Ausrüster war. Dagegen kommt es bei der Pfandklage darauf an, wer zum Zeitpunkt 
der Klageerhebung Ausrüster ist (§§ 103-105 Rn 24).23 

3. Verhältnis Ausrüster - Dritter 

15 a) Der Ausrüster wird für die Dauer des Ausrüsterverhältnisses Dritten gegenüber als 
Schiffseigner angesehen und hat dessen Rechte und Pflichten. In dieser Zeit ist er 
Dritten gegenüber wie ein Schiffseigner verantwortlich und haftet insbesondere 
nach den §§ 3-7 , 15-20, 25, 77, 92-92f, 99, 103, 109, 112, 114, 115 und ebenso im 

18 BGH NJW-RR 1997, 538; BGHZ 22, 197, 201. 
19 OLG Köln TranspR 2005, 212 = ZfB 2006, Heft Nr 4, S 53; OLG Karlsruhe ZfB 2003, SaS 1883,1885; ZKR 

ZfB 1995, SaS 1517,1521; BGHZ 22,197, 200. 
20 BGHZ 25, 244, 249; OLG Köln ZfB 1996, SaS 1590, 1592ul592, 1593. 
21 OLG Köln TranspR 2005, 212; aA ZKR ZfB 1995, SaS 1517, 1521 u OLG Karlsruhe ZfB 1998, SaS 1683, 

1685, wo auf die förmliche Anstellung abgehoben wird. 
22 OLG Karlsruhe VersR 200S, 96,97/98 mwN; s auch $ 3 Rn 18ff. 
23 OLG Hamburg TranspR 1994, 69, 70. 
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Rahmen des § 904 S 2 BGB für Schäden aus Notstandsmaßnahmen.24 Den Ausrüster 
trifft die adjektizische, summenmäßig begrenzbare Haftung nach den §§ 3, 4ff 
für Verschulden der Schiffsbesatzung im gleichen Umfang, wie sie den Schiffseigner 
ohne Bestehen eines Ausrüsterverhältnisses treffen würde. Soweit eine persönliche 
Haftung in Frage steht (§§ 7 Abs 3,114), haftet der Ausrüster unmittelbar mit seinem 
Vermögen.25 

b) Solange ein Ausrüsterverhältnis besteht, ist der Schiffseigentümer nicht Schiffs- 16 
eigner, weil er sein Schiff nicht zur Binnenschiffahrt verwendet. Der Ausrüster ist 
aber nicht Rechtsnachfolger des Schiffseigners, sondern er hat kraft gesetzlicher Be-
stimmung für die Dauer des Ausrüsterverhältnisses die Rechtstellung des Schiffsei-
gners. Mit der Beendigung des Ausrüsterverhältnisses und der weiteren Verwendung 
des Schiffes im eigenen Interesse erwirbt der Eigentümer aufgrund dieser tatsächli-
chen Umstände die Schiffseignerstellung zurück.26 

c) Für die Zeit des Ausrüsterverhältnisses ist der Ausrüster für alle gegen einen 17 
Schiffseigner zu richtenden Klagen passiv legitimiert (Rn 14 sowie §§ 103-105 
Rn 24). Über die Einzelheiten der tatsächlichen Ausrüstungsverhältnisse besteht im 
Havariefall,27 erst recht im Rahmen eines Verklarungsverfahrens,28 eine Auskunfts-
pflicht seitens des Ausrüsters gemäß § 242 BGB. 

4. Verhältnis Ausrüster - Eigentümer 

Da der Ausrüster weder Eigentümer des Schiffes, noch Rechtsnachfolger des Schiffs- 18 
eigners wird, sondern lediglich für die Dauer des Ausrüstungsverhältnisses gesetz-
lich dem Schiffseigner gleichgestellt wird („wird angesehen", § 2 Abs 1), ist er, sofern 
nicht eine Einwilligung des Eigentümers vorliegen sollte ($ 185 BGB), nicht berech-
tigt, das Schiff zu veräußern, zu belasten oder sonst - jenseits der Rechte und Pflich-
ten eines Ausrüsters gem § 2 Abs 1 - wie ein Eigentümer darüber zu verfügen. Solche 
Verfügungen des Ausrüsters haben die gleichen Wirkungen wie die eines sonstigen 
Nichtberechtigten (§§932,933,936,1207,1208,1260,1262 BGB). 

Iü bestimmt sich das Rechtsverhältnis zwischen Schiffseigentümer und Ausrüster29 19 
nach dem Inhalt der getroffenen Vereinbarung, die ggf der Inhaltskontrolle nach 
§§ 305ff BGB unterliegt. Soweit solche (schriftlichen) Abmachungen fehlen, finden 

24 BGHZ6, 102 = NJW 1952, 1132. 
25 BGHZ6, 102 = NJW 1952, 1132. 
26 BGH NJW-RR 1997, 541. 
27 AG Mainz ZfB 2001, SaS 1824. 
28 AG Mannheim Beschl ν 8.12.2006 (Az 30 Η 2/06). 
29 Ein Rechtsverhältnis zwischen Schiffseigner und Ausrüster kann es nicht geben (Rn 4, 18), aA OLG Düs-

seldorfZfB 2004, SaS 1926,1927, wo Schiffseigentümer und Schiffseigner verwechselt werden. 
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die mietrechtlichen Vorschriften gemäß §§535ff BGB entsprechende Anwendung, 
§ 2 hat für das Verhältnis Ausrüster - Eigentümer keinen eigenen Regelungsinhalt.30 

5. Verhältnis Eigentümer - Dritter 

20 a) Falls dem Dritten aus einer Forderung gegen den Ausrüster ein Schiffsgläubiger-
recht an dem Schiff zusteht, steht dem Dritten gleichwohl - entgegen dem insoweit 
unklaren Wortlaut von § 2 Abs 231 - ein weiterer Anspruchstitel gegen den Schiffs-
eigentümer nicht zu, so daß einer entsprechenden Klage des Dritten gegen den 
Schiffseigentümer das Rechtsschutzbedürfnis fehlt.32 Denn der Eigentümer kann 
den Schiffsgläubiger an der Durchführung der Zwangsvollstreckung ohnehin nicht 
hindern.33 

21 Unbeschadet hiervon steht dem Schiffseigentümer die Drittwiderspruchsklage 
nach § 771 ZPO mit der Argumentation offen, die Schiffsverwendung durch den 
Ausrüster sei gegenüber dem Schiffseigentümer widerrechtlich gewesen (§ 2 Abs 2). 
Hierfür trägt der Schiffseigentümer die Beweislast (§ 2 Abs 2). Eine normale Lei-
stungsstörung im Ausrüsterverhältnis, etwa die Rückständigkeit der Charterrate, 
reicht für den Ausschluß des Schiffsgläubigerrechtes des Dritten nicht aus. 

22 b) Soweit dies einzelne Hafengesetze bzw Hafenordnungen vorsehen, ist eine Re-
gelung, die für Hafengebühren neben dem Ausrüster zusätzlich den Schiffseigen-
tümer heranziehen will, contra legem ($ 2) und daher mit dem Grundgesetz (Art 20 
Abs 3 GG) nicht vereinbar. Die anderslautende Argumentation des Bundesverfas-
sungsgerichts, der vermeintlich Gebührenpflichtige (hier: Schiffseigentümer) stehe 
der Leistung für den Schiffsbetrieb näher als die Allgemeinheit,34 entspricht fiskali-
schem (Wunsch-)denken nach möglichst vielen Schuldnern für öffentlich-rechtliche 
Forderungen. Überzeugend ist diese Ansicht, die einem in dubio pro fisco gleich-
kommt, nicht. Denn hierdurch würde im Ergebnis eine Differenzierung zwischen 
privilegierten öffentlich-rechtlichen und nicht privilegierten zivilrechtlichen An-
spruchsinhabern für Forderungen aus dem Schiffsbetrieb („Dritte" iSv § 2) vorge-
nommen, für die es Gründe in der Sache nicht gibt. So kann sich beispielsweise der 
Havariegegner seinen Anspruchsgegner noch viel weniger aussuchen als ein Hafen-
betreiber. 

23 c) Passivlegitimiert ist der Eigentümer indes anstatt des Ausrüsters für Ansprüche des 
Bergers auf Bergelohn nach § 742 HGB (§ 740 HGB Rn 15, § 742 HGB Rn 6). 

30 OLG Köln ZfB 1996, SaS 1S92. 
31 ZKR ZfB 2001, SaS 1S28, 1830. 
32 ZKR ZfB 2001, SaS 1828, 1830. 
33 ZKR ZfB 2001, SaS 1828, 1831. 
34 BVerfGE 91 ,207 = NJW 199S, 2343 =NVwZ 1995, 368 =TranspR 1995,204. 
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$ 3 
[Haftung des Schiffseigners für Verschulden der 
Schiffsbesatzung] 

(1) Der Schiffseigner ist für den Schaden verantwortlich, den eine Person der 
Schiffsbesatzung oder ein an Bord tätiger Lotse einem Dritten in Ausführung 
von Dienstverrichtungen schuldhaft zufügt. 

(2) Zur Schiffsbesatzung gehören der Schiffer, die Schiffsmannschaft (§ 21) und 
alle übrigen auf dem Schiff angestellten Personen. 

1. Allgemeines 

a) Der Schiffseigner (zum Begriff vgl § 1 Rn 47) haftet zunächst grundsätzlich nach 1 
Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Rechts für andere Perso-
nen, im Rahmen bestehender vertraglicher Schuldverhältnisse zu Dritten im Wege 
der Haftung für Erfüllungsgehilfen (§ 278 BGB), außerhalb solcher vertraglicher 
Schuldverhältnisse deliktisch auf der Basis der Haftung für Verrichtungsgehilfen 
(S 831 BGB). Neben dieser vertraglichen und deliktischen Haftung setzt § 3 eine zu-
sätzliche Zurechnungshaftung sui generis, aus der sich eine besondere gesetzliche 
Verantwortlichkeit für fremdes, schuldhaftes Tun ergibt. 

b) Nach dieser Prinzipalhaftung1 des § 3 Abs 1, der mit der Reederhaftungsnorm 2 
des Seerechts (§ 485 HGB) wörtlich übereinstimmt, haftet der Schiffseigner - ver-
traglich und außervertraglich - für den Schaden, den eine Person der Schiffsbesat-
zung in Ausführung von Dienstverrichtungen einem Dritten schuldhaft zufügt. Ne-
ben die Haftung des schuldhaft handelnden Besatzungsmitgliedes tritt somit die 
Haftung des Schiffeigners; beide haften dem Geschädigten als Gesamtschuldner.2 

1 BGHZ 26, 152, 157. 
2 BGHZ 6, 102; 26, 152; BGH ZfB 1959, 415; RGZ 9, 162; RGZ 63, 310. 
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§ 3 Abs 1 ist keine selbständige Deliktsnorm,3 so daß es auf ein eigenes (Weisungs-
oder Auswahl-)Verschulden des Schiffeigners nicht ankommt. Anknüpfungspunkt 
für die adjektizische Haftung des Schiffeigners ist vielmehr eine schuldhafte Verlet-
zung fremder Rechtsgüter durch ein Besatzungsmitglied des Schiffes.4 

3 c) Wegen der besonderen Gefahren, die mit dem Schiffsbetrieb gerade für Dritte 
verbunden sind,5 will der Gesetzgeber insbesondere dem außervertraglich Geschä-
digten einen zusätzlichen Anspruchsgegner bzw „einen zahlungskräftigen Zweit-
schuldner,"6 zur Verfügung stellen, der als Schiffeigner solventer ist als das schuld-
haft handelnde Besatzungsmitglied und der vor allem - trotz bislang fehlender 
Pflichtversicherung in der Binnenschiffahrt - idR umfassend gegen die Gefahren von 
Schiffahrtsunfällen versichert ist. 

2. Verhältnis zu anderen Haftungsbestimmungen 

4 a) Wie der Schiffseigner nach § 3, haftet der Geschäftsherr vertraglich, insbesondere 
aus § 280 BGB, nach § 278 BGB für fremdes Verschulden ohne Rücksicht auf sein ei-
genes Verhalten. § 278 BGB ist aber insofern weitergehender als § 3, als Erfüllungs-
gehilfe iSv § 278 BGB nicht nur die unmittelbaren Besatzungsmitglieder des Schiffes 
gemäß § 3 Abs 2 sind, sondern darüber hinaus auch die vom Schiffseigner an Land 
beschäftigten Personen, etwa Büro- oder Lagerpersonal,7 Kranführer, Steigerleute, 
usw. Ein Entlastungsbeweis ist weder bei § 3 noch bei § 278 BGB möglich. 

5 b) Neben die adjektizische Haftung nach § 3 tritt im Rahmen von Frachtverträgen 
die Receptumhaftung des Frachtführers (§ 26 iVm §§ 425ff HGB), bei der dieser 
aufgrund der Zurechnungsnorm des § 428 HGB für Tun/Unterlassen seiner Leute 
wie für eigenes Verhalten haftet (s zu § 428 HGB Rn 1,4f). 

6 c) Im Verhältnis zu der deliktischen Haftung für Verrichtungsgehilfen (§ 831 BGB) 
ist § 3 bereits anderer rechtsdogmatischer Struktur. Denn der Geschäftsherr haftet 
nach § 831 BGB - widerleglich (§ 831 Abs 1 S 2 BGB; Rn 8) - für vermutetes eigenes 
Verschulden, insbesondere Auswahlverschulden (sog culpa in eligendo),s während der 
Schiffseigner nach § 3 für fremdes Verschulden unwiderleglich mithaftet. 

7 Ein weiterer Unterschied besteht darin, daß nach S 831 BGB nur ein rechtswidriges 
Verhalten des Verrichtungsgehilfen nötig ist, während die Haftung nach § 3 zusätz-
lich ein schuldhaftes Verhalten eines Besatzungsmitgliedes voraussetzt. 

3 BGH BGHReport 200S, 1024. 
4 BGHZ26, 152. 
5 BGHZ 3, 34,40; krit Herber TranspR 1993, 211. 
6 BGHZ 26, 152,158. 
7 OLG Hamburg HansGZ Hauptbl 190S, Nr 53. 
8 RGZ 78, 107. 
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Allerdings besteht für den Geschädigten, der seinen Anspruch auf § 831 BGB stützen 8 
will, der entscheidende Nachteil darin, daß sich der Geschäftsherr darauf berufen 
kann, er habe seine Sorgfaltspflichten aus § 831 Abs 1 S 2 BGB erfüllt, also die Besat-
zungsmitglieder sorgfältig ausgewählt und den Schiffsbetrieb sachgerecht organi-
siert und überwacht. Diese Exkulpationsmöglichkeit scheidet bei § 3 aus.9 Die 
Rechtsnatur des §3 als eine „einen Entlastungsbeweis ausschließende Haftungs-
norm"10 verschärft somit den Grad der Schiffseignerhaftung nicht unerheblich. 

d) Die Organhaftung (SS 30, 31, 89 BGB) wiederum hat mit der Schiffseignerhaf- 9 
tung nach § 3 die Ähnlichkeit, daß sie Haftung als solche nicht begründet, sondern 
zuweist.11 Anknüpfungspunkt ist indes bei §§ 30, 31, 89 BGB ausschließlich die de-
liktische Handlung der schädigenden Person (s auch § 5b Abs 2), während § 3 auch 
die Haftung für Handlungen der Schiffsbesatzung im Rahmen von Vertragserfül-
lungen umfaßt. 

e) Bei der Staatshaftung (S 839 BGB, Art 34 GG) fehlt es wie bei § 3 an einer Exkul- 10 
pationsmöglichkeit. Andererseits ist die Staatshaftung - im Gegensatz zur Schiffs-
eignerhaftung - dadurch stark eingeschränkt, daß der Staat bei schuldhafter Beteili-
gung eines Dritten auf Schadensersatzansprüche gegen diesen verweisen und 
dadurch seine Haftung abwenden kann (§ 839 Abs 1 S 2 BGB). 

f) Im Verhältnis zu der Schiffseignerhaftung bei Zusammenstößen von Schiffen 11 
(S 92b) ist § 3 lex generalis (s § 92b Rn 2). 

g) Bei Anspruchskonkurrenz zwischen den vorgenannten Haftungsnormen gelten 12 
diese grundsätzlich nebeneinander, § 3 ist selbständige Anspruchsgrundlage,12 hat 
aber keine die vertragliche, deliktische oder sonstige Haftung abschließend modifi-
zierende Wirkung.13 Eine solche abschließende Bedeutung scheitert schon an dem 
Wortlaut von § 3.14 Umgekehrt sind insbesondere deliktische Haftungsprivilegien 
wie §§ 831 Abs 1 S 2, 839 Abs 1 S 2 BGB nicht geeignet, die unbeschadet dessen be-
stehende Schiffseignerhaftung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen. Soweit der Ge-
schädigte gegen einen anderen Schiffseigner nach § 3 seine Schadensersatzforderung 
durchsetzen kann, wird dadurch die subsidiäre Amtshaftung des Bundes nach § 839 
BGB,15 nicht aber die evtl daneben bestehende Schiffseignerhaftung des Bundes nach 
§ 3 beseitigt. 

9 RGZ 116, 213; 149, 6; 151, 296; 161, 209; Β GHZ 26 ,152 ; BGH VersR 1958, 163. 
10 Baumgärtel/Korofft Beweislast, $ 3 Rn 2. 
11 Vgl BGHZ 99, 298, 302; BGH NJW 2003, 2984. 
12 BGH VersR 1965, 230, 231 = LM $ 3 BinSchG Nr 5; BGH NJW 1972, 538, 539; RGZ 102, 38, 42; 151, 296, 

297. 
13 BGHZ 26, 152. 
14 RGJW 1935, 1843. 
15 RG DR 1944, 843. 
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13 Zum Verhältnis von Schiffseignerhaftung und Frachtführerhaftung16 vgl §407 
HGB Rn 8, zur Auswirkung der Anspruchskonkurrenz auf die Verjährung vgl § 117 
Rn31ff. 

3. Haftungs Voraussetzungen 

14 a) Als Anspruchsgegner kommt nur ein Schiffseigner iSv § 1 in Betracht. Das kann, 
muß aber nicht der Eigentümer des Schiffes sein (Einzelheiten s ο § 1 Rn 47ff). Dem 
Schiffseigner bei der Passivlegitimation gleichgestellt ist der Ausrüster iSv § 2 Abs 1 
(Einzelheiten s ο § 2 Rn Iff). 

15 b) Ersatzfähig ist nur der Schaden eines Dritten. Der Schiffseigner selbst oder das 
Besatzungsmitglied (§ 3 Abs 2), das pflichtwidrig oder schuldhaft gehandelt hat, 
scheidet also als Inhaber eines selbständigen Anspruches nach § 317 von vorneherein 
aus.18 Dagegen kommen die übrigen Besatzungsmitglieder des eigenen Schiffes19 

ebenso als Forderungsinhaber in Betracht wie Interessenten eines anderen havariebe-
teiligten Schiffes (§ 92), Ladungsbeteiligte (§ 7 Abs 2) oder Reisende ($ 77). 

16 Hinsichtlich des eingetretenen Schadens gelten die allgemeinen Vorschriften der 
§§ 249ff, 842ff BGB (vgl u § 92b Rn 18ff). Zu beachten ist die summenmäßige Be-
schränkbarkeit der Schiffseignerhaftung für diesen Schaden (§ 4 Rn Iff). 

17 c) Schadensursächlich muß ein Tun/Unterlassen „eine(r) Person der Schiffsbesat-
zung oder ein(es) an Bord tätige(n) Lotse(n)" (§ 3 Abs 1) geworden sein. Auf diese 
Personen beschränkt sich die adjektizische Haftung des Schiffseigners. Zur Schiffs-
besatzung zählen der Schiffsführer (§ 7; zu Einzelheiten su § 7 Rn Iff), die Schiffs-
mannschaft (§ 21; zu Einzelheiten su §§ 21-25 Rn 3ff) sowie „alle übrigen auf dem 
Schiff angestellten Personen" ($ 3 Abs 2).20 Bei einem Schubverband ist die Besat-
zung des Schubbootes zugleich die Besatzung der Schubleichter.21 Daher haftet der 
Leichtereigner nicht für Schäden Dritter aus nautischen Fehlern der Besatzung des 
Schubbootes, das einem anderen gehört.22 

18 Nach dem arbeitsrechtlich geprägten Wortlaut zählen zur Besatzung nicht nur Per-
sonen, „die als Arbeitnehmer kraft eines auf eine gewisse Dauer berechneten unmit-
telbaren Dienstverhältnisses in den arbeitsteiligen Organismus der Schiffsdienste 
und der Bordgemeinschaft eingegliedert sind."23 Soweit der Schiffseigner den Schiffs-

16 BGHZfB 1983,389. 
17 BGH NJW 1972, 538, 539. 
18 RGZ45,55. 
19 RGZ13, 119. 
20 RGZ 13,117; 20, 86. 
21 OLG Köln ZfB 1979,459. 
22 BGHZfB 1984, 19. 
23 BGHZ 3, 34, 39. 
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betrieb durch Subunternehmer und deren Personal aufrecht erhält (etwa Bewa-
chungs-, Beladungspersonal), haftet er für Schäden, die aus der Betriebsgefahr des 
Schiffes für Dritte erwachsen, analog § 3.24 Die Exkulpationsmöglichkeit des § 831 
Abs 1 S 2 BGB ist in diesem Haftungszusammenhang ausgeschlossen.25 Vorausset-
zung für die entsprechende Anwendung von § 3 ist indes eine uneingeschränkte 
Weisungsbefugnis des Schiffseigners gegenüber dem im Schiffszusammenhang 
eingesetzten Personal.25 

Nichts anderes gilt, wenn der Schiffseigner die unmittelbare Besatzung nicht selbst 19 
arbeitsvertraglich anstellt, sondern über eine Personalagentur im Wege der Arbeit-
nehmerüberlassung auf seinem Schiff einsetzt. Auch das begründet die zusätzliche 
Haftung nach § 327. 

Eine entsprechende Anwendung von § 328 ist schließlich auch im Hinblick auf An- 20 
sprüche geboten, die dadurch entstehen, daß der Schiffsführer in Ausübung seiner 
Dienstverrichtungen eine Notstandsmaßnahme iSv § 904 S 1 BGB29 zu treffen ge-
zwungen ist und der Schiffseigner dafür verschuldensunabhängig Schadensersatz 
nach § 904 S 2 BGB zu leisten hat.30 

Ebenso haftet der Schiffseigner für das schuldhafte Fehlverhalten eines an Bord täti- 21 
gen Lotsen. Soweit dieser unmittelbar die Schiffsführung ausübt, ergibt sich dies be-
reits aus § 3 Abs 2.31 Tritt der Lotse als nautischer Berater des Schiffsführers auf,32 

resultiert die Schiffseignerhaftung aus § 3 Abs 1 (vgl u §§ 21-25 Rn 5). 

Der Schiffseigner haftet nur für den von ihm bzw der Schiffsführung beauftragten 22 
Vertragslotsen. Sofern dem Schiff, was in der Binnenschiffahrt ohnehin kaum denk-
bar ist, ein Zwangslotse aufoktroyiert wird,33 scheidet eine adjektizische Haftung 
des Schiffseigners aus. Das ergab sich früher bereits aus dem Wortlaut von § 3 Abs 2 
(„alle übrigen auf dem Schiffe angestellten Personen mit Ausnahmen der Zwangslot-
sen"), resultiert iü aber auch aus der Natur der Prinzipalhaftung, wonach der 
Schiffseigner (nur) für diejenigen haftet, die er kraft eigener Entscheidung für seinen 
Schiffsbetrieb einsetzt bzw durch den Schiffsführer einsetzen läßt ($ 7). 

2 4 BGHZ 3, 34, 40; 26, 152,156; 57, 309, 313; BGH VersR 1979, 570, 571; 1976, 771, 772; BGH ZfB 1997, SaS 
1658 = TranspR 1997,156; OLG Köln ZfB 1996, SaS 1590,1592; s auch $ 2 Rn 13. 

25 BGHZ 3, 34,40; vgl auch RGZ 126,35; 111, 37. 
26 OLG Karlsruhe VersR 2006, 96, 97/98; BGHZ 26, 152, 155; BGH VersR 1976, 771, 772. 
27 OLG Köln TranspR 2005 ,212 = ZfB 2006, Heft Nr 4, S 53. 
28 Zur grundsätzlich entsprechenden Anwendung von § 3 bei einer „Gleichheit der Interessenlage" s BGH 

NJW-RR 1997, 541. 
29 OLG Köln ZfB 1998, SaS 1694. 
30 BGHZ 6, 103 = NJW 1952, 1132; krit zu dieser Entsch Rabe SeeHR $ 485 HGB Rn 45; s auch BGHZ 19, 

82. 
31 RGZ 126,87. 
32 BGHZ 59, 242, 246ff. 
33 Zur Seelotsenpflicht auf der Ems s OLG Oldenburg ZfB 1998, SaS 1677. 
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23 d) Weitere Anspruchsvoraussetzung ist, daß das Verhalten des Besatzungsmitgliedes 
„in Ausführung von Dienstverrichtungen" ($ 3 Abs 1) erfolgt. Davon zu unter-
scheiden ist ein schadensursächliches Verhalten lediglich bei Gelegenheit der Schiffs-
dienste,34 insbesondere strafbewehrtes Verhalten an Bord oder im Landzusammen-
hang des Binnenschiffsbetriebs. Hierfür haftet der Schiffseigner nicht nach § 3. 

24 Für eine Zurechnung erforderlich ist vielmehr eine Tätigkeit, die mit der Verwen-
dung des Binnenschiffs, nicht notwendig dessen kaufmännischer Nutzung,35 in 
unmittelbarem Zusammenhang steht,36 wobei ein weiter Maßstab geboten ist.37 

Dazu zählt somit „jedes Verhalten, das mit dem zu leistenden Schiffsdienst nach 
Zweck und Art in einem inneren Zusammenhang steht."38 

25 Nicht erforderlich ist, daß das Besatzungsmitglied zu der Tätigkeit, in deren Folge 
dann der Schaden eingetreten ist, eigens bestellt wurde. Ausreichend ist ein äußerer 
Bezug der Arbeit zu dem Schiffsbetrieb; dazu kann sogar eine Schwarzfahrt eines 
nichtlegitimierten Besatzungsmitgliedes zählen.39 

26 Binnenschiffahrtstypisch gehören vor allem folgende Arbeiten zum Arbeitsgebiet 
der Schiffsbesatzung: Bedienung sämtlicher Steuer-,40 Radar- bzw Sprechfunkein-
richtungen, Abgabe von Schallzeichen, An- und Ablegen, Bedienen der Ankerwinde, 
Beladen und Löschen,41 Reinigung des Schiffes, Kontrolle der Beleuchtung, Überwa-
chung aller technischen Anlagen, Beachtung der Bemannungs- und Fahrtzeitvor-
schriften, korrektes Durchführen aller nautischen Maßnahmen bei einer Schleusung, 
usw. 

27 e) Schließlich ist es, da es eine Gefährdungshaftung in der Binnenschiffahrt nicht 
gibt (§ 92a Rn 14ff), erforderlich, daß der Schaden schuldhaft42 durch ein Besat-
zungsmitglied verursacht wurde. Die Verantwortlichkeit eines Besatzungsmitglie-
des ohne Verschulden, wie sie nach § 22 WHG in Betracht kommt, begründet keine 
Haftung des Schiffseigners.43 Die Schiffsverwendung des Schiffseigners (§ 1) muß 
nur zum Zeitpunkt der schuldhaften Besatzungshandlung bestehen, während der 
Schaden nach dem Ende der Schiffsverwendung eintreten kann.44 Das Verschulden 
umfaßt Vorsatz oder Fahrlässigkeit ($ 276 BGB). Fahrlässig handelt, wer die im Ver-
kehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt; dabei kommt den Prüfmerkmalen der 

34 RGZ13,118. 
35 Insoweit unterscheidet sich $ 3 von $ 485 HGB; vgl Rabe SeeHR $ 485 HGB Rn 3. 
36 BGHZ 50, 238. 
37 BGH VersR 197S, 771. 
38 BGH VersR 1976, 771. 
39 RGZ 111, 37; OLG Köln Urt ν 8. 11.1959 (Az 3 U 51/57); BGHZ 50, 238. 
40 BGH VersR 1979, 570. 
41 BGH MDR 1958, 307. 
42 OLG Karlsruhe VersR 2006, 96,97. 
43 OLG Karlsruhe VersR 1977, 566. 
44 BGHZfB 1983,287. 
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Voraussehbarkeit und der Vermeidbarkeit des pflichtwidrigen, rechtswidrigen 
Erfolges besondere Bedeutung zu.45 

Die im Verkehr erforderliche Sorgfaltspflicht orientiert sich an den objektiven 28 
Merkmalen und ist grundsätzlich von den persönlichen Eigenschaften, Gewohnhei-
ten und Ansichten des Schädigers unabhängig. Dessen möglicherweise subjektiv la-
xen Ansprüche an die eigenen Sorgfaltspflichten sind also nicht geeignet, die Haf-
tungszurechnung nach § 3 auszuhebeln. 

Ebensowenig sind in der Schiffahrt vereinzelt eingerissene Unsitten oder Mißbräu- 29 
che geeignet, den Fahrlässigkeitsvorwurf entfallen zu lassen.46 Andererseits kann ei-
nem Besatzungsmitglied, das sich bei seinen Handlungen an anerkannten Schiff-
fahrtsbräuchen47 orientiert, kein Sorgfaltsverstoß zur Last gelegt werden. 

Ein Verstoß gegen Gesetze, insbesondere das Binnenschiffahrtsverkehrsrecht so- 30 
wie Vorschriften der Binnenschiffs- bzw Rheinschiffsuntersuchungsordnung stellt 
grundsätzlich ein Verschulden dar.48 

Zu den Dienstpflichten des Schiffsführers su zu § 7 Rn 8ff u § 8 Rn 3ff, zu denjeni- 31 
gen der Schiffsmannschaft s ll §§ 21-25 Rn 8ff. 

4. Unmittelbare persönliche Haftung der Schiffsbesatzung 

a) Die adjektizische Zusatzhaftung des Schiffseigners (§ 3) läßt die unmittelbare 32 
Haftung gegen das rechtswidrig und schuldhaft handelnde Besatzungsmitglied un-
berührt (SS 823, 249 BGB). Schiffseigner und Besatzungsmitglied haften dem Ge-
schädigten somit als Gesamtschuldner. Versäumt der Kläger, im Havarieprozeß den 
Schiffseigner mitzuverklagen, entfaltet ein stattgebendes Urteil gegen ein Besat-
zungsmitglied mangels Parteienidentität (§ 325 ZPO) keine Rechtskraft im Verhält-
nis zu dem Schiffseigner.49 

b) Ein Schiffsführer haftet nach S 823 Abs 1, Abs 2 BGB iVm mit dem jeweils ein- 33 
schlägigen Schutzgesetz auch für solche schuldhaft verursachten Schäden, die an-
läßlich der Ruderführung durch einen Steuermann unter Anleitung des Schiffsfüh-
rers entstehen;50 ebenso ist der Schiffsführer verpflichtet, der Besatzung klare und 
widerspruchsfreie Weisungen zu erteilen. Gibt er an verschiedene Besatzungsmit-
glieder jedenfalls teilweise widersprüchliche Befehle, so hat er sich davon zu über-

45 BGHZ 39, 285. 
46 BGHVersR 1971, 1881. 
47 Vgl Handelsbräuche 2005, S 26ff. 
48 RGZ 67, 50. 
49 BGH VersR 19S5, 230. 
50 OLG Köln ZfB 1998, SaS 1689. 
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zeugen, welche Weisungen konkret umgesetzt wurden und ob dies den ordnungs-
gemäßen Schiffsbetrieb sicherstellt.51 

34 c) Soweit das Besatzungsmitglied im Außenverhältnis gegenüber einem Dritten haf-
tet, hat es nach dem Rechtsinstitut des innerbetrieblichen Schadensausgleichs ei-
nen Freistellungsanspruch gegen den Schiffseigner (vgl § 7 Rn l l f f sowie §§ 21-25 
Rn 11). 

5. Unmittelbare persönliche Haftung des Schiffseigners 

35 a) Neben der Zurechnungshaftung für fremdes Verschulden ($ 3) haftet der Schiffs-
eigner auch für eigenes Verschulden. Das ergab sich vor der Neuordnung der Haf-
tungsbeschränkung zum 1.9. 1998 bereits unmittelbar aus dem Wortlaut von § 4 
Abs 2 S 1 aF: „Durch die vorstehenden Bestimmungen (= frühere Haftungsbeschrän-
kung mit Schiff und Fracht nach § 4 Abs 1 aF) wird die persönliche Haftung des 
Schiffseigners in Fällen eigenen Verschuldens desselben nicht berührt." Die frühere 
Formulierung hatte indes nur deklatorischen Charakter, so daß sich durch deren 
Wegfall an der Haftung des Schiffseigners für unmittelbares eigenes Verschulden 
nichts geändert hat. 

36 b) Soweit der Schiffseigner sein Schiff selbst führt, resultiert seine eigene Haftung als 
Schiffseigner - Schiffsführer aus § 7 iVm §§ 823ff BGB, ohne daß es auf die Zurech-
nungsnorm des § 3 ankäme. Zählt der Schiffseigner nicht zur Besatzung, haftet er 
vertraglich (insbesondere § 280 BGB) und deliktisch (§§ 823ff BGB) für rechtswidri-
ges und schuldhaftes eigenes Tun/Unterlassen. Daneben haftet der Schiffseigner qua 
seiner Eignerstellung gegebenenfalls auch unabhängig von Rechtswidrigkeit und 
Schuld (SS 677ff BGB, 228 S 1,904 BGB, 22 WHG).52 

37 c) Im Vordergrund der persönlichen Schiffseignerhaftung steht insbesondere die 
Verantwortlichkeit für Ausrüstungsmängel des Schiffes, die ein sog kommerzielles 
Verschulden des Schiffseigners begründen. Denn es ist der Schiffseigner, der Ver-
wender des Binnenschiffs (§§ 1, 2), der für den gefahrlosen Zustand sowie Betrieb 
seines Schiffes verantwortlich ist.53 Im Rahmen seiner Verkehrssicherungspflichten 

51 BGH NJW 2006, 1271. 
52 BGHZ 76, 35, 312; OLG Köln VersR 19S9,402. 
53 Die bis 1998 geltende Gesetzgebung, bei der die unmittelbare persönliche Exekutionshaftung des Schiffs-

eigners nur bei (eigenen) nautischen Fehlern, nicht aber bei Ausrüstungsmängeln des Schiffes beschränkt 
war (§ 4 Abs 2 S 1 aF ;arge contr § 4 Abs 2 S 2 aF) hatte durch diese Differenzierung einen wichtigen Anreiz 
für den Schiffseigner geschaffen, im eigenen Haftungsbeschränkungsinteresse stets für den verkehrssi-
cheren Zustand seines Fahrzeuges zu sorgen. Die Beschränkbarkeit durch die Summenhaftung, die diese 
Unterscheidung grundsätzlich nicht mehr kennt (zu den Einzelheiten § 4 Rn 25), scheidet nur noch bei 
leichtfertigem kommerziellen Verschulden des Schiffseigners (§ 5b) aus, das indes in den wenigsten Fällen 
für den Geschädigten beweisbar ist. IS der Erhöhung der technischen Zuverlässigkeit der Binnenschiffe 
und damit der Verkehrssicherheit auf den Flüssen muß die Beseitigung der früheren Haftungsdifferen-
zierung somit als kontraproduktiv bezeichnet werden; s dazu auch OLG Köln ZfB 2001, SaS 1S39/1840. 
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muß er dafür sorgen, daß alle Personen, die mit dem Schiff in Kontakt geraten 
(Betreten und Verlassen des Schiffes, Arbeiten an Bord, Lade- und Löschmaßnahmen 
von Land aus, Nähebeziehung im Schiffsverkehrs, etc) dies gefahrlos tun können. 
Entfalten beispielsweise bestimmte Schiffseinrichtungen (zB Laderaumboden) Ge-
fahren für externe Rechtsgüter (zB landseitige Verladeeinrichtungen eines Hafenbe-
triebes), trägt der Schiffseigner für hieraus bzw aus der Unterlassung von Warnhin-
weisen resultierenden Schäden die persönliche Verantwortung.54 

d) Ist der Schiffseigner personenidentisch mit dem Frachtführer, haftet er außerdem 38 
nach Maßgabe der §§ 407ff, 425ff HGB (§ 407 HGB Rn 8). 

6. Umfang der Haftung 

a) Durch die Neuregelung der Haftungsbeschränkung zum 1.9.1998 wurde die 39 
frühere Exekutionshaftung durch die Summenhaftung ersetzt: An Stelle der auf 
Schiff und Fracht beschränkten (§ 4 Abs 1 Nr 1 aF) bzw auf den Wert und auf die 
Fracht beschränkt - persönlichen Haftung (§ 114 aF) ist die unbeschränkt - persönli-
che, aber summenmäßig beschränkbare Haftung (§ 4 Abs 1) getreten (zu den Einzel-
heiten § 4 Rn Iff). 

b) Forderungen gegen den Schiffseigner aus dem Schiffsbetrieb, insbesondere ver- 40 
traglicher (§ 102 Nr 5) und deliktischer Art(§ 102 Nr 4) gewähren dem Forderungs-
inhaber ein Schiffsgläubigerrecht nach Maßgabe der §§ 102ff. §114 hat jedoch 
-jedenfalls für den Hauptfall der Personen - und/oder Sachschäden bzw Bergungs-
kosten im Zusammenhang mit einer Havarie (§ 102 Nr 4, Nr 3) - regelmäßig keine 
eigenständige Bedeutung mehr, da sich durch die Neuaussendung des Schiffes an 
der unbeschränkt persönlichen, aber summenmäßig beschränkbaren Haftung des 
Schiffseigners für solche Forderungen (§ 4) nichts ändert ($ 114 Rn 1 Iff). 

c) Neben dem Schiffseigner haften - ebenfalls summenmäßig beschränkbar (§ 4) - 41 
schuldhaft handelnde Besatzungsmitglieder bei Sach- und Personenschäden nach 
den §§ 823,249 BGB, 7ff BinSchG als Gesamtschuldner nach § 830 BGB. 

d) Die Eigner mehrerer havariebeteiligter Schiffe haften dem Geschädigten bei Sach- 42 
schaden nach Maßgabe der Mitverschuldensquote als Einzelschuldner (§ 92c 
Abs l),55 bei Personenschäden als Gesamtschuldner (§ 92c Abs 2).5S 

e) Im Verhältnis zwischen dem Geschädigten und dem Schiffseigner kann dieser den 43 
Mitverschuldenseinwand erheben, der zur Minderung oder gar Aufhebung der 
Schiffseignerhaftung führen kann.57 Dabei ist § 92c beim Zusammenstoß von Bin-

54 OLG Köln ZfB 1994, SaS 14S8; OLG Karlsruhe VersR 1997, 858. 
55 BGH VersR 19S9, 608; BGH LM $ 92 BinSchG Nr 13. 
56 Zu den Einzelheiten $ 92c Rn lOff. 
57 BGH LM RheinSchPV 1954 Nr 1. 
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nenschiffen (§ 92) lex specialis gegenüber § 254 Abs 1 BGB,58 gleichwohl ist die zu 
§ 254 Abs 1 BGB ergangene umfangreiche Rspr59 entsprechend heranzuziehen. 

44 Dagegen gilt das Gebot der Schadensminderungspflicht des Geschädigten (§ 254 
Abs 2 BGB) unmittelbar, insbesondere für Maßnahmen nach der Havarie60 (§ 92c 
Rn 3 ff). 

7. Haftungsbeschränkung und Haftungsfreizeichnung 

45 a) Der Schiffseigner kann, soweit er nicht leichtfertig gehandelt hat (§ 5b) oder es 
sich um privilegierte Ansprüche gem § 5 handelt, seine gesetzliche ebenso wie seine 
vertragliche (§ 4 Abs 1 S 2) Haftung summenmäßig nach Maßgabe der §§ 4ff be-
schränken (S 4 Rn Iff). 

46 b) Im rechtsgeschäftlichen Bereich kann die gesetzlich nicht zwingende Haftung des 
Schiffseigners nach § 3 inter partes eingeschränkt oder abbedungen werden, und zwar 
sowohl einzelvertraglich, als auch im Rahmen von Geschäftsbedingungen. Soweit 
dies im Rahmen eines Einzelvertrages erfolgt, sind lediglich die Grenzen zu beach-
ten, die sich aus den allgemeinen Gesetzen (§§ 134,138 BGB) sowie nach dem Grund-
satz von Treu und Glauben (§ 242 BGB) für die Erfüllung des Vertrages ergeben. 

47 Verlade- und Transportbedingungen (Konnossementbedingungen), die eine solche 
teilweise oder vollständige Haftungsfreizeichnung vorsehen, unterliegen der Einbe-
ziehungs- und Inhaltskontrolle nach §§ 305ff BGB. Danach ist der Haftungsaus-
schluß für Personenschäden sowie für vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten 
grundsätzlich unwirksam (§ 309 Nr 7a und b BGB).51 Eine Freizeichnung von oder 
auch nur eine Haftungsbeschränkung für eine Verletzung von Kardinalpflichten 
des Schiffseigners/Frachtführers, insbesondere bezüglich der Fahr- und Ladetüch-
tigkeit des Binnenschiffs,62 ist ebenfalls unwirksam.63 

48 Weiter unzulässig sind: Freizeichnungen von grundlegenden Organisationsmän-
geln im Schiffsbetrieb,64 Freizeichnungen von der Einhaltung der Pflicht, die Fracht-
güter nur an den legitimierten Inhaber des Konnossements oder des Ladescheins 
auszuliefern,65 Klauseln, die einen Regreß des Transportversicherers erschweren 

58 RGZ 78, 176; BGH MDR 1959, 551 und 731 = VersR 1959, 504 = ZfB 1959, 337, 338; BGH MDR 1959, 
913 —ZfB 1959,415,416. 

59 Vgl BGH NJW 2006, 286; BGH VersR 1997, 1158. 
60 OLG Bremen VersR 1976, 558. 
61 Anders noch BGH NJW 1973,2107. 
62 BGHZ 49, 356 = NJW 1968, 1567; BGHZ 71,167 = NJW 1978,1341. 
63 BGHZ 82, 162; BGH VersR 1984, 580, 581. 
64 BGH NJW 1973, 2154. 
65 BGH VersR 1974, 590. 
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oder verunmöglichen.55 Zur Möglichkeit der Haftungsfreizeichnung im Rahmen 
von Frachtverträgen s iü § 449 HGB Rn 2ff. 

8. Beweislast 

a) Die Behauptung, ein Besatzungsmitglied des Schiffes habe in Ausführung von 49 
Dienstverrichtungen dem Geschädigten schuldhaft einen Schaden zugefügt, ist eine 
klagbegründende Tatsache, für die dem Kläger grundsätzlich der Vollbeweis ob-
liegt.67 

b) In bestimmten Fallkonstellationen können dem Anspruchsteller Beweiserleichte- 50 
rungen zugute kommen. Wenn der äußere Tatbestand nach dem regelmäßigen Ab-
lauf in der Binnenschiffahrt den Schluß zuläßt, daß die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt verabsäumt wurde, ist der Anschein eines Verschuldens des betreffenden 
Besatzungsmitgliedes gegeben.68 

Dieser Anscheinsbeweis beruht auf einem typischen Geschehensablauf, bei dem der 51 
festgestellte und vom Anspruchsteller zu beweisende69 Sachverhalt idR bestimmte 
Folgen zeitigt. Es handelt sich also nicht um eine Umkehr der Beweislast und auch 
nicht um eine Schuldvermutung, sondern um eine Beweiswürdigungsregel, nach 
der der in Anspruch Genommene die ernsthafte Möglichkeit eines atypischen Ge-
schehensablaufes darzulegen und zu beweisen hat, andernfalls er haftet.70 

Dabei spielen allgemeine Erfahrungssätze des Gerichts, wie sie sich insbeson- 52 
dere nach jahrelanger Praxis als Schiffahrtsrichter herausbilden (§ 1 BinSchVerfG 
Rn 1), eine maßgebliche Rolle.71 Zu den Anwendungsfällen des Anscheinsbeweises 
auf der Basis der umfangreichen Rspr s § 92b Rn 68ff, 76. 

c) Steht das schuldhafte Verhalten eines Besatzungsmitgliedes fest, gelingt dem An- 53 
spruchsteller aber nicht der Beweis, die schadenstiftende Handlung/Unterlassung 
einem bestimmten Besatzungsmitglied zuzuordnen, reicht dies gleichwohl zur Be-
gründung der Annexhaftung des Schiffseigners nach § 3 aus.72 Ist bewiesen, daß 
mehrere Besatzungsmitglieder schuldhaft gehandelt haben, läßt sich aber nicht 
nachweisen, welche Handlung ie welchem Schaden entspricht, haftet nicht nur der 
Schiffseigner adjektizisch nach § 3, sondern die Besatzungsmitglieder auch unmit-
telbar als Gesamtschuldner (§§ 830, 840 BGB). 

66 BGHZ 65, 364; 82, 162. 
67 RGZ 126, 329. 
68 RGZ 121, 160; 130, 357; 135, 136; 138, 20. 
69 BGH NJW 1976, 2032. 
70 BGHZ 8, 239; BGH NJW 1972, 1131; BGH ZfB 1971, 338; 1985, 262. 
71 BGHNJW 1951,360; 1961,777. 
72 OLG Königsberg Verkehrsrecht 1927, S 466, Nr 328. 
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54 d) Enthalten Verlade- und Transportbedingungen vom allgemeinen Prozeßrecht 
abweichende, den Verwender begünstigende Beweislastregeln, sind diese - auch im 
Rechtsverkehr zwischen Unternehmern73 - unwirksam (§ 309 Nr 12 BGB).74 

$ 4 
[Beschränkung der Schiffseignerhaftung] 

(1) Der Schiffseigner kann seine Haftung für Ansprüche wegen Personen- und 
Sachschäden, die an Bord oder in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Be-
trieb des Schiffes oder mit einer Bergung einschließlich einer Wrackbeseitigung 
im Sinne von Absatz 4 eingetreten sind, sowie für Ansprüche aus Wrackbeseiti-
gung beschränken, es sei denn, das Schiff wird zum Sport oder zur Erholung 
und nicht des Erwerbes wegen verwendet. Die Ansprüche unterliegen der Haf-
tungsbeschränkung unabhängig davon, auf welcher Grundlage sie beruhen, ob 
sie privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher Natur sind und ob sie auf Grund 
eines Vertrages oder sonstwie als Rückgriffs- oder Entschädigungsansprüche 
geltend gemacht werden; Ansprüche aus Wrackbeseitigung sowie Ansprüche 
nach Absatz 3 Satz 2 unterliegen jedoch nicht der Haftungsbeschränkung, so-
weit sie sich auf ein vertraglich vereinbartes Entgelt richten. 

(2) Ansprüche wegen Personenschäden sind solche wegen der Tötung oder der 
Verletzung von Personen. 

(3) Ansprüche wegen Sachschäden sind 

1. solche wegen des Verlusts oder der Beschädigung von Sachen; 
2. solche wegen der Verspätung bei der Beförderung von Gütern, Reisenden 

oder deren Gepäck; 
3. sonstige Vermögensschäden wegen der Verletzung nichtvertraglicher Rechte. 

Ansprüche wegen Sachschäden sind ferner Ansprüche einer anderen Person als 
des Schuldners wegen Maßnahmen zur Abwendung oder Verringerung von Per-
sonen- oder Sachschäden, für die der Schuldner seine Haftung nach den Absät-
zen 1 , 2 und 3 Satz 1 beschränken kann. 

(4) Ansprüche aus Wrackbeseitigung sind solche auf Erstattung der Kosten für 
die Hebung, Beseitigung, Vernichtung oder Unschädlichmachung eines gesun-
kenen, havarierten, festgefahrenen oder verlassenen Schiffes samt allem, was 
sich an Bord befindet oder befunden hat, sowie für die Beseitigung, Vernichtung 
oder Unschädlichmachung der Ladung des Schiffes. Ansprüche aus Wrackbesei-

73 BGHZ101,184; BGH NJW 1996,1538. 
74 Vgl ie Baumgärtel/Koriofft Beweislast $ 58 Rn 12ff. 
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tigung sind ferner Ansprüche einer anderen Person als des Schuldners wegen 
Maßnahmen zur Abwendung oder Verringerung der in Satz 1 genannten Ko-
sten, für die der Schuldner seine Haftung beschränken kann. 

(5) Als Schiff im Sinne dieser Vorschrift sind auch Kleinfahrzeuge anzusehen. 

Übersicht 
Rn 

1. Allgemeines 1 - 4 
2. Sachlicher Anwendungsbereich der $$ 4 bis 5m 5 - 6 
3. Persönlicher Anwendungsbereich der $$ 4 bis 5m 7 
4. Räumlicher Geltungsbereich der J J 4 bis 51 8 
5. Vertragliche Vereinbarungen 9 
6. Personenschäden 10-11 
7. Sachschäden 

a) Verlust und Beschädigung 12 -13 
b) Verspätung 14 
c) Verletzung nichtvertraglicher Rechte 1 5 - 1 6 
d) Maßnahmen zur Schadensabwendung und-Verringerung 1 7 - 1 9 

8. An Bord oder bei Betrieb eines Schiffes 
a) Schiff 2 0 - 2 3 
b) An Bord oder bei Betrieb 2 4 - 2 5 
c) Unmittelbarer Zusammenhang mit einer Bergung/Wrackbeseitigung 26 

9. Ansprüche aus Wrackbeseitigung 2 7 - 2 9 
10. Beweislast 30 

1. Allgemeines 

Die §§ 4 bis 5m regeln die globale Haftungsbeschränkung in der Binnenschiffahrt, 1 
dh die Beschränkung der Haftung für die Gesamtheit aller beim Schiffsbetrieb aus 
einem bestimmten Ereignis entstandenen Ansprüche. Mit dem Gesetz zur Änderung 
der Haftungsbeschränkung in der Binnenschiffahrt vom 25. 8. 19981 (GÄHB) wurde 
der im Seerecht bereits mit Inkrafttreten des Brüsseler Übereinkommens vom 10.10. 
1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von Seeschiffen2 am 6 .4 . 
19733 erfolgte Übergang vom System der Exekutionshaftung zur Summenhaf-
tung für die Binnenschiffahrt nachvollzogen. Während der Schiffseigner nach dem 
alten Modell der Haftungsbeschränkung grundsätzlich nur dinglich mit Schiff und 
Fracht haftete und eine Zwangsvollstreckung („Exekution") aus einem gegen den 
Schiffseigner ergangenen Urteil nur in diese beiden Teile des Eignervermögens er-

1 BGBl 1,2489. 
2 BGBl 197211,653,672. 
3 BGBIII, 161. 
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folgen konnte, haftet der Schiffseigner unter dem neuen Regime zunächst unbe-
schränkt persönlich mit seinem gesamten Vermögen. Allerdings hat er nach §§ 4 bis 
5m nunmehr unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, seine Haftung 
summenmäßig auf einen bestimmten, sich grundsätzlich an den technischen Merk-
malen seines Schiffes (Tragfähigkeit, Wasserverdrängung, Motorleistung, Beförde-
rungskapazität) orientierenden Betrag zu begrenzen. Dies geschieht gem § 5d durch 
die Erhebung einer entsprechenden Einrede oder durch die Errichtung eines Haf-
tungsfonds. Bereits durch das 2. SRÄG vom 25. 7 .1986 (§ 77 Rn 1) war isoliert für die 
Haftung für Ansprüche auf Ersatz des Schadens aus der Tötung oder Verletzung 
von Schiffsreisenden mit § 4a aF die Summenhaftung eingeführt worden als Reak-
tion auf das schwere Barkassenunglück im Hamburger Hafen am 2 .10 .1984 . Die Ge-
schädigten waren damals aufgrund des nicht mehr vorhandenen Restwerts der Bar-
kasse praktisch entschädigungslos geblieben (vgl Rn 3). Heute ist an die Stelle des 
§ 4a aF der § 5k mit deutlich höheren Haftungshöchstbeträgen getreten. 

2 Inhaltlich gehen die §§4 bis 5m auf das Straßburger Übereinkommen vom 4 .11 . 
1988 über die Beschränkung der Haftung in der Binnenschiffahrt (CLNI)4 zurück. 
Bei diesem Übereinkommen handelt es sich im wesentlichen um eine Revision des 
letztlich veralteten und deshalb nie in Kraft getretenen Übereinkommens über die 
Beschränkung der Haftung der Eigentümer von Binnenschiffen vom 1.3. 1973 
(CLN)5. Die unter der Federführung der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
erarbeitete CLNI lehnt sich eng an das für die Bundesrepublik Deutschland am 1. 9. 
1987 in Kraft getretene Übereinkommen vom 19.11. 1976 über die Beschränkung 
der Haftung für Seeforderungen (Londoner Haftungsbeschränkungsübereinkom-
men - LondonHBÜ)6 an.7 Anders als dieses seerechtliche Übereinkommen, auf das 
in § 486 HGB pauschal verwiesen wird,8 wurde die CLNI dadurch ins deutsche Recht 
übernommen, daß deren Regelungen in die §§ 4 bis 5m eingearbeitet wurden. Be-
gründet wurde dieses Vorgehen vor allem mit der besseren Lesbarkeit und Handhab-
barkeit der neuen Vorschriften über die Haftungsbeschränkung, die nicht nur auf 
internationale, sondern auch auf rein nationale Sachverhalte anzuwenden sind. Dar-
über hinaus sollten die Regelungen der CLNI unabhängig von deren Inkrafttreten 
zur Anwendung kommen.9 Bis zum 1. 7. 2007 wurde die CLNI lediglich von Luxem-
burg (1993), den Niederlanden (1997), der Schweiz (1997) und Deutschland ratifi-
ziert. Nicht zuletzt um das Übereinkommen attraktiver für weitere Ratifikationen 
zu machen, werden derzeit Überlegungen angestellt, die Haftungssummen der 

4 BGBl 199SII, 1644. 
5 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,22. Die CLN ist zB abgedruckt bei Korioth Neuregelung, 326ff. 
6 BGBl 1986 II 786; 19S7 II, 407. 
7 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,22. 
8 Hierzu Herber Haitungsrccht, 17f. 
9 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,16. 
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§§ 4ff entsprechend den Änderungen im Seerecht durch das Protokoll 1996 über die 
Änderung des LondonHBÜ10 zu erhöhen.11 

Die Einführung der Summenhaftung auch in der Binnenschiffahrt wurde vom Ge- 3 
setzgeber zunächst formal damit begründet, daß allein auf diesem Weg die seit In-
krafttreten des Brüsseler Übereinkommens vom 10.10.1957 am 6 .4 .1973 (Rn 1) be-
stehende Zweigleisigkeit der Haftungsregime im deutschen Schiffahrtsrecht unter 
Wahrung internationaler Standards überwunden werden könne. Inhaltlich wurde 
die Summenhaftung deshalb für tauglicher angesehen, weil die Gläubiger unter dem 
System der Exekutionshaftung in Fällen, in denen es zu einem Totalverlust des haf-
tenden Schiffes kommt oder in denen das schädigende Schiff infolge Alters oder 
schlechter Wartung nur noch einen geringen Wert aufweist, Gefahr laufen, mit ihren 
Forderungen vollständig auszufallen. Zudem würde am Ende der Schädiger belohnt, 
dessen Schiff schlecht gepflegt sei und aus diesem Grund nur noch einen geringen 
Wert aufweise.12 Nicht zuletzt wurde mit Einführung der Summenhaftung der im 
Einigungsvertrag vom 31. 8.19901 3 enthaltenen Vereinbarung entsprochen, wonach 
für die gewerbliche Binnenschiffahrt bereits vor dem völkerrechtlichen Inkrafttreten 
der CLNI die summenmäßige Haftungsbeschränkung eingeführt werden sollte.14 

Unmittelbar anwendbar im deutschen Recht sind allein die §§ 4 bis 5m, nicht dage- 4 
gen die Regelungen der CLNI. Die CLNI wurde vom deutschen Gesetzgeber zwar ra-
tifiziert, nicht aber für unmittelbar anwendbar erklärt (Rn 2). Dies führt dazu, daß 
auch bei der Auslegung der §§ 4 bis 5m grundsätzlich nicht auf die entsprechenden 
Regelungen der CLNI zurückgegriffen werden kann. Die §§ 4 bis 5m wären auch in-
soweit anzuwenden, als sie einer Regelung der CLNI widersprächen. Auf der anderen 
Seite ist das nationale Recht zumal dann im Zweifel soweit als möglich völkerrechts-
konform auszulegen, wenn sich ein anderslautender Wille des Gesetzgebers nicht 
feststellen läßt. Hieraus folgt, daß bei Unklarheiten im Zusammenhang mit der 
Auslegung der §§ 4 bis 5m durchaus die Vorschriften der CLNI mit herangezogen 
werden können. Im Zweifel hat jedoch eine klare Regelung der §§ 4 bis 5m Vorrang 
vor den Vorschriften der CLNI. 

2. Sachlicher Anwendungsbereich der §§ 4 bis 5m 

Die SS 4 und 5 umschreiben abschließend diejenigen Ansprüche, für die eine Haf- 5 
tungsbeschränkung in Betracht kommt. Gem § 4 sind dies grundsätzlich sämtliche 
Ansprüche wegen Personen- oder Sachschäden, die an Bord oder in unmittelbarem Zu-

10 BGBl 2000 II, 791 ,1793. 
11 Czerwcnka TranspR 2005,133. 
12 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 22. Zu den Nachteilen des Exekutionssystems zusammenfassend 

Freise Reederhaftung, 3 Iff. 
13 BGBl II, 885, 960. 
14 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 16. 
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sammenhang mit dem Betrieb eines Schiffes oder mit einer Bergung einschließlich ei-
ner Wrackbeseitigung eingetreten sind, sowie Ansprüche aus Wrackbeseitigung. § 5 
führt diej enigen Ansprüche auf, die nicht der Haftungsbeschränkung unterliegen. 

6 Gern § 4 Abs 1 S 2 Halbs 1 können Ansprüche der Haftungsbeschränkung unabhän-
gig davon unterliegen, auf welcher Grundlage sie beruhen, ob sie privatrechtlicher 
oder öffentlich-rechtlicher Natur sind und ob sie aufgrund eines Vertrags oder sonst-
wie als Rückgriffs- oder Entschädigungsansprüche geltend gemacht werden. Eine 
Ausnahme gilt gern § 4 Abs 1 S 2 Halbs 2 j edoch für bestimmte vertraglich vereinbarte 
Entgeltansprüche für Maßnahmen der Wrackbeseitigung und der Schadensabwen-
dung bzw Schadensverringerung. Die Aufnahme von Rückgriffs- und Entschädi-
gungsansprüchen soll den Schiffseigner davor bewahren, daß er bei Geltendma-
chung eines Anspruchs durch einen nicht zur Haftungsbeschränkung berechtigten 
Dritten, der seinerseits den Ersatzanspruch des Geschädigten befriedigt hat, unbe-
schränkt haftet.15 Darüber hinaus soll nach dem Willen des Gesetzgebers hierdurch 
klargestellt werden, daß auch Ausgleichsansprüche zwischen mehreren zur Haf-
tungsbeschränkung Berechtigten der Haftungsbeschränkung unterliegen.16 

3. Persönlicher Anwendungsbereich der SS 4 bis 5m 

7 Zwar ist in § 4 Abs 1 nur der Schiffseigner (§ 1) als Begünstigter der §§ 4 bis 5m ge-
nannt. Gem § 5c stehen dem Schiffseigner insoweit jedoch gleich der Eigentümer (§ 1 
Rn 47ff), Charterer und Ausrüster (§ 2 Abs 1) des Schiffes, der Berger (§ 5c Rn 5) sowie 
jede Person, für deren Handeln eine der vorgenannten Personen einzustehen hat. 
Gleiches gilt für die Gesellschafter einer beschränkbar haftenden Personengesell-
schaft und den Versicherer, dessen Versicherungsnehmer beschränkbar haftet. 

4. Räumlicher Geltungsbereich der SS 4 bis 51 

8 Gem Art 15 Abs 1 CLNI erstreckt sich der räumliche Anwendungsbereich des Über-
einkommens allein auf Gewässer, die der Mannheimer Akte oder dem Moselvertrag 
unterliegen. Der deutsche Gesetzgeber hat jedoch von der nach Art 15 Abs 2 CLNI be-
stehenden Möglichkeit Gebrauch gemacht und den Anwendungsbereich der §§ 4 bis 
51 erweitert (§ 5m: „deutsches Gewässer"). Der räumliche Anwendungsbereich dieser 
Vorschriften entspricht nun dem des übrigen Binnenschiffahrtsgesetzes (§ 1 Rn 16ff). 
Die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung besteht folglich auf jedem Binnenge-
wässer, auf dem Schiffahrt betrieben wird, unabhängig von dessen Art, Bedeutung 
und Größe.17 Zur Anwendbarkeit der §§ 4 bis 51 in Fällen mit Auslandsberührung 
vgl § 5m. 

15 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,19f; Herder Haftungsrecht, 61f. 
16 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 2S. 
17 Vgl Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 32. 
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5. Vertragliche Vereinbarungen 

Von den Regelungen über die Haftungsbeschränkung nach SS 4 bis 5m kann durch 9 
vertragliche Vereinbarung uneingeschränkt abgewichen werden.18 Insbesondere 
kann zwischen den Parteien eines Frachtvertrags vereinbart werden, daß der Fracht-
führer haften soll, ohne sich auf die Haftungsbeschränkung der SS 4ff berufen zu 
dürfen. Sind abweichende Vereinbarungen in VTB enthalten, müssen die SS 305ff 
BGB beachtet werden. Zum Verhältnis der §§ 4 bis 5m zu den nur eingeschränkt 
dispositiven Regelungen über die vertragliche Haftung des Frachtführers gem 
SS 425ff, 431,449 HGB vgl S 431HGB Rn 1. 

6. Personenschäden (S 4 Abs 2) 

Der Begriff der Personenschäden umfaßt gem S 4 Abs 2 die Tötung und die Verlet- 10 
zung von Personen. Die Verletzung von Personen entspricht der Körper- und Ge-
sundheitsverletzung des S 823 BGB. Danach ist Körperverletzung die Verletzung der 
äußeren körperlichen Integrität, Gesundheitsverletzung die Beeinträchtigung der 
inneren Funktionen des Körpers. Zu letzterer zählen auch Nervenschocks und seeli-
sche Beeinträchtigungen als unmittelbare Folge von Unfällen, sofern diese Beein-
trächtigungen einen gewissen Schweregrad erreichen und, zB wegen des besonderen 
Näheverhältnisses zu der verunfallten Person, nicht dem allgemeinen Lebensrisiko 
zuzurechnen sind.183 Ebenfalls zu den Personenschäden iSv S 4 Abs 2 gehören die 
Ansprüche der mittelbar Geschädigten nach SS 843 bis 846 BGB.19 

Zwar kommt die Haftungsbeschränkung für Ansprüche aus Personenschäden in er- 11 
ster Linie bei der Verletzung oder Tötung von Reisenden auf Fahrgastschiffen in 
Betracht (vgl S 77 iVm S 646 Abs 1 S 1, Abs 2 HGB), doch kann sie auch bei der Verlet-
zung von Besatzungsmitgliedern (S 3 Abs 2) oder unbeteiligten Dritten Bedeutung 
erlangen. Bei Besatzungsmitgliedern ist S 5 Nr 3 zu beachten. 

7. Sachschäden (§ 4 Abs 3) 

a) Verlust und Beschädigung von Sachen (§ 4 Abs 3 S 1 Nr 1) 

Ansprüche wegen Sachschäden iSd SS 4 bis 5m sind zunächst die Ansprüche wegen 12 
des Verlusts oder der Beschädigung von Sachen. Zu den Begriffen des Verlusts und 
der Beschädigung vgl S 425 HGB Rn 8f. Hierzu zählen auch die Verunreinigung des 
Ladungsguts durch Ladungsreste aus vorangegangenen Transporten. Der Sachbe-
griff entspricht dem des S 90 BGB und umfaßt sämtliche körperliche Gegenstände 

18 So auch zum seerechtlichen LondonHBÜ Herber Haftungsrecht, 55. 
18a BGH VersR 2007,1093,1094. 
19 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 4. 
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ungeachtet des Aggregatzustands (fest, flüssig, gasförmig). Tiere sind ebenfalls Sa-
chen iSd Vorschrift ($ 90a BGB), nicht dagegen der lebende menschliche Körper20. Da 
sie ohne weiteres dem Sachbegriff unterfallen, bedurften die in Art 2 Abs l a CLNI 
einzeln aufgeführten Hafenanlagen, Hafenbecken, Wasserstraßen, Schleusen, Brük-
ken und Navigationshilfen in § 4 Abs 3 keiner gesonderten Erwähnung, doch ist in-
soweit die gesetzlich angeordnete Vorabbefriedigung zu beachten (§§ 5f Abs 2, 5h 
Abs 3, 5i S 2). 

13 Zu den Sachen nach § 4 Abs 3 S 1 Nr 1 gehört auch das Gepäck von Reisenden. Wird 
dem Reisenden das Gepäck nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach Ankunft 
des Schiffes ausgehändigt und erwächst dem Reisenden hieraus ein Vermögensscha-
den, liegt nach der Begriffsbestimmung des Art 1 Nr 7 der Anlage zu § 646 HGB, die 
über § 77 auch in der Binnenschiffahrt zur Anwendung kommt, ein Sachschaden 
und kein Verspätungsschaden vor. 

b) Verspätung ($ 4 Abs 3 S 1 Nr 2) 

14 Der Begriff der Verspätung iSv § 4 Abs 3 S 1 Nr 2 entspricht dem der Überschreitung 
der Lieferfrist nach § 423 HGB (§ 425 HGB Rn 10). Das im Zusammenhang mit der 
Beförderung von Gütern Gesagte gilt entsprechend für die Beförderung von Reisen-
den und deren Gepäck. Bei der Beförderung von Reisenden wird regelmäßig eine 
konkrete Reisedauer vereinbart sein. Wird diese überschritten, kommen Ansprüche 
nach §§ 280 Abs 2, 286ff BGB in Betracht, sofern die Verspätung nicht wegen Gering-
fügigkeit als sozialadäquat hinzunehmen ist. Zur Frage der verspäteten Aushändi-
gung von Reisegepäck vgl Rn 11. Ggf sind vertragliche Haftungsausschlüsse zu be-
rücksichtigen (vgl Rn 9). 

c) Verletzung nichtvertraglicher Rechte (§ 4 Abs 3 S 1 Nr 3) 

15 Bei § 4 Abs 3 S 1 Nr 3, der Art 2c LondonHBÜ entspricht, handelt es sich um einen 
Auffangtatbestand für die Fälle, in denen Schäden durch Verletzung nichtvertragli-
cher Rechte entstehen, die nach dem jeweils anwendbaren innerstaatlichen Recht 
nicht als Personen- oder Sachschäden qualifiziert werden können.21 Nach deut-
schem Recht fallen hierunter jedenfalls Verletzungen von absoluten Rechten, wenn 
diese nur zu einem Vermögensschaden führen.22 Denkbar ist dies etwa bei Eigen-
tumsverletzungen, die nicht zugleich eine Sachbeschädigung darstellen (sonst 
§ 4 Abs 3 Nr 1). Beispielhaft ist der sog Fleetfall (§ 92b Rn 35), in dem ein Schiff 
durch in einem Fleet eingestürzte Ufermauern über einen Zeitraum von acht Mo-

20 BGHZ 124, 52, 54. 
21 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 25. 
22 Korioth Herber-Festschrift 1983, 98; Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 14; weiter Hefter Haftungsrecht, 57 

und Freise Reederhaftung, 53f (Verletzung von vertraglichen Rechten und Schutzgesetzen iSv $ 823 Abs 2 
BGB). 
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naten an der Weiterfahrt gehindert wurde.23 Entsprechendes kann gelten, wenn ein 
Schiff dadurch an dem Auslaufen aus einem Hafen gehindert wird, daß ein anderes 
Schiff aufgrund einer Havarie über einen längeren Zeitraum die Hafenausfahrt 
blockiert,24 oder wenn durch ein vorbeifahrendes Schiff die ins Wasser ragenden 
Teile einer Slipanlage beschädigt werden, so daß ein anderes, auf Helling genom-
menes Schiff nicht mehr zu Wasser gelassen werden kann25. Zu beachten ist in all 
diesen Fällen der Funktionsbeeinträchtigung von Schiffen, daß eine Verletzung 
nichtvertraglicher Rechte grundsätzlich nur dann in Betracht kommt, wenn die be-
stimmungsgemäße Verwendung als Schiff mehr als nur unerheblich beeinträchtigt 
wird. Kann also das an der Weiterfahrt gehinderte Schiff umkehren und seine 
Fahrt in eine andere, wenn auch nicht geplante Richtung fortsetzen, scheidet so-
wohl eine Eigentumsverletzung als auch eine Beeinträchtigung des eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetriebs aus.26 Weitere Einzelheiten hierzu unter § 92b 
Rn 34ff. 

Anders als nach altem Recht unterliegen aufgrund ihres vertraglichen Charakters 16 
Ansprüche wegen Vermögensschäden infolge der Nichterfüllung von durch den 
Schiffsführer (§ 4 Abs 1 Nr 1 aF) oder den Schiffseigner selbst (§ 4 Abs 1 Nr 2 aF) ge-
schlossenen Verträgen nicht mehr der Haftungsbegrenzung, sofern nicht zugleich 
ein Fall des nunmehr geltenden § 4 Abs 3 S 1 Nr 1 oder Nr 2 gegeben ist. Zwar wurde 
mit der jetzigen Regelung ein Gleichlauf mit dem Seerecht erreicht,27 doch blieb 
schon dort die Frage unbeantwortet, weshalb der Haftungsbegrenzung sämtliche 
Vermögensschäden wegen Verletzung nichtvertraglicher Rechte unterliegen, dage-
gen nur ein Teil der Vermögensschäden, die auf einer Verletzung vertraglicher 
Pflichten beruhen 28 

d) Maßnahmen zur Schadensabwendung und -Verringerung (§ 4 Abs 3 S 2) 

Die Regelung des § 4 Abs 3 S 2, die Art 2 Abs I f CLNI umsetzt und Art 2 Abs l f Lon- 17 
donHBÜ entspricht, trägt dem Umstand Rechnung, daß Maßnahmen zur Scha-
densminderung und -abwendung wegen der Haftungsbegrenzungsmöglichkeit des 
Schuldners allen Gläubigern zugute kommen29 und daß der Schädiger bei Abwen-
dung oder Verringerung des Schadens insbesondere durch Dritte nicht schlechter 
stehen soll als er stünde, wenn es zum Schaden gekommen wäre30. Voraussetzung für 
eine Haftungsbegrenzung nach § 4 Abs 3 S 2 ist zunächst, daß die Ansprüche wegen 

23 BGHZ 55, 153, 159. 
24 Rate SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 15. 
25 Vgl Korioth ZfB 2001, SaS 1845. 
26 BGHZ 55, 153, 160. 
27 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 25. 
28 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 14. 
29 Begr GÄHB, BT-Drs 13/844S, 20. 
30 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 17. 
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der verhinderten oder verringerten Schäden ihrerseits der Haftungsbeschränkung 
nach § 4 Abs 1, Abs 2 oder Abs 3 S 1 unterworfen sind. Hierzu zählen auch Ersatzan-
sprüche wegen Maßnahmen zur Abwendung oder Verringerung von Personen- oder 
Sachschäden, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Wrackbeseitigungsmaß-
nahmen eintreten und für die die Haftung nach § 4 Abs 1 iVm § 4 Abs 2 und Abs 3 
Satz 1 beschränkt werden kann.31 Ebenso fallen hierunter die Kosten für die Siche-
rung einer Havariestelle.32 Nicht von § 4 Abs 3 S 2 erfaßt sind dagegen Maßnahmen 
zur Abwendung oder Verringerung von Ansprüchen aus Wrackbeseitigung iSv § 4 
Abs 4 S I , für die § 4 Abs 4 S 2 eine Sonderregelung enthält. 

18 Weitere Voraussetzung für die Möglichkeit zur Haftungsbegrenzung nach § 4 Abs 3 
S 2 ist, daß es sich nicht um Ansprüche des Haftpflichtigen selbst handelt. Da die-
ser ohnehin verpflichtet ist, die von ihm verursachten Schäden möglichst gering zu 
halten (§ 254 Abs 2 S 1 BGB), sollen von ihm ergriffene Abwehrmaßnahmen nicht 
dazu führen, daß er mit eigenen Ansprüchen an der Verteilung des Haftungsfonds 
teilnimmt.33 Aufwendungen für Maßnahmen zur Schadensabwendung oder -min-
derung des Geschädigten selbst hat der Haftpflichtige dem Geschädigten als ad-
äquate Folge des Schadensereignisses regelmäßig bereits als Schaden iSv § 4 Abs 3 S 1 
zu ersetzen, so daß § 4 Abs 3 Satz 2 insoweit ohne Bedeutung ist.34 Eine Anwendung 
des § 4 Abs 3 S 2 kommt demnach vor allem bei Ansprüche Dritter aus Geschäftsfüh-
rung ohne Auftrag (§§ 670, 683 BGB) oder wegen ungerechtfertiger Bereicherung 
(SS 812ff BGB) in Betracht.35 

19 In § 4 Abs 1 S 2 Halbs 2 ist klargestellt, daß das für Schadensabwendungs- oder 
-Verringerungsmaßnahmen vertraglich vereinbarte Entgelt ebenso wie der Berge-
lohn (vgl § 5 Nr 1) der Möglichkeit zur Haftungsbegrenzung nicht unterliegt und 
damit j edenfalls in voller Höhe zu bezahlen ist. 

8. An Bord oder bei Betrieb eines Schiffes (§ 4 Abs 1S 1) 

a) Schiff 

20 Der Schiffsbegriff der §§ 4 bis 5m weicht von dem des § 1 (§ 1 Rn 3ff) in folgenden 
Punkten ab: In Übereinstimmung mit Art 1 Abs 2 CLNI stellt § 4 Abs 5 klar, daß als 
Schiff iSd SS 4 bis 5 m auch Kleinfahrzeuge anzusehen sind. Dieser Klarstellung be-
darf es, weil die Rechtsprechung für den übrigen Bereich des Binnenschiffahrtsge-
setzes Kleinfahrzeuge grundsätzlich nicht als Schiffe ansieht (S 1 Rn 6). Vgl dagegen 
wiederum für den Schiffszusammenstoß S 92 Abs 3. Als Kleinfahrzeuge werden tra-

31 Begr RegE, BT-Drs 13/8446,20. 
32 OLG Karlsruhe TranspR 2007, 75, 77ff. 
33 Begr RegE, BT-Drs 13/8446,20; Herber Haftungsrecht, 60. 
34 Begr RegE, BT-Drs 13/S44S, 20. 
35 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 18. 
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ditionell zB Ruder-, Paddel- und Tretboote angesehen. Zu Abgrenzungsfragen vgl 
§ 1 Rn 6ff. 

Eine Rückausnahme macht das Gesetz in Übereinstimmung mit Art 18 Abs Id CLNI 21 
für Schiffe, die lediglich zum Sport oder zur Erholung und nicht des Erwerbs wegen 
verwendet werden. Der Gesetzgeber übernimmt insoweit die bisherige ständige 
Rechtsprechung des BGH zu § 4 aF, die es nicht als gerechtfertigt ansah, die Eigner 
von Sport- und Vergnügungsbooten gegenüber den Haltern anderer Fahrzeuge 
durch die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung zu privilegieren.36 Gleiches gilt 
für den Führer eines Sportbootes, da das den Verkehrsträgern Straße und Schiene 
unbekannte System der globalen Haftungsbeschränkung nach Auffassung des Ge-
setzgebers nur dort gerechtfertigt ist, wo es um den Einsatz eines Schiffes zu ge-
werblichen oder beruflichen Zwecken geht.37 Entsprechend dieser Begründung 
wurde die Erwerbsmäßigkeit als zusätzliche Voraussetzung für die Möglichkeit zur 
Haftungsbegrenzung aufgenommen. Dies führt dazu, daß zB die gewerblichen Nut-
zer von Sportbooten (Segelschulen, Vercharterer etc) durchaus in den Genuß der 
§§ 4 bis 5m kommen können.38 Eine nur vorübergehende nichtgewerbliche Nutzung 
eines üblicherweise zu gewerblichen Zwecken eingesetzten Schiffes (zB Leerfahrt 
zum Urlaubsort) läßt die Möglichkeit zur Haftungsbegrenzung ebenfalls nicht ent-
fallen, da auch in diesem Fall noch der gewerbliche Charakter der betriebenen Schiff-
fahrt überwiegt. 

Gleiches gilt nach dem erklärten Willen des Gesetzgebers39 für die in amtlichen 22 
Diensten stehenden Schiffe und Boote der Schiffahrtsverwaltung und der Wasser-
schutzpolizei, obwohl diese Schiffe ebenfalls nicht zu Erwerbszwecken eingesetzt 
werden (vgl zum Seerecht Art 7 EGHGB). Auch diese Auffassung entspricht der bis-
herigen Rechtsprechung, der es nicht gerechtfertigt erschien, die dienstliche Schiff-
fahrt insofern gegenüber der gewerblichen Schiffahrt zu benachteiligen.40 

Die in Art 1 Abs 2b CLNI neben den Kleinfahrzeugen genannten Tragflächenboote, 23 
Fähren (§ 2 Abs 3 S 2 Nr 3 BinSchUO), Bagger, Krane, Elevatoren und alle sonstigen 
schwimmenden und beweglichen Anlagen oder Geräte ähnlicher Art unterfallen 
nach gefestigter Rspr schon bislang dem Schiffsbegriff des Binnenschiffahrtsgesetzes 
(§ 1 Rn l l f f ) und bedurften daher keiner gesonderten Erwähnung in § 4.41 Zu beach-
ten ist allerdings, daß insoweit zT andere Haftungshöchstbeträge gelten (vgl § 5e 
Abs 1 Nr 4). Fähren unterfallen unabhängig davon dem Schiffsbegriff der §§ 4 bis 
5m, ob sie frei schwimmend sind oder nicht (vgl § 131 Abs 3 und 4). 

36 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 33. 
37 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 19. 
38 Vgl Begr GÄHB, BT-Drs 13/S44S, 19. 
39 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 19. 
40 RGZ 149,167,171. 
41 BegrGÄHB,BT-Drs 13/8446,21. 
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b) An Bord oder bei Betrieb eines Schiffes 

24 An Bord sind die Personen- oder Sachschäden eingetreten, wenn der Erfolgsort der 
schädigenden Handlung das Schiff selbst ist. Dagegen genügt es nicht, wenn ledig-
lich der Handlungsort sich an Bord des Schiffes befindet, dh sich zwar der Schädiger 
auf dem Schiff aufhält, nicht dagegen die verletzte Person bzw die beschädigte Sache. 
In diesen Fällen wird der Schaden allerdings meistens im unmittelbaren Zusam-
menhang mit dem Schiffsbetrieb (Rn 25) eingetreten sein. Bsp: Besatzungsmitglied 
bedient schiffseitige Löscheinrichtung fehlerhaft, wodurch es an Land zu schweren 
Schäden kommt. An Bord befinden sich Personen und Sachen, die die Reling passiert 
haben.42 Nicht an Bord befinden sie sich dagegen, wenn sie noch/schon auf der 
Gangway sind.43 

25 Der Schaden kann auch dann der Haftungsbegrenzung unterliegen, wenn er im 
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Betrieb des Schiffes eingetreten ist. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers soll durch dieses Tatbestandsmerkmal klarge-
stellt werden, daß der Schiffseigner als solcher und nicht in anderer Eigenschaft, dh 
zB als Halter eines beim Laden oder Entladen verwendeten Kfz oder als Lagerhalter 
privilegiert wird.44 Gemeint ist somit der technische Einsatz des Schiffes als Ver-
kehrs- und Transportmittel.45 Teil des Schiffsbetriebs sind jedenfalls die Lade- und 
Löscharbeiten.46 Der Schaden muß mithin auch nicht eingetreten sein, während das 
Schiff in Bewegung war.47 Nach zutreffender Auffassung zum gleichlautenden Art 2 
Abs la LondonHBÜ macht es dabei keinen Unterschied, wem aufgrund des Fracht-
vertrags die Ladung bzw Löschung obliegt und ob ein landseitig oder schiffseitig ge-
stelltes Ladegeschirr verwendet wird.48 Nicht zum Betrieb des Schiffes zählt dagegen 
der Vor- und Nachlauf der Ladung, also zB der Transport der Ladung zum Lade-
platz mit einem Lkw oder einem Kran.49 Dies gilt auch dann, wenn dieser Transport 
zu der vom Schiffseigner zu erbringenden Beförderungsleistung gehört. Zu begr ist 
dies damit, daß sich hier keine Gefahr realisiert hat, die dem eingesetzten Trans-
portmittel Schiff zu eigen ist.50 Diese Schiffsgefahr realisiert sich dagegen, wenn der 
Schaden darauf zurückzuführen ist, daß das Schiff an unzulässiger Stelle stilliegt 
oder unzureichend festgemacht wurde. Zum Betrieb eines Fahrgastschiffes gehört 
auch das An- und Vonbordgehen der Fahrgäste über Anleger, Pontons oder Zubrin-

42 Freise Reederhaftung, 61; Herber Haftungsrecht, 56. 
43 Herber Haftungsrecht, 56. 
44 Begl· GÄHB, BT-Drs 13/844S, 19. 
45 Vgl Korioth Übergang, 72; Herber Haftungsrecht, 60; Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 5; Freise Reederhaf-

tung, 51. 
46 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,25. 
47 Rittmeister Haftungsbeschränkungsverfahren, 24. 
48 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 8. 
49 Vgl Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 9; Hertel· Haftungsrecht, 61. 
50 RekSeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 5. 
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gerboote.51 Für den übrigen außerhalb des Schiffes liegenden Verantwortungsbe-
reich des Schiffseigners (zB Weg von der Fahrkartenverkaufsstelle zum Anleger) 
kommt es wiederum darauf an, ob sich in dem Schaden eine schiffahrtstypische Ge-
fahr realisiert hat. 

c) Unmittelbarer Zusammenhang mit einer Bergung einschließlich einer 
Wrackbeseitigung 

Zum Begriff der Wrackbeseitigung vgl § 5j Rn 2. Zum Begriff der Bergung vgl § 740 26 
HGB Rn3. Durch diesen Einschluß wird sichergestellt, daß auch der Berger oder 
Wrackbeseitiger von der Haftungsbefreiung profitiert, der seine Dienste nicht von 
einem Schiff aus, sondern aus der Luft (Hubschrauber) oder von Land (Kran, Taucher) 
erbringt (§ 5c Abs 1 Nr 2).52 

9. Ansprüche aus Wrackbeseitigung (§ 4 Abs 4) 

Die Definition in § 4 Abs 4 ist vor allem im Hinblick auf den gesonderten Haftungs- 27 
höchstbetrag für die Ansprüche aus Wrackbeseitigung nach § 5j bedeutsam. Der 
Gesetzgeber hat damit den Vorbehalt des Art 18 Abs lc CLNI ausgeübt, um die Gläu-
biger solcher Ansprüche möglichst umfassend zu schützen.53 Zum Begriff der Wrack-
beseitigung vgl § 5j Rn 2. 

§4 Abs 4 erfaßt nur Ansprüche auf Erstattung der Kosten für die in § 4 Abs 4 auf- 28 
geführten Maßnahmen. Nach dem erklärten Willen des Gesetzgebers54 sollen zu 
den Ansprüchen aus Wrackbeseitigung jedoch auch Ansprüche auf Erstattung von 
Zufallschäden gehören, die der Wrackbeseitiger im Zusammenhang mit seiner Tä-
tigkeit erleidet (zB gerissener Draht) und die nach den Grundsätzen der Risikozu-
rechnung bei schadensgeneigter Tätigkeit im fremden Interesse zu ersetzen sind.55 

Dem Wrackbeseitiger schuldhaft zugefügte Schäden unterfallen bereits § 4 Abs 2 
und 3. Für Entgeltforderungen, die für die Wrackbeseitigung vertraglich verein-
bart wurden, ist eine Haftungsbegrenzung gem § 4 Abs 1 S 2 Halbs 2 ausgeschlos-
sen. 

Gem § 4 Abs 4 S 2 zählen zu den Ansprüchen aus Wrackbeseitigung entsprechend 29 
§ 4 Abs 3 S 2 betr die Sachschäden (Rn 15ff) auch Ansprüche einer anderen Person 
als der des Schuldners wegen Maßnahmen zur Abwendung oder Verringerung der 
in § 4 Abs 4 S I genannten Kosten. Die Vorschrift soll vor allem Ansprüche wegen 

51 Rabe SeeHR Art 2 LondonHBÜ Rn 6; Herder Haftungsrecht, 61. 
52 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,19. 
53 BegrGÄHB,BT-Drs 13/8446,21. 
54 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,21. 
55 Vgl BGHZ 89, 153,157. 
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Maßnahmen zur Abwendung oder Verringerung von Zufallschäden (Rn 28) erfas-
sen.56 

10. Beweislast 

30 Nach allgemeinen Grundsätzen muß derjenige, der sich auf eine Haftungsbeschrän-
kung beruft, die Voraussetzungen des § 4 darlegen und ggf beweisen. 

$ 5 
[Ausschluß der Haftungsbeschränkung] 

Der Haftungsbeschränkung nach § 4 unterliegen nicht 

1. Ansprüche aus Bergung sowie Ansprüche auf Beitragsleistung zur großen 
Haverei; 

2. Ansprüche gegen denjenigen, der nach einem anwendbaren internationalen 
Übereinkommen oder nach dem Atomgesetz für nukleare Schäden haftet; 

3. Ansprüche von Bediensteten des Schiffseigners, deren Aufgabe mit dem 
Schiffsbetrieb oder mit Bergungs- oder Hilfeleistungsarbeiten oder Wrackbe-
seitigungsmaßnahmen zusammenhängen, sowie Ansprüche ihrer Erben, An-
gehörigen oder sonstiger zur Geltendmachung solcher Ansprüche berechtig-
ter Personen, wenn der Dienstvertrag deutschem Recht unterliegt oder wenn 
er ausländischem Recht unterliegt, nach welchem die Haftung für diese An-
sprüche nicht global beschränkt werden kann; 

4. Ansprüche nach § 22 Wasserhaushaltsgesetz; 
5. Ansprüche auf Ersatz der Kosten der Rechtsverfolgung. 

Übersicht 
Rn 

1. Allgemeines 1 
2. Ansprüche aus Bergung und auf Beitragsleistung zur großen Haverei ($ 5 Nr 1) 

a) Bergung 2 
b) Große Haverei 3 

3. Ansprüche wegen nuklearer Schäden ($ 5 Nr 2) 4 
4. Ansprüche aus Dienstleistungsverträgen ($ 5 Nr 3) 5 - 7 
5. Ansprüche nach $ 22 WHG ($ 5 Nr 4) 

a) Überblick 8 
b) $ 22 Abs 1 WHG 9 

56 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 21. 
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6. Ansprüche auf Ersatz der Rechtsverfolgungskosten (§ 5 Nr 5) 

c) $22Abs2WHG 
d) Umfang des zu erstattenden Schadens 

Rn 
1 0 - 1 1 

12-14 
15-16 

7. Zinsansprüche 
a) Überblick 
b) Keine Haftungsbeschränkung 
c) Errichtung eines Haftungsfonds 
d) Erhebung einer Haftungsbeschränkungseinrede 20-23 

24 

17 
18 

19 

8. Beweislast 

1. Allgemeines 

§ 5 zählt ausdrücklich einige Gruppen von Ansprüchen auf, für die die Haftung nicht 1 
beschränkt werden kann. Damit trägt der Gesetzgeber in dem von Art 3 CLNI ge-
steckten Rahmen dem Umstand Rechnung, daß die Beschränkung der Haftung für 
die genannten Ansprüche entweder bereits an anderer Stelle speziell geregelt ist oder 
eine solche Beschränkung in Anlehnung an das Seerecht nicht (mehr) möglich sein 
soll. Art 3 CLNI deckt sich weitgehend mit Art 3 LondonHBÜ. Ursprünglich war ge-
plant, auch die Ansprüche wegen Schäden, die durch gefährliche Güter verursacht 
wurden, von der Möglichkeit zur Haftungsbegrenzung auszunehmen. Aufgrund ei-
ner Intervention des Bundesrates beließ man es dann jedoch bei der Möglichkeit zur 
Haftungsbegrenzung, wenngleich mit einem gesonderten, deutlich erhöhten Haf-
tungshöchstbetrag (§ 5h). 

2. Ansprüche aus Bergung und auf Beitragsleistung zur großen Haverei 
(S 5 Nr 1) 

a) Bergung 

Die Beschränkung der Haftung für Ansprüche aus Bergung ist seit Inkrafttreten des 2 
Gesetzes zur Neuregelung des Bergungsrechts in der See- und Binnenschiffahrt vom 
16. 5. 20011 am 8.10. 20022 in § 743 HGB geregelt, der über § 93 auch in den Binnen-
schiffahrt Anwendung findet. Nach § 743 HGB ist der Bergelohn allein durch den 
Wert des geborgenen Schiffes und der sonstigen geborgenen Vermögensgegenstände 
begrenzt. Eine Sondervergütung iSv § 744 HGB muß maximal in Höhe des doppel-
ten Betrages der Unkosten des Bergers bezahlt werden. Eine Möglichkeit zur weiter-
gehenden Haftungsbeschränkung nach §§4ff ist ausgeschlossen. Nach geltendem 
Recht muß der Berger somit nicht befürchten, sich mit einer vor der Bergung regel-
mäßig unbekannten Zahl von Gläubigern in einen Haftungsfonds teilen zu müssen. 

1 BGBl 1,898. 
2 BGBl I, 1944. 
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Anders als nach früherem Recht, wonach für die Bergungs- und Hilfskosten grund-
sätzlich lediglich die geborgenen Gegenstände und die Fracht dinglich hafteten 
(SS 97, 100 Abs 2 aF), sind die Eigentümer der geborgenen Gegenstände heute per-
sönlich zur Zahlung des Bergelohns und der Bergungskosten sowie ggf einer Son-
dervergütung verpflichtet (vgl § 742 Abs 3 HGB). Zu den Ansprüchen aus Bergung 
iSv § 5 Nr 1 zählen insbesondere der Bergelohn und die Bergungskosten nach § 742 
Abs 2 S 2 HGB, dh die Kosten und Gebühren der Behörden, zu entrichtende Zölle 
und sonstige Abgaben und die Kosten zum Zwecke der Aufbewahrung, Erhaltung, 
Abschätzung und Veräußerung der geborgenen Gegenstände, sowie die Sonderver-
gütung nach Maßgabe von § 744 HGB. Schäden, die dem Berger anläßlich der Ber-
gung entstehen, finden gem § 743 Nr 6 HGB bei der Bemessung des Bergelohns 
Berücksichtigung und unterfallen somit grundsätzlich ebenfalls § 5 Nr 1. Etwas an-
deres gilt jedoch dann, wenn entweder der zur Entrichtung des Bergelohns Ver-
pflichtete den Schaden schuldhaft verursacht hat oder ihm die schuldhafte Scha-
densverursachung zugerechnet werden kann (§§ 3 BinSchG, 278, 831 BGB) und der 
Schaden den Wert der geretteten Gegenstände übersteigt oder die Bergung nicht er-
folgreich war (§ 742 Abs 1 S 1 HGB). In diesen Fällen kann der Schiffseigner seine 
Haftung gem § 4 Abs 1 S 1 beschränken.3 

b) Große Haverei 

3 Die Haftung für Ansprüche auf Beitragsleistung zur großen Haverei (SS 78ff) ist 
weiterhin dinglich beschränkt auf das beitragspflichtige Schiff und die beitrags-
pflichtigen Ladungsgüter. Eine persönliche Verpflichtung zur Beitragsleistung be-
steht grundsätzlich nicht (SS 89, 90 Abs 1). Allerdings zählen zu den unter § 5 Nr 1 
fallenden Ansprüchen auch die beschränkt-persönlichen Ansprüche gegen den Emp-
fänger beitragspflichtiger Güter (S 90 Abs 2) und gegen den Schiffsführer, der bei-
tragsbelastete Güter vorzeitig ausliefert (S 91 Abs 1). Nicht zu denen in § 5 Nr 1 ge-
nannten Ansprüchen gehören die Schadensersatzansprüche gem § 79 Abs 2 und 3, 
wenn die gemeinsame Gefahr für Schiff und Ladung durch das Verschulden eines der 
Beteiligten oder eines Mitglieds der Schiffsbesatzung begründet wurde. Die Haftung 
für solche Ansprüche, deren Höhe sich nach § 79 Abs 2 bemißt, kann gem § 4 Abs 1 
beschränkt werden.4 

3. Ansprüche wegen nuklearer Schäden (S 5 Nr 2) 

4 Die Regelung des § 5 Nr 3 übernimmt Art 3b und c CLNI ins deutsche Recht, die ih-
rerseits wiederum auf Art 3b und c LondonHBÜ zurückgehen. Dem Gesetzgeber war 
dabei bewußt, daß dieser Vorschrift in der gegenwärtigen Binnenschiffahrt keine 

3 Vgl insoweit zu dem im wesentlichen gleichlautenden Art 3a LondonHBÜ Rabe SeeHR Art 3 LondonHBÜ 
Rn 3. 

4 Vgl Rübe SeeHR Art 3 LondonHBÜ Rn 4. 
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praktische Relevanz zukommt.5 Sie erfaßt einerseits Schäden, die durch ein mit ei-
nem Kernreaktor ausgerüsteten Schiff verursacht wurden (Art 3c CLNI). Andererseits 
fällt hierunter auch die Haftung für Transporte von nuklearem Material (Art 3b 
CLNI). Beide Sachverhalte sind im internationalen und nationalen Recht bereits spe-
ziell geregelt.5 

4. Ansprüche aus Dienstleistungsverträgen (§ 5 Nr 3) 

Die Vorschrift beruht auf der Überlegung, daß der Arbeitgeber seine Haftung für 5 
gegen ihn gerichtete Ansprüche seiner Arbeitnehmer in den unterschiedlichen na-
tionalen Rechtsordnungen regelmäßig nicht beschränken kann, und dient einem 
möglichst umfassenden Schutz der Bediensteten des Schiffeigners und der dem 
Schiffseigner gem § 5c gleichgestellten Personen.7 Geschützt werden nur Bedienste-
te, dh Arbeitnehmer und sonstige Dienstverpflichtete, deren Aufgaben mit dem 
Schiffsbetrieb (§ 4 Rn 25), mit Bergungsarbeiten iSv § 740 Abs 1 HGB iVm § 93 oder 
mit Wrackbeseitigungsmaßnahmen ($ 5j Rn 2) zusammenhängen. Hierbei kann es 
sich auch um an Land tätige Bedienstete handeln.8 Angestellte im kaufmännischen 
Bereich fallen dagegen nicht hierunter.9 Unerheblich ist die Art und Weise des Zu-
standekommens des Dienstvertrags (zB über § 15). Die Ansprüche der Bedienste-
ten einschließlich Lohnansprüche (§ 24) sowie Freistellungsansprüche nach dem 
Rechtsinstitut des innerbetrieblichen Schadensausgleichs ($ 7 Rn 11) unterliegen un-
geachtet der Anspruchsgrundlage § 5 Nr 3. Erfaßt werden auch die auf den Erben 
übergegangenen Ansprüche sowie Ansprüche von Angehörigen oder sonst zur Gel-
tendmachung solcher Ansprüche berechtigter Personen (zB §§ 844ff BGB). Anders als 
nach § 5 aF unterscheidet das heutige Recht danach, ob der Dienstvertrag deutschem 
oder ausländischem Recht unterliegt. Zur Bestimmung des anwendbaren Rechts ist 
auf die Kollisionsnormen des Internationalen Privatrechts (Artt 27f, 30 EGBGB) zu-
rückzugreifen. 

Unterliegt der Dienstvertrag deutschem Recht, ist die praktische Bedeutung des 6 
Ausschlusses der Haftungsbeschränkung nach Art 5 Nr 3 dadurch reduziert, daß 
nach deutschem Recht unmittelbare Ansprüche des Arbeitnehmers gegen den Ar-
beitgeber wegen Personenschäden aus einem Arbeitsunfall außer bei Vorsatz regel-
mäßig ausgeschlossen sind ($ 104 SGB VII). Dies gilt auch für Ansprüche auf Schmer-

5 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,26. 
6 Pariser Übereinkommen ν 29.7. 1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernener-

gie idF der Bekanntmachung ν 5. 2. 1976 (BGBl 197S II, 310, 311) und des Prot ν IS. 11. 19S2 (BGBl 1985 
II, 690) und Brüssler Reaktorschiff-Übereinkommen ν 25. 5. 1962 (BGBl. 1975 II, 977); $$ 25ff Atomge-
setz. 

7 Vgl Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,27. 
8 Hertel· Haftungsrecht, SS. 
9 Vgl zu Art 3e LondonHBÜ Rate SeeHR Art 3 LondonHBÜ Rn 9; Werter Haftungsrecht, SS. 

49 



BinSchG § 5 Ausschluß der Haftungsbeschränkung 

zensgeld10 und Ansprüche mittelbar geschädigter Angehöriger und Hinterbliebener. 
Der Arbeitnehmer wird auf öffentlich-rechtliche Sozialversicherungsansprüche ge-
gen die zuständige Berufsgenossenschaft verwiesen. Für Lohn- und Freistellungsan-
sprüche des Bediensteten kann § 5 Nr 3 dagegen durchaus relevant werden. 

7 Ist Vertragsstatut eine ausländische Rechtsordnung, ist die Möglichkeit zur Haf-
tungsbeschränkung nur ausgeschlossen, wenn diese Möglichkeit auch nach dem 
ausländischen Recht nicht besteht. Besteht hingegen nach dem ausländischen Recht 
eine Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung und kommt damit auch eine Haf-
tungsbeschränkung nach den §§ 4ff grundsätzlich in Betracht, kommen nach dem 
Willen des deutschen Gesetzgebers, der insoweit von Art 3d CLNI abweicht, die Haf-
tungshöchstbeträge des Binnenschiffahrtsgesetzes unabhängig davon zur Anwen-
dung, ob das ausländische Recht höhere oder niedrigere Haftungsobergrenzen vor-
sieht.11 

5. Ansprüche nach § 22 WHG (§ 5 Nr 4) 

a) Überblick 

8 Dem nationalen Gesetzgeber war es gem Art 18 Abs la CLNI freigestellt, für Ansprü-
che wegen Wasserverschmutzungsschäden die Möglichkeit zur Haftungsbeschrän-
kung auszuschließen. Der deutsche Gesetzgeber hat einen entsprechenden Vorbehalt 
erklärt und im Interesse eines wirksamen Gewässerschutzes die unbeschränkte Ge-
fährdungshaftung des Wasserhaushaltsgesetzes (§ 5 BinSchG Rn 8ff) für Verände-
rungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Was-
sers beibehalten. § 5 Nr 4 enthält eine dynamische Verweisung, dh es gilt § 22 WHG 
in seiner jeweiligen Fassung. § 22 WHG ist auch dann anwendbar, wenn die Anlage, 
von der die Schädigung ausgeht, im Ausland liegt, der Schaden oder ein Teil davon 
aber im Inland eingetreten ist (Art 40 Abs 1 S 2 EGBGB). Mit Ausnahme der Haftung 
nach § 22 WHG spielt die Gefährdungshaftung iü in der Binnenschiffahrt keine Rolle 
(§ 92a Rn 14ff). 

b) § 22 Abs 1 WHG 

9 Gemäß § 22 Abs 1 WHG ist derjenige, der in ein Gewässer Stoffe einbringt oder ein-
leitet (S 3 Nr 4 WHG) oder wer auf ein Gewässer derart einwirkt, daß die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verändert wird (vgl § 3 
Abs 2 Nr 2 WHG), zum Ersatz des daraus einem anderen entstandenen Schadens ver-
pflichtet. Erfaßt werden hiervon nach ganz überwiegender Auffassung nur zielge-
richtete, dh auf ein Gewässer gerichtete Handlungen, die nach ihrem äußeren 

10 BVerfG NJW 1973, 502. 
11 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 22. 
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Ablauf objektiv geeignet sind, dem Gewässer Schadstoffe zuzuführen.12 Allerdings 
setzt das zielgerichtete Handeln weder ein positives Tun13 noch Vorsatz oder Fahr-
lässigkeit voraus14 und braucht auch nicht auf die Veränderung der Wasserbeschaf-
fenheit oder auf das Ergebnis der Verunreinigung, auf ein bestimmtes Gewässer oder 
auf die Beeinträchtigung bestimmter Rechtsgüter gerichtet zu sein.15 Unter § 22 
Abs 1 WHG fällt demnach zB die Verldappung von Ladungsresten oder das Einleiten 
von ölhaltigem Waschwasser in den Fluß. Gelangen dagegen Schadstoffe zufällig, 
also etwa nach einer Havarie oder aufgrund eines Störfalls ins Gewässer, ist § 22 
Abs 1 WHG nicht anwendbar.16 

c) § 22 Abs 2 WHG 

§ 22 Abs 2 WHG bestimmt, daß dann, wenn aus einer Anlage, die bestimmt ist, Stof- 10 
fe zu lagern oder zu befördern, derartige Stoffe in ein Gewässer gelangen, ohne in 
dieses (zielgerichtet) eingebracht oder eingeleitet zu sein, der Inhaber der Anlage 
zum Ersatz des daraus einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet ist. Wie 
bei § 22 Abs 1 WHG (Rn 9) ist auch iRd § 22 Abs 2 WHG vorausgesetzt, daß durch die 
ins Wasser gelangten Stoffe dieses in seiner physikalischen, chemischen oder bio-
logischen Beschaffenheit verändert wird.17 Dies ist nicht der Fall bei einem abge-
rissenen und ins Wasser gefallenen Anker. Tank- und Gütermotorschiffe sind im 
Hinblick auf die von ihnen transportierte Ladung allgemein als Anlagen iSv § 22 
Abs 2 WHG anzusehen,18 nicht aber im Hinblick auf das für die eigene Fortbewe-
gung benötigte Gasöl, da die Schiffe nicht zur „Beförderung" des eigenen Treibstoffs 
„bestimmt" sind.19 Ebenfalls keine Anlagen iSd Gesetzes sind Fahrgastschiffe im 
Hinblick auf die mitgeführten Abwässer.20 Eine Anlage iSv § 22 Abs 2 WHG ist ferner 
eine Tankerlöschbrücke.21 Inhaber einer Anlage ist, wer die tatsächliche Verfü-
gungsgewalt hierüber besitzt und darauf Einfluß nimmt oder nehmen kann.22 Dies 
kann auch der Ausrüster eines Schiffes sein ($ 2 Abs 1). Sind mehrere Anlagen iSv § 22 
Abs 2 WHG vorübergehend miteinander verbunden (zB Tankmotorschiff an Tan-
kerlöschbrücke, Schubboot und Schubleichter, Transportbehälter23 auf Gütermotor-

12 BGHZ 124, 394, 396, 398; LaubingerZfB 1982, 9, 18. 
13 BGHZ 65, 221, 225. 
14 Czychowski WHG § 22 Rn 7 aE. 
15 BGHZ 57,170,175; Czychowski WHG $ 22 Rn 7. 
16 Vgl BGHZ 103, 129, 134. 
17 LaubingerZfB 1982,9, ISf. 
18 BGHZ 76, 35, 39; BGH VersR 1969,925; OLG Köln VersR 1967, 872,874 zu Tankmotorschiffen. 
19 Czychowski WHG $ 22 Rn 43, Rabe SeeHR $485 HGB Rn 84. 
20 LaubingerZiB 1982, 9,19. 
21 BGHZ 76, 35, 39. 
22 BGHZ 80,1, 4. 
23 Nach Larenz VersR 1963, 604 stellen dagegen Behältnisse wie Container oder Fässer keine Anlage iSv § 22 

WHG dar. Werden solche Behältnisse von einem Schiff transportiert, ist danach einzig das Schiff eine An-
lage ids (vgl Rabe SeeHR $ 485 HGB Rn 84). 
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schiff), kann der Produktaustritt aus einer Anlage dem Inhaber der anderen Anlage 
grundsätzlich nur bei einheitlicher tatsächlicher Gewalt über die beiden verbunde-
nen Anlagen angelastet werden.24 Das ist bei einem ladenden bzw löschenden Tank-
motorschiff an einer landseitigen Verladeeinrichtung regelmäßig nicht der Fall, da 
die Gefahrenkreise an bestimmten Übergangspunkten (Schieber im Rohrleitungssy-
stem) voneinander getrennt sind.25 Kann eine einheitliche tatsächliche Gewalt nicht 
festgestellt werden, verbleibt es bei der grundsätzlichen Verantwortlichkeit eines je-
den Inhabers für seine Anlage.26 Umgekehrt kann auch eine Anlage mehrere Inhaber 
haben.27 Je nach Fallgestaltung kann es so zu einer gemeinsamen Verantwortlichkeit 
und damit Haftung mehrerer Inhaber von einer oder mehreren Anlagen iSv § 22 
Abs 2 WHG kommen (vgl § 22 Abs 1 S 2 iVm § 22 Abs 2 S 1 letzter Halbs).28 Für den 
internen Ausgleich unter mehreren Gesamtschuldnern (§ 426 BGB) kommt es auf 
den jeweiligen Grad der Mitverursachung an (§ 254 Abs 1 BGB analog).29 

11 Im Unterschied zu § 22 Abs 1 WHG erfaßt § 22 Abs 2 WHG speziell die Fälle, in de-
nen Stoffe zufällig in ein Gewässer gelangen, dh das Hineingelangen auf ein nicht 
gewässerbezogenes oder zweckgerichtetes Handeln oder Unterlassen zurückgeht. 
Gem § 22 Abs 2 S 2 WHG tritt eine Ersatzpflicht nur dann nicht ein, wenn der Scha-
den durch höhere Gewalt (§ 92a Rn 9ff) verursacht wurde. 

d) Umfang des zu erstattenden Schadens 

12 Im Interesse eines effektiven Umwelt- und Gewässerschutzes30 haben die Gerichte 
den Umfang der ohnehin verschuldensunabhängigen Schadensersatzpflicht nach 
§ 22 WHG sehr stark ausgedehnt. Erfaßt werden neben Personen- und Sachschäden 
auch allgemeine Vermögensschäden,31 die etwa Wasserversorgungs- und sonstige 
Unternehmen (zB Brauereien, Land- und Gartenbaubetriebe) durch erhöhte Auf-
wendungen (zB für Wasseraufbereitung, Stillegung, sonstige Betriebseinschränkun-
gen) oder Mehrkosten für den Aufbau einer Ersatzwassergewinnungsanlage oder für 
Ersatzbeschaffungen erleiden.32 Die Ersatzpflicht erfaßt auch den entgangenen Ge-
winn (S 252 BGB). Bei Fischsterben muß die Schätzung des Schadens (§ 287 ZPO) 
insbesondere berücksichtigen die Größe und den Besatz des geschädigten Gewässers, 
den zu erwartenden Ertrag sowie den Preis der Fische.33 Nach Auffassung des BGH 
fallen zudem unter § 22 WHG Ansprüche der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung auf 

24 BGHZ 76, 35, 42. 
25 AG Duisburg-Ruhrort Urt ν 7. 7.2005 (Az 5 C 12/00 BSch). 
26 So für Schubboot und Schubleichter Wassemeyer, ZfB 1973,483,484; Patst ZfB 1973,48S. 
27 Vgl zB BGHZ 80, 1,6. 
28 Czychewski WHG $ 22 Rn 52. 
29 BGHZ 57, 257, 264. 
30 Vgl zB BGHZ 80,1, 6. 
31 Wussow/Schlocn Unfallhaftpflichtrecht, Tz 1229. 
32 Vgl Czychewski WHG $ 22 Rn 29. 
33 Czychewski WHG $ 22 Rn 29. 
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Ersatz von Rettungskosten, sofern eine Beeinträchtigung der Wasserbeschaffenheit 
bereits eingetreten ist oder sicher bevorsteht.34 Hierzu gehören etwa die Kosten einer 
Absperrung oder des Aufsaugens nach einem Ölüberläufer sowie die Kosten einer 
Warnung der Schiffahrt vor den von einer Gewässerverunreinigung ausgehenden 
Gefahren.35 Desgleichen für das Ausbaggern und den Abtransport von Erdreich, das 
durch auf einem Gewässer ausgelaufenes Öl verunreinigt wurde.35 

Mit der Begr, das WHG diene ganz allgemein der Erhaltung der vorhandenen Was- 13 
serbestände für deren bestimmungsgemäßen Gebrauch, also auch einer gefahrlosen 
Schiffahrt, soweit dafür immerhin ein Mindestmaß von Reinerhaltung des Wassers 
erforderlich ist, hat das OLG Köln im sog Cyclohexanfall dem Eigentümer zweier 
Schiffe, die in einen infolge einer Havarie auf dem Rhein zu Tal treibenden Cyclo-
hexan-Teppich gerieten und explodierten, einen Schadensersatzanspruch auf der 
Grundlage des § 22 Abs 2 WHG zugesprochen.37 

§ 22 WHG gilt nur für Schäden, die durch Hineingelangen von Stoffen in ein Ge- 14 
wässer einschließlich des Grundwassers38 entstehen. Andere Schäden infolge eines 
Austritts schädlicher Stoffe in die Umwelt können daher nicht nach § 22 WHG er-
setzt verlangt werden, sondern nur zB nach §§ 3 BinSchG, 823 ff BGB. Solche Ansprü-
che unterliegen dann grundsätzlich der Möglichkeit zur summenmäßigen Haf-
tungsbeschränkung. Bei Umweltschäden im Zusammenhang mit dem Transport 
gefährlicher Güter iSd ADNR sind insoweit die erhöhten Haftungshöchstbeträge 
nach § 5h zu beachten. 

6. Ansprüche auf Ersatz der Rechtsverfolgungskosten (§ 5 Nr 5) 

Ebenso wie im Seerecht (§ 486 Abs 4 Nr 2 HGB) ist auch im Binnenschiffahrtsrecht 15 
die Haftung für Ansprüche auf Ersatz von Rechtsverfolgungskosten nicht be-
schränkbar. Kosten der Rechtsverfolgung sind neben den Kosten einer Schadenser-
satzklage auch die eines binnenschiffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahrens (§ 5d 
Abs 2), deren Höhe regelmäßig erst nach Abschluß des Verfahrens bestimmt werden 
kann.39 Nicht zu den Kosten der Rechtsverfolgung zählen dagegen die Kosten der 
Schadensermittlung (zB Expertenkosten). Diese sind Teil des materiellen Schadens-
ersatzanspruchs. 

34 BGHZ 80, 1, 6 f; ZfB 1981, 237,238; NJW-KR 1994, 1368. Krit hierzu zB Laubinger ZfB 1982, 9, 21. 
35 BGH VersR 1969, 925, 926; 1967, 375, 378. 
36 BGHZfW 1967,102mkritAnmRei(terBB 1988,1848; KdWerZfB 1973,143,144. 
37 OLG Köln, VersR 1967, 872, 874; offen gelassen in der Revisionsentscheidung BGH VersR 1969, 439, 441. 

Mit gutem Grund kritisch zur Entsch des OLG Köln unter Hinweis auf den ursprünglichen Gesetzes-
zweck („Schutz des Wassers vor Verschmutzung") Koffer ZfB 1973,143,145. 

38 BGHZ 47,1,10; 80,1, S; 103,129,132. 
39 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 23. 
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16 Fraglich ist, ob auch die Kosten eines Verklarungsverfahrens (§§ 11,14) zu den Ko-
sten der Rechts Verfolgung iSv § 5 Nr 5 gehören. Dies ist zu bejahen, da Zweck des der 
Beweissicherung dienenden Verklarungsverfahrens gerade die Rechtsverfolgung 
ist.40 Zwar sollte nach Auffassung des BGH zur früheren Exekutionshaftung die Haf-
tung des Schiffseigners für die Kosten des VerklarungsVerfahrens jedenfalls dann 
dinglich beschränkt sein, wenn es nicht zum Schadensersatzprozeß kommt.41 Be-
gründet wurde dies damit, daß die Verklarungskosten in diesem Fall lediglich Be-
standteil des materiellen Schadensersatzanspruchs seien und nicht Teil eines prozes-
sualen Kostenerstattungsanspruchs. Unabhängig davon, daß in dem vom BGH 
beschriebenen Fall ein Anspruch auf Erstattung der Verklarungskosten bereits dem 
Grunde nach überhaupt nicht besteht (§ 14 Rn 16ff) und es daher einer Beantwor-
tung der Frage nach der Haftungsbeschränkung dann nicht bedarf, ist indes schon 
eine Begrenzung des Anwendungsbereichs des § 5 Nr 5 auf rein prozessuale Kosten 
mit dessen Wortlaut, der allein von Kosten der Rechtsverfolgung spricht, nicht zu 
vereinbaren. Iü ist die Einordnung des Anspruchs auf Erstattung der Verklarungsko-
sten als „materieller" Schadensersatz nicht zwingend, was schon daraus folgt, daß 
die Kosten des Verklarungsverfahrens nicht gesondert eingeklagt, sondern regelmä-
ßig als Teil der Kosten des Rechtsstreits geltend gemacht werden (§ 14 Rn 14). Sofern 
der Gesetzgeber den Sinn und Zweck des § 5 Nr 5 vor allem darin erblickt, faktische 
Probleme zu vermeiden, die dadurch entstehen, daß die außergerichtlichen Kosten 
des schiffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahrens in dessen Verlauf und bis zu seinem 
Abschluß neu entstehen und damit im Zeitpunkt der Errichtung des Haftungsfonds 
noch nicht feststehen (Rn 13), gilt diese Begr für die reinen Prozeßkosten, die un-
streitig § 5 Nr 5 unterfallen, ebensowenig wie sie für die Verklarungskosten gelten 
muß. Umgekehrt kann sich die Dauer eines Verklarungsverfahrens in komplexen 
Fällen über mehrere Jahre erstrecken mit der Folge, daß auch die Verklarungskosten 
bei Errichtung des Haftungsfonds noch nicht zwingend feststehen müssen. Sofern 
also die Kosten des Verklarungsverfahrens überhaupt zu erstatten sind (vgl § 14 
Rn 16ff), unterliegen sie als Teil der Rechtsverfolgungskosten iSv § 5 Nr 5 nicht der 
Möglichkeit der Haftungsbeschränkung.42 

7. Zinsansprüche 

a) Überblick 

17 Die Frage nach der Möglichkeit, die Haftung auch für die Zinsen zu beschränken, die 
auf die der Haftungsbeschränkung unterliegenden Hauptforderungen laufen, ist im 
Gesetz nicht ausdrücklich beantwortet. Nach Art 11 Abs 1 S 2 CLNI ist der Fonds zu 

40 Vgl$URn4ff . 
41 BGHZ 73, 105, 106. 
42 Ebenso zum früheren Recht Wassermeyer Kollisionsprozeß, 378; aA zu $ 48S Abs 4 Nr 2 HGB Rabe SeeHR 

$ 486 HGB Rn 9. 
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errichten in Höhe der Haftungssumme für die vom Verteilungsverfahren erfaßten 
Ansprüche zuzüglich Zinsen vom Zeitpunkt des zur Haftung führenden Ereignisses 
bis zum Zeitpunkt der Errichtung des Fonds. Für das deutsche Recht bestimmt der 
auf Art 11 Abs 1 S 2 CLNI zurückgehende § 39 SVertO, daß die vom Gericht festzu-
setzende Haftungshöchstsumme vom Zeitpunkt des zur Haftung führenden Ereig-
nisses bis zum Zeitpunkt der Errichtung des Fonds mit 4% pa zu verzinsen ist. Gem 
§§ 14 Abs 2, 34 Abs 2 S 1 SVertO können Zinsen im Verteilungsverfahren nur inso-
weit geltend gemacht werden, als sie bis zur Eröffnung des Verfahrens aufgelaufen 
sind. Im weiteren sind folgende Konstellationen zu unterscheiden: 

b) Keine Haftungsbeschränkung 

Macht der Schuldner von der Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung keinen 18 
Gebrauch, dh errichtet er weder einen Haftungsfonds gem § 5d Abs 2 noch erhebt er 
die Einrede gem § 5d Abs 3, spricht das Gericht, vor dem der Schuldner auf Zahlung 
verklagt worden ist, die geltend gemachten Zinsen in der gesetzlich vorgesehenen 
Höhe (§ 288 BGB) zu. Art 11 Abs 1 S 2 CLNI und den Vorschriften der SVertO kom-
men in diesem Fall keine Bedeutung zu. 

c) Errichtung eines Haftungsfonds 

Beschränkt der Schuldner seine Haftung durch Errichtung eines Fonds, wird seine 19 
Haftung für die Zinsen, die auf die der Beschränkung unterliegenden Ansprüche lau-
fen, ebenfalls beschränkt. In zeitlicher Hinsicht erfolgt die Beschränkung auf den 
Zeitraum zwischen Schadensereignis und Errichtung des Fonds, dh der Eröffnung 
des Verteilungsverfahrens (vgl §§ 8 Abs 1, 41, 14 Abs 2 SVertO). Dies folgt aus § 30 
SVertO, wonach die festzusetzende Haftungssumme für eben diesen Zeitraum zu 
verzinsen ist (§ 5d Rn 20). Eine solche, den Gläubigern zugute kommende Verzin-
sung der Haftungssumme ist aber nur dann gerechtfertigt, wenn es den Gläubigern 
auf der anderen Seite versagt ist, den Schuldner wegen der Zinsen zusätzlich persön-
lich, dh außerhalb des Verteilungsverfahrens, in Anspruch zu nehmen (§§ 8 Abs 2 
S 1, 41 SVertO).43 Der Höhe nach beschränkt § 39 SVertO die Haftung für den Zins-
anspruch in Anlehnung an den gesetzlichen Zinssatz (§ 246 BGB) auf 4% pa der 
durch den Haftungshöchstbetrag beschränkten Hauptforderung. Für die Zeit nach 
Errichtung des Fonds wird dieser nur noch durch die Hinterlegungsstelle nach Maß-
gabe von § 8 HinterlO iVm §§ 6 Abs 1, 34 Abs 2 S 1 SVertO mit 0,1% pro Monat ver-
zinst. 

43 So auch die einhellige Meinung zum Seerecht: Herber Haftungsrecht, 69; Kittmeister Haftungsbeschrän-
kungsverfahren, 41; Rabe SeeHR Art 3 LondonHBÜ Rn 12. 
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d) Erhebung einer Haftungsbeschränkungseinrede 

20 Fraglich ist hingegen, welche Auswirkungen die Erhebung der Haftungsbeschrän-
kungseinrede in einem Erkenntnisverfahren gem § 5d Abs 3 auf die Zinsansprüche 
hat. Zu klären ist dabei zum einen, ob die Zinsen nur bis zur Erhebung der Einrede 
laufen oder, wie üblich, bis zu einer späteren Bezahlung auf die summenmäßig be-
schränkte Forderung bzw, im Fall eines Vorbehaltsurteils gem § 305a ZPO, bis zur 
späteren Errichtung eines Haftungsfonds. Zum anderen ist zu klären, auf welchen 
Betrag die Zinsen laufen, die unbeschränkte oder die summenmäßig beschränkte 
Forderung. Das Gesetz beantwortet diese Fragen nicht. Vielmehr wird hier die Ver-
zinsung ausdrücklich nur für den Fall der Errichtung eines Haftungsfonds geregelt 
(Art 11 Abs 1 S 2 CLNI bzw § 39 SVertO). Art 10 CLNI, der die Haftungsbeschränkung 
durch Erhebung einer Einrede regelt, verweist wohl auf Art 12, nicht aber auf Art 11 
CLNI. Bei der Beantwortung dieser Fragen ist daher auszugehen von dem Grund für 
die Pflicht zur Zahlung von Zinsen als einer Vergütung für den Gebrauch eines auf 
Zeit überlassenen - oder vorenthaltenen - Kapitals.44 Zu fragen ist also, wem, dem 
Schuldner oder dem Gläubiger, die Zinsen in welcher Höhe für welchen Zeitraum 
gebühren. 

21 Den §§ 39, 8 Abs 1, 7 Abs 1 SVertO ist zu entnehmen, daß der Schuldner bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem er die Haftungssumme einzahlt, dh also für den Zeitraum, in 
dem ihm noch der Zinsvorteil aus der Haftungssumme zukommt, Zinsen aus der 
Haftungssumme an die Gläubiger zu zahlen hat. Der Gesetzgeber will also insoweit 
den Zinsvorteil des Schuldners zugunsten der Gläubiger abschöpfen. Für die Frage, 
bis zu welchem Zeitpunkt die Zinsen zu berechnen sind, wenn der Schuldner ledig-
lich die Einrede der Haftungsbeschränkung erhebt, bedeutet dies, daß allein die Er-
hebung der Einrede den Zinslauf nicht unterbrechen kann, da der Schuldner auch 
noch danach die Zinsvorteile aus der Haftungssumme zieht. Die Zinsen laufen daher 
in diesem Fall bis zu dem Zeitpunkt weiter, in dem der Schuldner den Anspruch des 
Gläubigers erfüllt. Erhebt der Schuldner die Einrede der Haftungsbeschränkung und 
ist diese berechtigt, wird das Prozeßgericht also, sofern es nicht ohnehin nach § 305a 
ZPO verfährt, bei der Durchführung des fiktiven Verteilungsverfahrens (§ 5d Rn 64) 
die Haftungssumme und damit die Höhe der beschränkten Hauptforderung unter 
Außerachtlassung von § 39 SVertO bestimmen und dafür den Schuldner auch zur 
Bezahlung von Zinsen aus der Hauptforderung verurteilen. Im Falle eines Vorbe-
haltsurteils gem § 305a ZPO sind die Zinsen ggf bis zur Errichtung des Haftungs-
fonds zu berechnen. 

22 Unabhängig hiervon ist die Frage zu beantworten, ob die Zinsen für den oben 
genannten Zeitraum auf den vollen oder lediglich den infolge der Erhebung der Ein-
rede summenmäßig beschränkten Anspruch laufen. Da der Anspruch des Gläubigers 

44 Vgl Rabe SeeHR Art 3 LondonHBÜ Rn 14. 
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mit Erhebung der (berechtigten) Einrede des Schuldners materiell-rechtlich ex tunc 
auf einen bestimmten Höchstbetrag beschränkt wird, können Zinsen auch nur von 
diesem beschränkten Anspruch errechnet werden. 

Für den Beginn des Zeitlaufs und für die Höhe der festzusetzenden Zinsen kann 23 
auf die Regelung des § 39 SVertO zurückgegriffen werden (Rn 19). 

8. Beweislast 

Da es sich bei den in § 5 aufgezählten Ansprüchen um Ausnahmen handelt von der 24 
durch § 4 generell, dh grds für alle Arten von Ansprüchen gewährten Möglichkeit 
zur Haftungsbeschränkung (§ 4 Rn 5f), muß der Geschädigte, der sich auf eine unbe-
schränkte Haftung des Schiffseigners etc beruft, die Voraussetzungen des § 5 darle-
gen und ggf beweisen.45 

$ 5a 
[Beschränkung der Haftung bei Gegenansprüchen] 

Hat der Schiffseigner gegen den Gläubiger eines in § 4 aufgeführten Anspruchs 
einen Gegenanspruch, der aus demselben Ereignis entstanden ist, so kann er 
seine Haftung nur in bezug auf den Betrag des gegen ihn gerichteten Anspruchs 
beschränken, der nach Abzug des Gegenanspruchs verbleibt. 

1. Allgemeines 

§ 5a übernimmt Art 5 CLNI, der seinerseits wortgleich ist mit Art 5 LondonHBÜ. Die 1 
Vorschrift schränkt die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung dadurch ein, daß 
hiernach nur der Differenzbetrag zweier einander gegenüberstehender Forderungen 
aus demselben Schadensereignis der Haftungsbeschränkung unterliegt. Hierdurch 
kann es dazu kommen, daß der Gläubiger einer Forderung, die der Haftungsbe-
schränkung unterliegt, unter Berücksichtigung des Erlöschens der Gegenforderung 
mehr erhält als er erhalten würde, wenn die Gegenforderung nicht bestünde. Nutz-
nießer dieser Vorschrift sind zudem die übrigen Gläubiger des Schiffseigners, denen 
wegen der durch § 5a bewirkten Verringerung einer aus dem Haftungsfonds zu be-
friedigenden Forderung ein größerer Teil des Haftungsfonds zur Verfügung steht.1 

4 5 So auch Herber Haftungsrecht, 6 4 zu Art 3 LondonHBÜ. 
1 Vgl Rabe SeeHR Art 5 LondonHBÜ Rn 1. 
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2. Gegenseitige Forderungen 

2 § 5a kommt nur zur Anwendung, wenn dem Schiffseigner als Schuldner einer der 
Haftungsbeschränkung nach §§4ff unterliegenden (Haupt-)Forderung gegen den 
Gläubiger der Hauptforderung seinerseits eine (Gegen-)Forderung zusteht (§ 387 
BGB) und der Betrag der Hauptforderung den Betrag der Gegenforderung über-
steigt. Darauf, ob auch die Haftung für die Gegenforderung des Schiffseigners nach 
§§ 4ff beschränkt werden kann, kommt es hingegen nicht an. 

3. Aus demselben Ereignis 

3 Dasselbe Ereignis iSv § 5a ist weit auszulegen und setzt ein, bei natürlicher Betrach-
tung, innerlich zusammenhängendes, einheitliches Lebensverhältnis voraus. Kommt 
es nacheinander zu mehreren Unfällen, ist der geforderte innere Zusammenhang je-
denfalls dann zu bejahen, wenn die Unfälle auf ein und dieselbe Ursache zurückzu-
führen sind. Bsp: Sukzessive Kollisionen eines Schiffes, das einen Ruderausfall hat, 
mit mehreren anderen Gegenständen; Kollision zweier Schiffe führt unvermeidlich 
zur Kollision eines der Havaristen mit einer Brücke oder einem anderen Schiff; 
Schiffsexplosion mit Verlust der Ladung infolge des zusammenwirkenden Mitver-
schuldens von Schiffs- und Ladungsseite.2 Nicht auf demselben Ereignis iSv § 5a 
beruhen dagegen Ansprüche aus unterschiedlichen, in keinem kausalen Verhältnis 
zueinander stehenden Havarien, an denen jeweils Schiffe derselben Reedereien be-
teiligt waren. 

4. Rechtsfolgen 

4 Sind die Voraussetzungen des § 5a erfüllt, kann der Schiffseigner seine Haftung nur 
für den Teil der gegen ihn geltend gemachten Hauptforderung beschränken, der den 
Betrag seiner eigenen Gegenforderung übersteigt. Dies führt dazu, daß jedenfalls 
dann, wenn der Differenzbetrag nicht den hierfür aus dem Haftungsfonds zur Ver-
fügung stehenden Betrag übersteigt, die Hauptforderung trotz Haftungsbeschrän-
kung im Ergebnis selbst dann voll befriedigt wird, wenn der Haftungsfonds für die 
Befriedigung der vollen Hauptforderung nicht ausgereicht hätte. Beträgt also zB der 
Haftungsfonds 1 Mio € und lautet die einzige gegen den Schiffseigner gerichtete, 
der Haftungsbeschränkung nach §§4ff unterliegende Forderung auf 1,5 Mio € , 
würde der Gläubiger dieser Forderung normalerweise mit 0,5 Mio € ausfallen. Steht 
nun aber dem Schiffseigner gegen den Gläubiger seinerseits eine Gegenforderung in 
Höhe von 0,6 M i o € zu, so kann der Gläubiger in dieser Höhe aufrechnen. Für die 
verbleibenden 0,9 Mio € wird er aus dem Haftungsfonds voll bedient, so daß er unter 

2 Vgl hierzu auch Fräse Reederhaftung, 139f. 
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Berücksichtigung des Erlöschens der gegen ihn gerichteten Gegenforderung am En-
de im Umfang der gesamten 1,5 Mio € befriedigt wurde. 

Soweit danach die Hauptforderung nicht den Vorschriften über die Haftungsbe- 5 
schränkung unterfällt, kommt es nicht automatisch zu einer Verrechnung mit der 
Gegenforderung. Nach den allgemeinen Vorschriften bedarf es hierfür einer entspre-
chenden Aufrechnungserklärung (§388 BGB). Die Aufrechnungserklärung des 
Gläubigers der Hauptforderung verstößt dabei auch nicht gegen das im Verteilungs-
verfahren geltende Aufrechnungsverbot (§§ 8 Abs 7 S 1 34 Abs 2 S 1 SVertO), da es 
sich insoweit wegen § 5a nicht um einen „im Verteilungsverfahren" geltend zu ma-
chenden Anspruch handelt.3 

(1)Der Schiffseigner kann seine Haftung nach den Vorschriften dieses Ab-
schnitts nicht beschränken, wenn der Schaden auf eine Handlung oder Unter-
lassung zurückzuführen ist, die von ihm selbst in der Absicht, einen solchen 
Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewußtsein begangen 
wurde, daß ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

(2) Ist der Schiffseigner eine juristische Person oder eine Personenhandelsgesell-
schaft, so kann er seine Haftung nicht beschränken, wenn der Schaden auf eine 
die Beschränkung der Haftung nach Absatz 1 ausschließende Handlung oder 
Unterlassung eines Mitglieds des zur Vertretung berechtigten Organs oder eines 
zur Vertretung berechtigten Gesellschafters zurückzuführen ist. 

$ 5b 
[Wegfall der Haftungsbeschränkung] 

Übersicht 

1. Allgemeines 

2. Absichtliches Handeln 

3. Leichtfertiges Handeln 

Rn 
1 - 2 

3 

a) Überblick 4 

5 
6 - 7 

b) Leichtfertigkeit 
c) Bewußtsein vom möglichen Schadenseintritt 

4 . Eigenes qualifiziertes Verschulden des Schiffseigners 

5. Haftung juristischer Personen und Personenhandelsgesellschaften 
6. Rechtsfolgen 

7. Beweislast 

8 - 9 

10 

11 
12 

3 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 23. 
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1. Allgemeines 

1 § 5b versagt dem Schiffseigner (§ 1 Rn 47ff) in Übereinstimmung mit Art 4 CLNI die 
Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung, wenn der geltend gemachte Schaden auf 
ein besonders gravierendes Verschulden zurückzuführen ist. Er übernimmt und er-
weitert damit den Grundgedanken des § 4 Abs 2 aF, wonach der Schiffseigner bei ei-
genem Verschulden grundsätzlich unbeschränkt persönlich haftete und nur im Falle 
des nautischen Verschuldens bis zur Grenze des „böslichen" Handelns privilegiert 
wurde. § 5b gilt ohne Unterschied auch für das kommerzielle Verschulden (vgl 
hierzu § 3 Rn 37). 

2 Der Verschuldensgrad absichtlich oder leichtfertig und in dem Bewußtsein des 
wahrscheinlichen Schadenseintritts hat sich über die internationalen transport-
rechtlichen Übereinkommen (zB WA, CMR, LondonHBÜ) seinen Weg ins deutsche 
Recht gebahnt1 und findet sich inzwischen auch im allgemeinen deutschen Fracht-
recht (S 435 HGB) wieder. Bestätigt wurde er zuletzt durch Art 21 CMNI. 

2. Absichtliches Handeln 

3 Absichtlich handelt, wer den Eintritt des Schadens als Folge seines Handelns erkennt 
und ihn als dessen Zweck will. Das Bewußtsein des Handelnden muß sich dabei auf 
die gesamten Schadensfolgen beziehen. Die nur bedingt vorsätzliche Schädigung 
fällt nicht hierunter.2 

3. Leichtfertig und in dem Bewußtsein, daß ein solcher Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde 

a) Überblick 

4 Leichtfertigkeit und das Bewußtsein, daß ein solcher Schaden mit Wahrscheinlich-
keit eintreten werde, sind nicht schon bei jedem grob fahrlässigen Handeln ge-
geben, da hierfür das Bewußtsein des möglichen Schadenseintritts nicht zwingend 
erforderlich ist. Der Gesetzgeber spricht ausdrücklich von „bewußter grober Fahrläs-
sigkeit", wenn er die dem Vorsatz gleichgestellte Verschuldensform meint.3 Anderer-
seits ist aber auch kein bedingter Vorsatz erforderlich, der nur dann vorliegt, wenn 
der Handelnde den Erfolg zwar nicht wünscht, aber mit dessen Eintreten rechnet 
und dies zumindest billigend in Kauf nimmt. Das für diese Form des qualifizierten 
Verschuldens erforderliche Bewußtsein setzt eine solche Billigung des Schadensein-
tritts aber gerade nicht voraus. Es kann insbesondere auch dann gegeben sein, wenn 

1 Vgl Rabe SeeHR Art 4 LondonHBÜ Rn 1. 
2 Reibe SeeHR § 607a HGB Rn 20. 
3 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 24. 
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der Schädiger (unberechtigterweise) darauf vertraute, daß der Schaden nicht eintre-
ten werde. Umgekehrt handelte aber jeder qualifiziert schuldhaft iSv § 5b Abs 1, dem 
bedingter Vorsatz nachgewiesen werden kann. 

b) Leichtfertigkeit 

Vgl hierzu auch § 435 HGB Rn 4. Das Tatbestandsmerkmal „leichtfertig" (englisch: 5 
„recklessly" = rücksichtslos, waghalsig; französisch: „temerairement" = verwegen, 
waghalsig; niederländisch: „roekeloos" = rücksichtslos, tollkühn, verwegen) meint 
einen besonders schweren objektiven Grad des Pflichtverstoßes, der über den der 
groben Fahrlässigkeit des allgemeinen deutschen Zivilrechts noch hinausgeht.4 

Leichtfertig handelt danach nur derjenige, der sich dadurch über jedwede Bedenken 
hinwegsetzt, daß er rücksichtslos, dh „ohne Rücksicht auf Verluste"5, gegen vertrag-
liche oder gesetzliche Schutzpflichten verstößt bzw „in besonders krasser Weise"6 

die Sicherungsinteressen Dritter mißachtet. Maßgeblich ist damit auf den Grad des 
konkreten Risikos eines Schadenseintritts abzustellen. Dieser kann zB vom Wert 
oder der Natur von beförderten Gütern, vom Grad und der Unmittelbarkeit der dro-
henden Gefahr, von der Bedeutung mißachteter Schutzvorschriften oder von der Gü-
te der getroffenen Schutzvorkehrungen abhängen. Stets ist hierbei auf die Umstände 
des Einzelfalls abzustellen. 

c) Bewußtsein vom möglichen Schadenseintritt 

Das Bewußtsein vom möglichen Schadenseintritt setzt eine dem Schadenseintritt 6 
vorausgegangene, individuell vorhandene Erkenntnis des Handelnden voraus. Eine 
Billigung des Schadenseintritts muß hiermit nicht verbunden sein (Rn 4). Tatsäch-
lich wird es in der Praxis nur selten möglich sein, dieses Bewußtsein nachzuweisen. 
Es kann deshalb im Einzelfall gerechtfertigt sein, unter Anwendung von Erfah-
rungssätzen von der besonderen Schwere des Pflichtverstoßes auf das Vorhandensein 
der inneren Erkenntnis vom möglichen Schadenseintritt zu schließen.7 Umgekehrt 
muß nicht jeder, der leichtfertig handelt (Rn5), automatisch auch ein Bewußtsein 
vom Schadenseintritt haben.8 Dies ist etwa der Fall, wenn sich dem Handelnden die 
Erkenntnis, es werde mit Wahrscheinlichkeit ein Schaden eintreten, aus seinem 
leichtfertigen Handeln nachgerade aufdrängt.9 In gleicher Weise vorwerfbar handelt 
derjenige, der sich bewußt jeder Einsicht über die Wahrscheinlichkeit eines Scha-

4 So auch Rate SeeHR $ 607a HGB Rn 21; aA Koller TR Art 29 CMR Rn 3b. 
5 Vgl Rabe SeeHR § 607a HGB Rn 21 mwN. 
6 So schon BGH NJW 19S2, 121S; TranspR 2004, 309, 310f; OLG Frankfurt/M TranspR 1993, 61, 63 zu 

Art 25 WA. 
7 BGHZ 74, 162, 168 zu Art 25 WA; TranspR 2004, 175, 176; 309, 310f zu $ 435 HGB; einschränkend OLG 

Zweibrücken TranspR 2004,32,33. 
8 BGH TranspR 2004,175,176f. 
9 Vgl OLG Hamburg TranspR 1996,33,34. 
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denseintritts aufgrund eigenen leichtfertigen Handelns verschließt.10 Ein qualifi-
ziertes Verschulden iSv § 5b kommt zB dann in Betracht, wenn zur Beförderung von 
Gütern ein erkennbar fahr- oder ladeuntaugliches Schiff eingesetzt oder bei schlech-
tem Wetter ein unverantwortbares Risiko eingegangen wird.11 Gleiches gilt, wenn 
ein Schiff ohne weiteres erkennbar derart falsch beladen ist, daß der Eintritt bzw 
Nichteintritt von Güterschäden gleichsam vom Zufall abhängt. 

7 Wie nach Art 4 LondonHBÜ, aber anders als etwa nach §435 und §607a Abs 4 
HGB muß sich nach dem auf Art 4 CLNI zurückgehenden § 5b die Absicht und das 
Bewußtsein des Handelnden auf den Eintritt eines solchen Schadens gerichtet 
haben. Damit muß sich die Absicht bzw das Bewußtsein zwar nicht auf den konkret 
eingetretenen Schaden beziehen,12 doch muß der Schaden immerhin dergestalt 
sein, daß mit seinem Eintritt im allgemeinen und nicht nur unter ganz unwahr-
scheinlichen und nach der allgemeinen Lebenserfahrung ganz außer Betracht zu 
lassenden Umständen gerechnet werden konnte. Eine besondere Bedeutung wird 
diesem Tatbestandsmerkmal indes nur in seltenen Fällen zukommen, da auf den 
Inhalt des Bewußtseins des Handelnden ohnehin regelmäßig nur geschlossen wer-
den kann (Rn 6) und nicht anzunehmen ist, daß sich ein völlig außerhalb der Le-
benserfahrung liegender Schadenseintritt dem Handelnden „nachgerade auf-
drängt". 

4. Eigenes qualifiziertes Verschulden des Schiffseigners (§ 5b Abs 1) 

8 Die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung ist gem § 5b Abs 1 nur ausgeschlossen, 
wenn der Verschuldensvorwurf unmittelbar den Schiffseigner („von ihm selbst") 
bzw Personen trifft, die dem Schiffseigner in § 5c Abs 1 gleichgestellt sind. Dies ist 
zB der Fall, wenn der Schiffseigner etc die schadenstiftende Maßnahme selbst an-
ordnet oder mit anordnet und dabei qualifiziert schuldhaft handelt. Bsp: Die vom 
Schiffseigner angeordnete bzw geduldeten Modalitäten der Beladung eines Container-
schiffs (Zeitdruck etc) erlauben es nicht, daß der Ist-Beladeplan mit dem insbesonde-
re vom Gewicht der einzelnen Container abhängigen Soll-Beladeplan in Überein-
stimmung gebracht wird. Ein eigenes qualifiziertes Verschulden des Schiffseigners 
in der Form des Organisationsverschuldens kann auch bei einer unzureichenden 
Auswahl und Überwachung der Schiffsbesatzung durch den Eigner zu bejahen 
sein.13 Entgegen dem allgemeinen Grundsatz im Landtransportrecht (vgl etwa 
§§ 435, 428 HGB, 278 BGB, Art 29 II CMR, Art 44 CIM-COTIF) aber in Übereinstim-
mung mit dem internationalen Seerecht (zB Art 4 LondonHBÜ,14 Art 13 AthenÜ, 

10 Rabe SeeHR § 607a HGB Rn 23. 
11 Vgl OLG Hamburg VersR 19S8, 552, 553; 1975, 801 ,803 . 
12 So BGH TranspR 1985, 383, 340 zu $ 607a HGB. 
13 So Reibe SeeHR § 607 HGB Rn 29. 
14 Hierzu Rabe SeeHR Art 4 LondonHBÜ Rn 2. 
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Art 4bls HVR) muß sich der Schiffseigner iRd § 5b entsprechend Art 4 CLNI weder ab-
sichtliches noch leichtfertiges Verhalten seiner Schiffsbesatzung oder sonstiger Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfen zurechnen lassen. Etwas anderes gilt nur für ein 
grobes Verschulden des gesetzlichen Vertreters des Schiffseigners.15 Ist der Schaden 
auf ein leichtfertiges Organisationsverschulden des Schiffseigners zurückzuführen, 
ist sorgfältig zu prüfen, ob der Schiffseigner tatsächlich in dem Bewußtsein gehan-
delt hat, daß ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.15 Das Ab-
stellen des Gesetzes auf das eigene Verschulden des Schiffseigners etc führt dazu, daß 
es in der Reedereischiffahrt anders als in der Partikulierschiffahrt nur in Ausnahme-
fällen zu einer unbeschränkten Haftung nach § 5b kommen dürfte. 

Zwar steht gem § 5c Abs 1 Nr 3 auch den Besatzungsmitgliedern und anderen 9 
Hilfspersonen die Möglichkeit zur Haftungsbeschränkung offen, doch gilt dies dann 
nicht, wenn sie selbst qualifiziert schuldhaft gehandelt haben iSv § 5b Abs 1. Al-
lerdings wird dem Geschädigten ein unbeschränkter Ersatzanspruch gegen das Be-
satzungsmitglied häufig mangels Vermögen und Versicherung nur wenig nützen. Es 
kommt hinzu, daß in solchen Fällen regelmäßig auch eine mittelbare Inanspruch-
nahme des Schiffseigners als Arbeitgeber des Besatzungsmitglieds über die Rechts-
figur des arbeitsrechtlichen Freistellungsanspruchs (vgl hierzu § 7 R n l l f , 19f) 
ausgeschlossen ist, da ein solcher Freistellungsanspruch bei Vorliegen eines qualifi-
zierten Verschuldens iSv § 5b Abs 1 grundsätzlich ausscheidet.17 

5. Haftung juristischer Personen und Personenhandelsgesellschaften 
(S 5b Abs 2) 

Bei dem § 487d Abs 1 S 1 HGB nachgebildeten § 5b Abs 2 handelt es sich um eine in 10 
der CLNI nicht vorgegebene Klarstellung betreffend die Haftung von juristischen 
Personen und Personenhandelsgesellschaften. In diesen Fällen ist die Möglichkeit 
zur Haftungsbeschränkung ausgeschlossen, wenn das grobe Verschulden einem 
Mitglied des zur Vertretung berechtigten Organs oder einem zur Vertretung berech-
tigten Gesellschafter (§31 BGB) zur Last gelegt werden kann. Schon um mißbräuch-
liche Vertretungsverhältnisse auszuschließen, ist Abs 2 auf einen Generalbevoll-
mächtigten entsprechend anzuwenden.18 

15 Begr GÄHB, BT-Drs 13/844S, 24. 
16 Vgl OLG Hamburg TranspR 1988,433 zu Art 4 LondonHBÜ. 
17 Vgl Erman/Edenfeld BGB $ S i l Rn 339f. 
18 Rabe SeeHR § 487d HGB Rn 2. 
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6. Rechtsfolgen 

11 Liegen die Voraussetzungen des §5b vor, kommt eine Haftungsbeschränkung 
nicht in Betracht und der Schädiger haftet in vollem Umfang mit seinem gesamten 
Vermögen. Anders als in der Seeschiffahrt wird sich jedoch bei Schadensfällen in der 
noch immer von Partikulierschiffern dominierten Binnenschiffahrtspraxis der An-
spruch dennoch häufig auf die Summe beschränken, die der Schädiger bei seiner 
Haftpflichtversicherung eingedeckt hat, sofern diese nicht ohnehin leistungsfrei ist 
gem § 130 W G (§ 137 E-VVG) iVm § 31.2 AVB Flußkasko 2000/2004 bzw § 152 VVG 
(§ 103 E-VVG). Wegen der Nähe der Leichtfertigkeit zum bedingten Vorsatz (Rn4) 
und da der - zudem abdingbare (vgl § 112 E-WG) - § 152 VVG (§ 103 E-VVG) auch 
den bedingten Vorsatz erfaßt19, wird letzteres nicht selten der Fall sein. § 5b BinSchG 
kann sich daher für den Geschädigten mitunter als ein zweischneidiges Schwert ent-
puppen. 

7. Beweislast 

12 Nach den allgemeinen Beweisgrundsätzen, wonach jede Partei die Darlegungs- und 
Beweislast dafür trägt, daß die Tatbestandsmerkmale der ihr vorteilhaften Rechts-
norm erfüllt sind,20 muß der Geschädigte die tatsächlichen Umstände, aus denen 
sich das qualifizierte Verschulden ergibt, darlegen und beweisen, will er den Schädi-
ger unbeschränkt in Anspruch nehmen.21 Zu den vom Geschädigten zu beweisenden 
Tatbestandsmerkmalen gehört auch, daß das qualifizierte Verschulden gerade dem 
Schiffseigner zur Last fällt (Rn 8). Wie zB bei § 435 HGB (§ 435 HGB Rn 9), § 660 III 
HGB,22 Art 29 CMR23 oder Art 25 WA24 ist allerdings auch iRd § 5b von einer Aufklä-
rungspflicht des Schiffseigners etc betreffend den Schadenshergang auszugehen, da 
andernfalls dem Geschädigten der Nachweis des qualifiziert schuldhaften Verhaltens 
praktisch nie möglich sein wird. Allerdings kann diese Pflicht nur solche Elemente 
des Schadenshergangs betreffen, die ausschließlich dem Schiffseigner etc bekannt 
sind. Im Kollisionsprozeß werden die Beteiligten ihrer Aufklärungspflicht regelmä-
ßig bereits durch die Aussage in einem Verklarungsverfahren (§§ 11 ff) genügen, da 
dieses Verfahren gerade dazu dient, den Vorfall unter allen Aspekten aufzuklären 
(§ 11 Rn 4ff). 

19 Prölls/Martin WG $ 152 Rn 2. 
20 Thomas/Pziföß ZPO vor § 284 Rn 23. 
21 So bereits zum alten Recht ($ 4 Abs 2 S 2 BinSchG aF) RGZ 1, 3S, 37; Baumgärtel/Koroift $ 4 BinSchG Rn 2. 
22 So BGH TranspR 2006, 35, 36; Rabe SeeHR $ 660 HGB Rn 27. 
23 Hierzu zB OLG Nürnberg TranspR 1993, 138,139f. 
24 Vgl OLG München TranspR 1999, 301, 303. 

64 



Erster Abschnitt. Schiffseigner § 5c BinSchG 

$ 5c 
Zur Haftungsbeschränkung befugte Personen 

(1) Bei der Anwendung der Vorschriften über die Haftungsbeschränkung stehen 
dem Schiffseigner gleich: 

1. der Eigentümer, Charterer und Ausrüster des Schiffes; 
2. jede Person, die in unmittelbarem Zusammenhang mit einer Bergung oder 

einer Wrackbeseitigung Dienste erbringt, die sich auf ein Binnenschiff oder 
die Ladung eines solchen Schiffes beziehen und entweder ausschließlich auf 
diesem Schiff oder weder von einem Binnenschiff noch von einem Seeschiff 
aus erbracht werden (Berger); 

3. jede Person, für deren Handeln, Unterlassen oder Verschulden der Schiffs-
eigner oder eine in den Nummern 1 und 2 genannten Personen haftet. 

(2) Ist der Schuldner eine Personenhandelsgesellschaft, so kann auch jeder Ge-
sellschafter seine persönliche Haftung für Ansprüche beschränken, für welche 
die Gesellschaft ihre Haftung beschränken kann. 

(3) Ein Versicherer, der die Haftung in bezug auf Ansprüche versichert, die der 
Beschränkung nach diesen Vorschriften unterliegen, kann sich Dritten gegen-
über auf die Haftungsbeschränkung in gleichem Umfang wie der Versicherte 
berufen. 

1. Allgemeines 

In Übereinstimmung mit Art 1 LondonHBÜ wurde in Art 1 CLNI der Kreis der zur 1 
Haftungsbeschränkung berechtigten Personen geregelt. § 5c überträgt diese Vor-
schriften ins deutsche Recht. Das Privileg der globalen Haftungsbeschränkung (§ 4 
Rn 1) kommt danach nicht nur dem Schiffseigner zugute, sondern im Grundsatz 
auch allen anderen Personen, gegen die sich Ansprüche aus dem Betrieb eines Schif-
fes richten können. 

2. Eigentümer, Charterer und Ausrüster ($ 5c Abs 1 Nr 1) 

Der Eigentümer des Schiffes ist im deutschen Recht nicht identisch mit dem Schiffs- 2 
eigner. Gemäß § 1 ist der Schiffseigner iSd Binnenschiffahrtsgesetzes nur derjenige 
Eigentümer, der sein Schiff tatsächlich auch zur Binnenschiffahrt verwendet. Hat er 
zB sein Schiff verchartert mit der Folge, daß der Charterer das Schiff „verwendet", ist 
der Eigentümer nicht auch „Eigner" des Schiffes (Einzelheiten s § 1 Rn 47ff). Wie § 2 
Abs 2 zeigt, können aber auch in diesem Fall Ansprüche aus dem Betrieb des Schiffes 
entstehen, die sich gegen den Eigentümer richten. Wie der Eigner bedarf daher auch 
der Eigentümer eines Schiffes des Schutzes der summenmäßigen Haftungsbeschrän-
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kung. Entgegen Art 1 Abs 2a CLNI bedurfte der Reeder, der dem deutschen Binnen-
schiffahrtsrecht anders als etwa dem schweizerischen Binnenschiffahrtsrecht oder 
dem deutschen Seerecht (§ 484 HGB) unbekannt ist, neben dem Schiffseigner und 
dem Schiffseigentümer in § 5c keiner gesonderten Erwähnung.1 

3 Der Begriff des Charterers wird im Gesetz nicht definiert. Um künftigen Entwick-
lungen nicht vorzugreifen, will der Gesetzgeber die Auslegung dieses Begriffs aus-
drücklich der Rspr überlassen und verweist hierzu auf die bereits zu Art 1 Abs 2 
LondonHBÜ ergangenen Gerichtsurteile.2 Demnach können sich auf die Haftungs-
beschränkung jedenfalls der Bareboat-Charterer, der Zeitcharterer und der Reise-
charterer (vgl § 4 0 7 HGB Rn23, 26) berufen.3 Daneben aber auch der sog Slot-
Charterer, dh derjenige, der einzelne Stellplätze auf einem Containerschiff angemie-
tet hat.4 

4 Ausrüster ist nach der vom Seerecht (§ 510 HGB) ins Binnenschiffahrtsrecht über-
nommenen Terminologie, wer ein ihm nicht gehörendes Schiff zur Binnenschiffahrt 
verwendet (Einzelheiten s § 2 Rn 4ff). Die gesonderte Erwähnung in § 5c Abs 1 Nr 1 
hat lediglich klarstellenden Charakter, da der Ausrüster gem § 2 Abs 1 ohnehin dem 
Schiffseigner gleichsteht. Ob auch ein Charterer Ausrüster sein kann, richtet sich 
nach dem Umfang seiner Möglichkeiten, auf die Verwendung des Schiffes einzuwir-
ken. Der in Art 1 Abs 2a CLNI ebenfalls aufgeführte Mieter mußte nicht ins deutsche 
Recht übernommen werden, da diesem Begriff neben dem des Ausrüsters und des 
Charterers hier keine gesonderte Bedeutung zukommt.5 Nur dann, wenn auch der 
Frachtcharterer, dh der Absender, der mit einem Schiffseigner bzw Ausrüster einen 
Frachtvertrag iSv §407 HGB abschließt,6 unter den Begriff des Charterers iSv § 5c 
Abs 1 finde, wäre denkbar, daß zB auch der Spediteur, der sich einem Dritten gegen-
über verpflichtet, einen Multimodaltransport unter Einschluß einer Teilstrecke auf 
Binnengewässern zu organisieren (vgl § 452 HGB Rn 5), über § 452a HGB in den Ge-
nuß der §§ 4 ff kommt.7 

3. Berger (S 5c Abs 1 Nr 2) 

5 Entsprechend Art 1 Abs 2c CLNI ist § 5c Abs 1 Nr 2 nicht nur auf den Berger iSv § 740 
Abs 1 HGB iVm § 93 anzuwenden, sondern auch auf diejenigen, die im Zuge einer 
Wrackbeseitigung iSv § 4 Abs 4 tätig werden. § 5c Abs 1 Nr 2 ist vor allem dann be-
deutsam, wenn der Berger nicht von einem ihm gehörenden oder von ihm gecharter-

1 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,25 f. 
2 Begr GÄHB, BT-Drs 13/844S, 24. 
3 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,24. 
4 Einschränkend Rabe SeeHR Art 1 LondonHBÜ Rn 8. 
5 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,23; Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,25. 
6 Vgl Rabe SeeHR § 556 HGB Rn 9. 
7 Ablehnend Rabe SeeHR Art 1 LondonHBÜ Rn 8; das TranspR 1998,429,436 (Fn 61). 
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ten Schiff aus operiert, sondern von Land, aus der Luft oder auf dem zu bergenden 
Schiff selbst. Operiert der Berger von einem Schiff aus, wird er regelmäßig dessen 
Eigner, Ausrüster oder Charterer iSv §§ 4 Abs 1, 5c Abs 1 Nr 1 sein.8 Die Tätigkeit 
muß auf die Bergung eines Binnenschiffs oder der Ladung eines solchen Schiffes ge-
richtet sein. Ist Gegenstand der Bergung ein Seeschiff, kommt das LondonHBÜ zur 
Anwendung.9 

4. Hilfspersonen (§ 5c Abs 1 Nr 3) 

§ 5 Abs 1 Nr 3 soll dadurch, daß das Recht zur Haftungsbeschränkung auch demjeni- 6 
gen gewährt wird, für dessen Verhalten der Schiffseigner, Ausrüster, Charterer oder 
Berger einzustehen hat, sicherstellen, daß letztere nicht auf dem Umweg über die 
Inanspruchnahme ihrer Leute über die für sie selbst geltenden Haftungshöchstbe-
träge hinaus haften müssen.10 Darauf, ob die Person, für die gehaftet wird, in einem 
Abhängigkeitsverhältnis steht oder, wie zB regelmäßig der eingeschaltete Unter-
frachtführer, selbständiger Unternehmer ist, kommt es ebensowenig an wie auf die 
Frage, ob im konkreten Fall tatsächlich ein Freistellungsanspruch gegeben ist. Ent-
scheidend ist allein, daß eine der in § 5c Abs 1 Nr 1 und Nr 2 genannten Personen für 
Dritte zB nach §§ 3, 92b BinSchG, 278 BGB, 428 HGB oder Art 17 CMNI haftet. Keine 
Bedeutung für § 5c Abs 1 Nr 3 hat dagegen die Haftung des Schiffseigners nach § 831 
BGB,1 1 da hierdurch eine Haftung für eigene Handlung begründet wird und nicht für 
das „Handeln, Unterlassen oder Verschulden" anderer.12 Ohnehin wird der Geschä-
digte seine Ersatzforderung auf Vorschriften stützen, die wie etwa § 3 eine Exculpa-
tionsmöglichkeit des Schiffseigners etc gerade nicht vorsehen. Von § 5c Abs 1 Nr 3 
werden insbesondere Besatzungsmitglieder, aber auch der Lotse13 erfaßt, für den 
der Schiffseigner nach §§ 3 Abs 1, 92d haftet. Einzelheiten zum Lotsenbegriff § 5i 
R n 3 . 

5. Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft (§ 5c Abs 2) 

Ist eine der in § 5c Abs 1 Nr 1 und Nr 2 aufgeführten Personen eine Personenhan- 7 
delsgesellschaft (OHG, KG, V.O.F. des niederländischen Rechts) und macht die Ge-
sellschaft als solche nicht von dem ihr zustehenden Recht auf Haftungsbeschrän-
kung Gebrauch, ist jeder persönlich haftende Gesellschafter darauf angewiesen, daß 
er zumindest seine persönliche Haftung beschränken kann. Diese Möglichkeit wird 

8 Herber Haftungsrecht, 25. 
9 Begl· GÄHB, BT-Drs 13/844S, 25. 

10 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446,25; Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220,24. 
11 Herber Haftungsrecht, 50. 
12 Vgl nur Jauernig/Tdcftmann BGB $ 831 Rn 1. AA offenbar Herber Haftungsrecht, 50, der von einer Exculpa-

tionsmöglichkeit des Schiffseigners im Hinblick auf das Verhalten eines „Verrichtungsgehilfen" spricht. 
13 Hefter Haftungsrecht, 50. 
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ihm durch § 5c Abs 2 ausdrücklich gewährt. Allerdings hat § 5c Abs 2 neben § 129 
Abs 1HGB nur klarstellenden Charakter. 

6. Versicherer (§ 5c Abs 3) 

8 Der Fall, daß ein Versicherer vom Geschädigten unmittelbar in Anspruch genommen 
wird, ist im deutschen Schiffahrtsrecht, das den Direktanspruch gegen den Versiche-
rer derzeit nicht kennt, die Ausnahme. Denkbar ist eine Abtretung von Deckungsan-
sprüchen des Versicherungsnehmers gegen den Versicherer oder ein Absonderungs-
recht des Geschädigten im Hinblick auf den Deckungsanspruch im Falle der 
Insolvenz des Schädigers (SS 158 VVG, 48 InsO). Für diese Fälle gewährt das Gesetz 
dem Versicherer die gleichen Möglichkeiten zur Haftungsbeschränkung wie seinem 
Versicherungsnehmer. Wegen des vom Gesetz vorgesehenen Gleichlaufs („im glei-
chen Umfang"), kommt bei einem qualifiziert schuldhaften Handeln (§ 5b) des Versi-
cherungsnehmers auch eine Haftungsbeschränkung durch den Versicherer nicht in 
Betracht. Allerdings wird bei Vorliegen eines qualifizierten Verschuldens ohnehin 
regelmäßig ein Deckungsanspruch nicht bestehen (§ 5b Rn 9). 

$5d 
[Durchführung der Haftungsbeschränkung] 

(1) Die Haftung kann auf die in den SS 5e bis 5k bezeichneten Haftungshöchst-
beträge beschränkt werden. 

(2) Die Haftungsbeschränkung kann bewirkt werden durch die Errichtung eines 
Fonds nach der Schiffahrtsrechtlichen Verteilungsordnung oder durch die Er-
richtung eines Fonds in einem anderen Vertragsstaat des Straßburger Überein-
kommens über die Beschränkung der Haftung in der Binnenschiffahrt - CLNI 
(BGBl. 1998 II S. 1643). 

(3) Die Beschränkung der Haftung kann auch ohne Errichtung eines Fonds im 
Wege der Einrede mit Wirkung für Ansprüche nur gegen denjenigen, der sie er-
hebt, geltend gemacht werden. In diesem Falle sind die §§ 15, 23 Abs. 1, 3 
Satz 1, 3 und 4 in Verbindung mit S 46 Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2, § 26 Abs. 4 
bis 6 der Schiffahrtsrechtlichen Verteilungsordnung entsprechend anzuwenden; 
S 305a der Zivilprozeßordnung bleibt unberührt. 
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Übersicht 
Rn 

1. Allgemeines 1-4 
2. Errichtung eines Fonds ($ 5d Abs. 2) 

a) Überblick 5 
b) Antragsberechtigung ($35 SVertO) 6 
c) Anspruchsklassen ($36 iVm $ 1 Abs 4 SVertO) 7-8 
d) Zulässigkeit des Antrags 9-11 
e) Zuständiges Verteilungsgericht ($37 SVertO) 12-15 
f) Antrag ($38 SVertO) 16-19 
g) Festsetzung der Haftungssumme ($$ 5,35 Abs 2 S 1,39 SVertO) 20-23 
h) Einzahlung der Haftungssumme und Bestellung von Sicherheiten ($$ 6,34 Abs 2 

S1 SVertO) 24-26 
i) Eröffnungsbeschluß ($$ 7,8, 34 Abs 2 S 1,40,41 SVertO) 27-31 
j) Sachwalter($$9,34 Abs2S1 SVertO) 32 
k) Öffentliche Aufforderung ($$ 10,34 Abs2Sl SVertO) 33 
1) Öffentliche Bekanntmachung ($$ 11,34 Abs 2 S 1 SVertO) 34 

m) Anmeldung der Ansprüche ($$13 bis 15,34 Abs 2 S 1,43 SVertO) 35-38 
n) Prüfungstermin($$ 18,34Abs2S1 SVertO) 39 
o) Feststellung der Ansprüche ($$ 19,34 Abs 2 S 1,45 SVertO) 40-45 
p) Verteilung der Haftungssumme 46-52 
q) Erlöschen der persönlichen Haftung ($$ 24 S 1,34 Abs 2 S 1 SVertO) 53 
r) Aufhebung des Verfahrens und Nachtragsverteilung ($$ 29,34 Abs 2 S 1 SVertO). . . 54-57 
s) Kosten des Verteilungsverfahrens ($$ 31 bis 33,34 Abs 2 S 1 SVertO) 58-60 
t) Errichtung eines Fonds in einem anderen VertragsstaatderCLNI($ 52 SVertO) . . . . 61-62 

3. Haftungsbeschränkung durch Einrede ($ 5d Abs 3) 
a) Allgemeines 63 
b) Erhebung der Einrede 64 
c) Wirkung der Einredeerhebung im Erkenntnisverfahren 65-66 
d) Auswirkung der Einrede auf ein nachfolgendes Verteilungsverfahren 67-68 
e) Vorbehaltsurteil ($ 305a ZPO) 69-70 
f) Zwangsvollstreckung aus einem Vorbehaltsurteil ($ 786a ZPO) 71-74 

1. Allgemeines 

§ 5d normiert die Grundsätze der Durchführung der globalen Haftungsbeschrän- 1 
kung: Summenmäßige Haftungsbeschränkung durch Errichtung eines Fonds (§ 5d 
Abs 2) oder Erhebung einer Einrede (§ 5d Abs 3). Allgemein zur Ersetzung des über-
kommenen Systems der Exekutionshaftung durch das System der Summenhaftung 
vgl§4Rnlf f . 

Die SS 5e bis 5k regeln, wie die Höhe der Haftungshöchstbeträge für den konkreten 2 
Schadensfall zu berechnen ist. Dies stellt § 5d Abs 1 klar. Unterschieden wird dabei 
nach Personen- und Sachschäden (§§ 5e bis 5g) und nach Schäden durch die Beförde-
rung gefährlicher Güter (§ 5h). Ferner sind besondere Haftungshöchstbeträge für 
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Schäden vorgesehen, die durch einen Berger oder Lotsen (§ 5i) oder infolge einer 
Wrackbeseitigung (§ 5j) verursacht wurden, ebenso für Ansprüche von Reisenden 
wegen Personenschäden (§ 5k). 

3 Die CLNI hat dem nationalen Gesetzgeber in Artt 10 bis 13 betreffend das Verfahren 
zur Errichtung und Verteilung des Haftungsfonds nur wenige Vorgaben gemacht 
und verweist in Art 14 im übrigen auf das Recht des Vertragsstaats, in dessen Ho-
heitsgebiet der Fonds errichtet wird. Hierdurch wurde ermöglicht, daß das Verfah-
ren an das allgemeine Verfahrensrecht der Vertragsstaaten anknüpfen und angepaßt 
werden kann.1 

4 Die Einzelheiten der Fondserrichtung, der Verteilung des Haftungsfonds sowie der 
Erhebung der Beschränkungseinrede regelt die Schiffahrtsrechtliche Verteilungs-
ordnung.2 Mit dem Gesetz zur Änderung der Haftungsbeschränkung in der Binnen-
schiffahrt ν 25. 8. 1998 wurde die bis dahin nur das Seerechtliche Verteilungsverfah-
ren regelnde Seerechtliche Verteilungsordnung ν 25. 7. 19863 um einen zweiten Teil 
betr das Binnenschiffahrtsrechtliche Verteilungsverfahren erweitert (§§ 34 bis 49 
SVertO) und in Schiffahrtsrechtliche Verteilungsordnung umbenannt. Systematisch 
verweist dabei der neue binnenschiffahrtsrechtliche Teil auf den ersten, seerechtli-
chen Teil und sieht lediglich einige rechtstechnisch oder sachlich bedingte Sonder-
vorschriften zB betreffend den Kreis der Antragsberechtigten, die Anspruchsklassen, 
die gerichtliche Zuständigkeit oder die zur Berechnung der Haftungssummen not-
wendigen Angaben vor. Dieses Vorgehen war möglich, weil die bisherige SeeVertO 
auf das LondonHBÜ zurückging, und die CLNI ihrerseits wesentliche Grundgedan-
ken des LondonHBÜ übernommen hat (§ 4 Rn 2).4 Aus dem ersten Teil der SVertO 
uneingeschränkt auch im Binnenschiffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahren an-
wendbar sind die §§ 3 ,4 Abs 4, 5 ,6 , 7 Abs 1, 2 Nr 1,4, 6, 7 und Abs 3,4, §§ 9 ,10 Abs 1 
und 2, §§ 11 bis 15,17 bis 23 Abs 1, §§ 24 bis 29 sowie die §§ 31 bis 32 Abs 2 und 33 
SVertO. 

2. Errichtung eines Fonds (S 5d Abs 2) 

a) Überblick 

5 Die Haftungsbeschränkung kann zunächst durch Errichtung eines Fonds nach der 
SVertO bewirkt werden. Bei dem hierfür vorgesehenen Verteilungsverfahren handelt 
es sich um ein teilweise dem Insolvenzverfahren vergleichbares, besonders ausgestal-

1 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 32. 
2 Gesetz über das Verfahren bei der Errichtung und Verteilung eines Fonds zur Beschränkung der Haftung 

in der See- und Binnenschiffahrt (Schiffahrtsrechtliche Verteilungsordnung - SVertO) ν 23. 3.1999 (BGBl I, 
149) idF der Berichtigung ν 9.2.2000 (BGBl 1,149). Die SVertO ist abgedruckt unter Nr 5. 

3 BGBl 1,1130; zuletzt geändert durch Gesv 5.10.1994 (BGBl 1,2911). 
4 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 39f. 
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tetes Vollstreckungsverfahren, das nicht der freiwilligen, sondern der streitigen Ge-
richtsbarkeit angehört.5 Hilfsweise, dh wenn die SVertO insoweit nichts anderes 
bestimmt, ist daher gem §§ 3, 34 Abs 2 S 1 SVertO auf die Vorschriften der ZPO zu-
rückzugreifen. Die regelungstechnische Ähnlichkeit des Schiffahrtsrechtlichen Ver-
teilungsverfahrens mit dem Insolvenzverfahren gestattet es dem Gesetzgeber, zB in 
den §§ 18 und 19 SVertO auf Vorschriften der InsO zu verweisen. Die Funktion des 
Verteilungsverfahrens besteht darin, die Haftungssumme in möglichst gerechter 
Weise auf die Gläubiger zu verteilen und - anders als das Insolvenzverfahren - den 
Zugriff der Gläubiger auf das übrige Vermögen des Schuldners zu verhindern.6 Das 
Verfahren gliedert sich in ein Eröffnungsverfahren, ein Feststellungsverfahren 
und ein Verteilungsverfahren im engeren Sinne. Das Verfahren beginnt mit der 
Antragstellung durch den Schuldner, worauf das Gericht die Höhe der einzuzahlen-
den Haftungssumme festsetzt und das Verteilungsverfahren eröffnet. Der Eröff-
nungsbeschluß bewirkt materiell-rechtlich die Haftungsbeschränkung. Nach Eröff-
nung des Verfahrens erläßt das Gericht ein Aufgebot, um die teilnahmeberechtigten 
Gläubiger festzustellen. In einem Prüfungstermin werden die angemeldeten Forde-
rungen auf ihre Berechtigung hin überprüft und ggf festgestellt. Anschließend er-
folgt die Verteilung der Haftungssumme anteilig auf die festgestellten Ansprüche. 

b) Antragsberechtigung (§35 SVertO) 

Die Eröffnung eines Binnenschiffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahrens kann durch 6 
einen Schiffseigner oder durch eine der in § 5c Abs 1 genannten Personen (§ 5c Rn 2 
bis 8) beantragt werden. Dabei erfaßt ein Verteilungsverfahren jeweils eine ganze 
der in den Nr 1 bis 3 des § 35 SVertO aufgeführten Gruppen von Personen mit der 
Folge, daß das Verfahren die Gesamtheit der Ansprüche erfaßt, die aus einem be-
stimmten Ereignis gegen diese Personen entstanden sind (vgl auch § 36 Abs 3 S 1 und 
§ 38 Abs 1 Nr 2 SVertO).7 Diese Regelung geht von der Überlegung aus, daß die Haf-
tung für alle Ansprüche aus demselben Ereignis (§ 5a Rn 3) durch Errichtung eines 
Haftungsfonds auch dann auf eine einheitliche Haftungssumme beschränkt sein soll, 
wenn sie sich gegen verschiedene Schuldner richten.8 Hat ein Charterer die Durch-
führung eines Verteilungsverfahrens beantragt, können in diesem Verfahren auch 
Ansprüche aus demselben Ereignis etwa gegen den Eigentümer des Schiffes ange-
meldet werden.9 Das Verteilungsverfahren ist zudem immer schiffsbezogen.10 Sind 
also an einer Havarie mehrere Schiffe beteiligt, die jeweils eine Mitschuld an der Ha-
varie tragen, ist für jede Personengruppe iSv § 35 SVertO eines jeden Schiffes ein ge-

5 Rate SeeHR Anh $ 4S7e HGB Rn 3; Rittmeister Haftungsbeschränkungsverfahren, 74. 
6 Rittmeister Haftungsbeschränkungsverfahren, 72. 
7 BegrGÄHB,BT-Drs 13/8446,43. 
8 Hefter Haftungsrecht, 84. 
9 LG Hamburg TranspR 2005,259, 2S0. 

10 Hierzu Freise Reederhaftung, 178f. 
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sondertes Verteilungsverfahren durchzuführen.11 Aus diesem Grund müssen auch 
der Eigner eines Schubbootes und der Eigner eines Schubleichters, die gemeinsam 
einen Schubverband bilden, gesonderte Verteilungsverfahren betreiben. Zur Verän-
derung der Haftungshöchstbeträge in diesem Fall vgl § 5e Rn l l f . Lediglich dann, 
wenn ein Lotse die Eröffnung eines Binnenschiffahrtsrechtlichen Verteilungsver-
fahrens beantragt, erfaßt das Verteilungsverfahren nur die gegen diesen gerichteten 
Ansprüche (§ 36 Abs 3 S 2 SVertO). Grund hierfür sind die in § 5i für den Lotsen vor-
gesehenen Sonderhaftungshöchstbeträge, die regelmäßig niedriger sind als die nor-
malen Haftungshöchstbeträge der §§ 5e, 5f Abs 1. Allerdings kann der Lotse die 
Durchführung des auf ihn begrenzten Verteilungsverfahrens nur beantragen, wenn 
nicht schon auf Antrag einer anderen Person desselben Personenkreises ein Vertei-
lungsverfahren durchgeführt wird (§36 Abs 3 S 2 Halbs 2 SVertO). In dem umge-
kehrten, im Gesetz nicht geregelten Fall, daß zunächst der Lotse und später eine an-
dere der in § 35 Abs 1 Nr 1 SVertO genannten Personen die Durchführung eines 
Verteilungsverfahrens beantragt hat, ist das zuerst beantragte Verteilungsverfahren 
entsprechend §§ 30, 34 Abs 2 SVertO zu erweitern.12 Andernfalls könnten die aus 
dem Ereignis berechtigten Gläubiger entgegen dem Grundsatz, daß für alle Ansprü-
che aus demselben Ereignis eine einheitliche Haftungssumme bestehen soll (Rn 6), in 
zwei Töpfe greifen, ohne daß dies in irgendeiner Form gerechtfertigt wäre. Dies gilt 
um so mehr, als es häufig vom Zufall abhängen wird, wer zuerst die Durchführung 
eines Verteilungsverfahrens beantragt.13 Antragsberechtigt ist nach § 35 S 1 SVertO 
auch der Versicherer, der die Haftung in bezug auf Ansprüche versichert, für die 
eine der zuvor genannten Personen ihre Haftung beschränken kann. 

c) Anspruchsklassen (§ 36 iVm § 1 Abs 4 SVertO) 

7 Wie für jede Gruppe von Antragstellern (Rn 6) findet auch für jede der in § 36 Abs 1 
iVm § 1 Abs 4 SVertO genannten Anspruchsklassen ein eigenes Verteilungsverfah-
ren statt (vgl § 36 Abs 3 S 1 SVertO), um zu verhindern, daß eine einzige Haftungs-
summe für die Befriedigung verschiedenartiger Ansprüche verwendet wird.14 Die 
Eingruppierung einer Forderung in eine bestimmte Anspruchsklasse erfolgt jeden-
falls dannaufderGrundlagedeutschenRechts,wennderHaftungsfondsinDeutschland 
auf der Grundlage deutschen Rechts eröffnet wurde.15 In der Anspruchsklasse Α und 
der Anspruchsklasse D und damit in einem Verteilungsverfahren zusammengefaßt 
werden die Ansprüche wegen Personenschäden und wegen Sachschäden, weil 
zwischen diesen beiden Anspruchsarten ein enger Zusammenhang besteht.16 Das 

11 Vgl Herta Haftungsrecht, 86. 
12 Herber Haftungsrecht, 126; a/\ Rittmeister I laftu ngsbcsch ran ku π gs verfall ren, 175f. 
13 Herber Haftungsrecht, 126. 
14 Rabe SeeHR Anh § 487e HGB Rn 7. 
15 LG Hamburg TranspR 2005,259, 2S1. 
16 Begr GÄHB, BT-Drs 13/8446, 44. 
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Verhältnis der Haftungssummen für diese beiden Anspruchsarten zueinander ist in 
§ 5g bzw § 5h Abs 4 geregelt. Auf die konkrete Anspruchsgrundlage kommt es für die 
Eingruppierung nicht an.17 

Allerdings bestimmt S 1 Abs 5 Nr 1 iVm § 36 Abs 2 SVertO für diese beiden Anspruchs- 8 
arten, daß dann, wenn einerseits Ansprüche wegen Personenschäden, für die die Haf-
tung beschränkt werden kann, nicht entstanden oder nicht mehr geltend gemacht 
werden können, oder die Summe der Ansprüche wegen Personenschäden allein die in 
§ 5e bzw § 5h Abs 2 Nr 1 genannten Haftungshöchstbeträge nicht übersteigt und an-
dererseits die Summe der Ansprüche wegen Sachschäden die in § 5 f bzw § 5h Abs 2 Nr 2 
genannten Haftungshöchstbeträge übersteigt, ein Verteilungs verfahren allein für An-
sprüche wegen Sachschäden stattfindet. Ebenfalls ein Verteilungsverfahren allein 
für Ansprüche wegen Sachschäden findet statt, wenn die Summe der Ansprüche we-
gen Sachschäden die in § 5f bzw § 5h Abs 2 Nr 2 genannten Haftungshöchstbeträge 
übersteigt und Ansprüche wegen Personenschäden zwar gegen andere Schuldner der 
gleichen Personengruppe iSv § 35 S 1 SVertO geltend gemacht werden können, nicht 
aber gegen den Antragsteller, und der Antragsteller die Durchführung eines isolierten 
Verteilungsverfahrens nur für Ansprüche wegen Sachschäden beantragt (§ 1 Abs 5 Nr 2 
iVm § 36 Abs 2 SVertO). Sinn dieser Regelungen ist es zu verhindern, daß der An-
tragsteller für die Haftungsbeschränkung in jedem Fall die Gesamtsumme nach §§ 5e 
und 5f aufbringen muß. Zu den Besonderheiten von isolierten Verteilungsverfahren 
wegen Sachschäden vgl §§ 7 Abs 2 Nr 3 Halbs 2, 8 Abs 1 Nr 3 , 1 0 Abs 3 SVertO. Stellt 
sich im Laufe des Verfahrens heraus, daß die Summe der angemeldeten Ansprüche aus 
demselben Schadensereignis wegen Personenschäden, die der Haftungsbeschränkung 
unterliegen, den Haftungshöchstbetrag des § 5e übersteigt, ist das Verteilungsver-
fahren gem §§ 16 ,30 ,48 SVertO auf Ansprüche wegen Personenschäden zu erweitern 
und die Haftungssumme neu festzusetzen.18 

d) Zulässigkeit des Antrags 

Zulässig ist der Antrag nur, wenn der Antragsteller seine Haftung für die aus einem 9 
bestimmten Ereignis (§ 5a Rn 3) entstandenen Ansprüche nach den §§ 4 bis 5m be-
schränken kann und wegen zumindest eines solchen Anspruchs im Geltungsbereich 
der SVertO ein gerichtliches Verfahren eingeleitet wird oder werden kann. Anders 
als im Seerechtlichen Verteilungsverfahren (§ 1 Abs 3 SVertO) genügt für das Binnen-
schiffahrtsrechtliche Verteilungsverfahren, wenn die Möglichkeit zur Einleitung eines 
gerichtlichen Verfahrens besteht. § 35 SVertO folgt damit den Vorgaben des Art 11 
Abs 1 S 1 CLNI, der mit dieser Lockerung unnötige Gerichtsverfahren und Verzöge-
rungen bei der Schadensabwicklung verhindern will.19 Der Begriff des gerichtlichen 

17 LG Hamburg TranspR 2005,259,261. 
18 Rittmeister Haftungsbeschränkungsverfahren, 172ff. 
19 Denkschrift CLNI, BT-Drs 13/8220, 31. 
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